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(Beginn um 9.01 Uhr.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Einen wunderschönen guten Morgen! Ich darf somit die 18. Sitzung des Wiener Gemeinderats am heutigen Tag für eröffnet erklären.

Ich darf bekannt geben, dass die Zweite Landtagspräsidentin, Frau Prof Erika Stubenvoll, entschuldigt ist.

Wir kommen gleich zur Fragestunde.

Die 1. Anfrage (FSP/02492/2002/0001-KVP/GM) wurde von Herrn GR Dr Hahn an die amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Gesundheits- und Spitalswesen gerichtet: Wie begründen Sie die Tatsache, dass die Wiener Rettung (MA 70) laut Angaben ihres Leiters nicht mit ausreichenden Kapazitäten an Personal und Material ausgestattet ist, obwohl die Zahl der Einsätze seit Jahren stetig steigt?

Ich ersuche um Beantwortung.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Bezüglich Ihrer Anfrage über die Wiener Rettung muss ich sagen, Sie haben bereits richtig in Ihrem Text bemerkt, dass es in den letzten Jahren ein wachsendes Einsatzaufkommen im Bereich des Rettungswesens gab. Die MA 70 - das ist der Rettungs- und Krankenbeförderungsdienst der Stadt Wien - nennt zirka eine Steigerung von 30 000 Einsätzen seit 1997. Sprunghaft war das Einsatzgeschehen in den vergangenen ersten Monaten dieses Jahres um zirka 5 400 Einsätze. Das war nicht vorhersehbar, aber es ist ziemlich klar, dass die Ursache für diese Steigerung in der Einführung der Ambulanzgebühr zu sehen ist. Die Menschen gehen nicht mehr in die Ambulanzen, wenn sie Beschwerden haben, sie erreichen oft ihren Arzt nicht, sie scheuen die langen Wartezeiten und wollen rasch Hilfe haben. Also ist es das Einfachste, die Wiener Rettung zu rufen und somit kommt eine Bundesmaßnahme der Stadt Wien wieder teurer.

Auch der Ärztefunkdienst dürfte derzeit in Anbetracht dieser Lage nicht ausreichend sein. Ich habe bereits Gespräche mit Herrn Präsidenten Dorner aufgenommen, dass wir die Möglichkeiten des Ärztefunkdienstes erweitern. Es sind weder schwere Erkrankungen noch Unfälle verantwortlich, sondern diese Tatsache, dass vermehrt die Rettung gerufen wird, dass die Leute Hilfe brauchen, seien es Betthebungen oder andere soziale Probleme. Die Menschen, die diese Notrufe beantworten, können aber aus der Art des Notrufs nicht entscheiden, was zu tun ist, sodass der Einsatz vor Ort erst geschehen muss. Den Menschen ist auch nicht bekannt, dass die Nummer 144 nur der Rettungseinsatz ist und nicht auch die Krankenbeförderung, sodass sie oft an Stelle der Krankenbeförderung einen Rettungseinsatz anfordern.

Wir hoffen, dass es irgendwann österreichweit zu einer Einigung auf das geplante Funksystem kommt. Damit ist vielleicht eine bessere Koordination vor Ort möglich, sodass man dann den richtigen hinschicken kann. Im Zweifelsfall wird das jedoch immer wieder die Rettung sein.

Bereits mein Amtsvorgänger, Herr VBgm Dr Sepp Rieder, hat dieser Zahl der steigenden Rettungseinsätze Rechnung getragen und hat als erste Maßnahme das Notarzteinsatzfahrzeug im Jahr 1996 ins Leben gerufen. Dadurch ist es möglich, die Ärzte effizienter einzusetzen, weil sie nicht immer auf den Abtransport warten müssen, rascher vor Ort sind und sich dann, wenn sie nicht gebraucht werden, wieder vom Ort des Einsatzes entfernen können. 

Es wird jedoch aus verrechnungstechnischen Gründen dann für den weiteren Transport der Patienten kein Krankentransport, sondern ein Rettungstransport durchgeführt. Ich werde Verhandlungen mit den Krankenkassen führen, dass die Abrechnung in dieser Art erfolgt, dass wir diese Einsätze zielgerichteter durchführen können. Wir haben aber schon mit der Einstellung des Krankentransportwagens vermehrt private Transporte herangezogen, um einen effizienteren Einsatz zu ermöglichen.

Wir setzen auch ständig infrastrukturelle Maßnahmen. Sie haben gesehen, es wurde voriges Jahr die neu erbaute Rettungszentrale eröffnet, mit der es eine wesentlich bessere Einsatzmöglichkeit für das Personal gibt. Der Aufwand war ein sehr hoher, ein dreistelliger Millionenbetrag, und wir haben uns damit sehr deutlich zu einer schlagkräftigen einsatzfähigen Wiener Rettung bekannt. Ich möchte noch einmal betonen, wir sind die einzige Stadt und das einzige Bundesland, das sich einen eigenen Rettungsdienst, einen Rettungsdienst von der Stadt Wien, leistet.

Wir haben Modernisierungen in anderen Rettungs-stationen vorgenommen und werden weitere in Zukunft vornehmen. Es sind natürlich ständig Instandhaltungsmaßnahmen und Verbesserungsmaßnahmen nötig, die ebenfalls kostenintensiv sind. Sie wissen auch, dass die schwereren Autos jetzt andere Voraussetzungen erfüllen, dass wir die Menschen jetzt auf einen anderen Führerschein zur Prüfung führen müssen und genauso ist das neue Rettungsgesetz und das neue Rettungssanitätergesetz, das eine weitere Ausbildung fordert. Wir haben damals gesagt, die Kosten für die Wiener Rettung belaufen sich auch dadurch auf mindestens 12 Millionen S pro Jahr, weil durch die vermehrte Schulung Personalmangel eintritt.

Herr Chefarzt Dr Kaff hat natürlich darauf aufmerksam gemacht, dass er mehr Kapazitäten bräuchte. Das steht auch jedem Abteilungsleiter zu. Wir sind dem beigekommen, indem wir gesagt haben, wir setzen einmal einen Koordinator für all das ein und werden versuchen, erweitert die privat anbietenden Rettungsdienste heranzuziehen, um mit den derzeit vorhandenen Kapazitäten auszukommen. Es werden Maßnahmen gesucht, wie wir noch effizienter einsetzen können. Sollten alle Maßnahmen ausgeschöpft sein, wird es natürlich zu weiteren Investitionen, sowohl personeller Natur als auch von Rettungsfahrzeugen, kommen.

Ich möchte nur sagen, wir haben vor einiger Zeit, im Jahr 1998, eine Patientenbefragung über die Zufriedenheit mit der Wiener Rettung durchgeführt. Diese fiel äußerst zufrieden aus. Ich bin sicher, wenn wir diese Befragung jetzt erneut durchführen, erreichen wir das gleiche Maß an Zufriedenheit wieder.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die erste Zusatzfrage: Herr GR Dr Hahn, bitte.

GR Dr Johannes Hahn (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Stadträtin!

Es kann nicht unwidersprochen bleiben, dass Sie die Zunahme der Rettungseinsatzfälle auf die Ambulanzgebühr zurückführen. Herr Chefarzt Dr Kaff, der für mich in dieser Frage sicher die erste Autorität ist, hat selbst in dem Zeitungsartikel davon gesprochen, dass in den letzten fünf Jahren die Zahl der Einsätze zugenommen hat. Ich glaube, es ist auch Ihrer Aufmerksamkeit nicht entgangen, dass die Ambulanzgebühr jüngeren Datums ist. Ich denke nicht, dass die Zunahme der Einsätze sozusagen auf die Ambulanzgebühren zurückzuführen ist. Alles kann man nicht den Ambulanzgebühren zuordnen.

Aber nun zur konkreten Frage. Sie haben selbst gesagt, Sie haben einen Koordinator eingesetzt, einen Mitarbeiter Ihres Kabinetts. Mich würde nun wirklich präzise interessieren, ob es einen Zeitplan gibt, bis wann diese Erhebung durchgeführt wird, bis wann wir tatsächlich einen allfälligen Mehrbedarf im Bereich der Wiener Rettung kennen? Und wenn Ja, ob dafür budgetär in den nächsten Jahre Vorsorge getroffen wird?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Herr Gemeinderat!

Auch Sie haben mir nicht ganz aufmerksam zugehört, denn ich habe gesagt, es kam zu einer Steigerung um 30 000 Einsätze seit 1997, aber die Steigerung um 5 400 Einsätze in den ersten Monaten dieses Jahres sind auf die Ambulanzgebühr zurückzuführen, weil es war klar, dass es noch ein Nachhang zur Ambulanzgebühr ist, weil die Vorschreibungen erst in der zweiten Hälfte 2001 zum Tragen kamen. Dass ich die gesteigerten Einsätze seit fünf Jahren nicht darauf zurückführe, das habe ich, glaube ich, klar und deutlich ausgedrückt.

Es sind jetzt die Koordinationsgespräche und wir hoffen, dass wir innerhalb von zwei bis drei Monaten genau sagen können, was nötig ist. Sie wissen aber auch, dass österreichweit noch die Gespräche der Landeshauptleute stattfinden und es zu einer Einigung auf ein neues Funksystem kommen soll, das dann effizienter sein wird. Man wird sich dann auch danach richten müssen, wie wir effizient einsetzen können. 

Ich habe Sie darauf hingewiesen, ein Teil ist, dass im Moment mit dem Ärztefunkdienst mit hoher Wahrscheinlichkeit nicht das Auslangen gefunden wird, ein Teil ist auch, dass Krankentransporte statt Rettungseinsätzen nötig sind. Es wird das jetzt erhoben und ich hoffe, ich kann Ihnen schon bei unserem ersten Gespräch Anfang September dieses Jahres zumindest eine grobe Richtlinie geben. Eine endgültige Abschätzung kann ich, glaube ich, bevor wir wissen, wie das neue Funksystem ausschaut, wie wir da alle an einen Tisch bringen können, nicht geben. 

Mir schwebt vor, sowohl die Krankentransporte in der Zentrale wie eventuell auch den Ärztefunkdienst, sodass man dann sehr rasch sieht, wie man einteilen kann. Das wäre dann, was heute nicht möglich ist, eine optimale Lösung, weil manchmal wird sicher der Ärztefunkdienstarzt reichen, manchmal der Krankentransport und oft ist die Rettung nötig. Nur der effiziente und richtige Einsatz ermöglicht uns, die kostengünstigste und beste Form zu nützen.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die zweite Zusatzfrage: Herr GR Mag Kowarik, bitte.

GR Mag Helmut Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Stadträtin!

Es gibt im Bereich der Wiener Rettung doch eine Reihe Probleme und im Zusammenhang mit dem Problem der Rettungsfahrten sind auch die Krankentransporte anzusprechen. Dieser gesamte Komplex ist eigentlich in Wien mit dem Rettungs- und Krankenbeförderungsgesetz geregelt. 

Nun ist dieses Rettungs- und Krankenbeförderungsgesetz schon seit Jahren überholungsbedürftig, wenn man so sagen kann, und wir haben von unserer Fraktion im Februar 2000 einen Antrag gestellt und eine konkrete Gesetzesvorlage eingebracht, die allerdings für Wien sicher zu überarbeiten ist. Damals wurde uns von Herrn StR Rieder mitgeteilt, dass bei der MA 15 an der Erstellung eines Entwurfs für das neue Wiener Rettungs- und Krankenbeförderungsgesetz bereits gearbeitet wird. Das ist nun zwei Jahre her, es hat sich einiges getan und ich frage Sie, wann mit einem neuen Rettungs- und Krankenbeförderungsgesetz zu rechnen ist?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Herr Gemeinderat!

Ich weiß auch, dass es in Bearbeitung ist. Es kamen ja auch bundesweit die Gesetze, die darauf Einfluss nehmen. Ich werde auch Sie schriftlich darüber informieren, wie weit der jetzige Stand ist, wie weit bundesgesetzliche Vorgaben noch eingearbeitet werden müssen, weil es nicht sinnvoll ist, alles danach zu ändern und es war zuerst das Rettungssanitätergesetz, das entscheidend war. Sobald ich Bescheid weiß, wann es absehbar ist, wann dieses Gesetz kommt, werde ich Sie sofort informieren.

Ich hoffe aber auch, dass ich bei dem Gespräch, das wir Anfang September führen, schon sehr viel mehr Fragen beantworten kann, sowohl vom Herrn GR Hahn als auch von Ihnen.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die dritte Zusatzfrage: Frau GRin Dr Pilz, bitte.

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Frau Stadträtin!

Das Grüne Kreuz ist seit Februar 2002 eine öffentlich anerkannte Rettungsorganisation. Trotz dieser Genehmigung ist es nicht möglich, über die Bettenzentrale der MA 70 in die Versorgung eingebunden zu werden. Ich habe hier das entsprechende Schreiben von Herrn Chefarzt Dr Kaff. Darin steht zum Verein Grünes Kreuz: "Diese Bewilligung impliziert nicht die Aufnahme in den so genannten Rettungsverbund." Und als Begründung: "Auch habe ich Ihnen bei einem Gespräch, das hier stattgefunden hat, mitgeteilt, dass eine technische Anbindung an unser Computersystem derzeit nicht möglich ist." - Wir glauben, dass das doch keine stichhaltige Begründung ist, denn die Zuweisung erfolgt telefonisch.

Ich frage Sie daher: Warum nehmen Sie diese Möglichkeit, die knappen Ressourcen auszuweiten und der Lösung des Problems näher zu kommen, nicht in Anspruch?

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Frau Gemeinderätin! 

Ich habe schon vorhin erklärt, dass sehr viel an dem Funksystem hängt, dass wir in der Rettungszentrale durch das derzeit vorhandene und auch schon überholte natürlich Probleme haben und dass man das daher auch nicht ausweiten kann. Es hat keinen Sinn, vorher noch irgendetwas zu investieren, denn Sie wissen - ich habe das gerade erklärt -, es ist österreichweit im Gange, wie das Funksystem gestaltet wird, wer den Zuschlag bekommt. Das sollte in ganz Österreich einheitlich sein, wird aber bis Ende des Jahres so weit sein. Wir müssen dann raschest die Wiener Rettung damit ausstatten, aber es wird viel mehr als die Wiener Rettung betreffen, denn es wird ein einheitliches System und dann ist es möglich, die jetzigen Kapazitäten zu ersetzen. 

Derzeit liegt das Problem an der Funkzentrale, nur werde ich nicht eine neue Funkzentrale errichten, wenn in einem halben Jahr die Entscheidung fällt, welche Funkzentrale für Österreich gewünscht ist und wir dann etwas Neues bauen müssten. Das wäre kein sinnvoller Ressourceneinsatz, nur die Mitarbeiter der Funkzentrale sind jetzt wirklich am Limit dessen, was sie bewältigen können und sie schaffen es auch nicht mehr.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die letzte Zusatzfrage: Herr GR Dr Hahn, bitte.

GR Dr Johannes Hahn (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Stadträtin!

Um hier anzuknüpfen: Ist die Aufgabe des Koordinators, der den Bedarf feststellen soll, so definiert, dass er nur den Bedarf im Bereich der Wiener Rettung erheben soll oder ist seine Aufgabenstellung auch, dass er die anderen Anbieter dieser Stadt, und zwar nicht nur die traditionellen großen Vier, sondern auch die Krankenbeförderungsgesellschaften, die - ich sage es einmal so - mittlerweile am Markt etabliert sind, mit einschließt in seine Erhebungen, sodass wir dann eine fundierte, umfassende Analyse über die Verfügbarkeit der Kranken- und Rettungsbeförderungseinrichtungen in dieser Stadt haben?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Herr Gemeinderat!

Es ist primär derzeit nur an das Rettungswesen gedacht, denn die Krankenbeförderung regelt sich der Markt selbst. Es ist den Spitälern freigestellt, wen sie rufen. Es wird auch massiv Werbung aller verschiedenen Krankentransportwesen getroffen, sodass es in erster Linie darum geht, den Rettungseinsatz, den auch die anderen führen, zu koordinieren und im zweiten Schritt, nachdem das jetzt bis zum Einsatz der neuen Funkzentrale vorliegt, dann überhaupt zu sagen, was möglich ist, wenn noch mehr eingebunden sind. Derzeit können wir uns aber nicht alles zugleich vornehmen, sondern es sind jetzt einmal mit den möglichen Kapazitäten, was bisher zusammengearbeitet wurde, die Erweiterungsmöglichkeiten zu beachten.

Ich danke den Bediensteten der MA 70 wirklich für den tagtäglichen schweren Einsatz, den sie haben. Ich habe mich unlängst erst davon überzeugt, wie schwer ihr Dienst ist und was sie tagtäglich erbringen. Ich hoffe, dass wir durch die Koordination und die Besprechungen ein wesentliches Plus in der Zufriedenheit der Mitarbeiter und einen effizienten Einsatz erreichen. Es ist eines der Themen bei unserer interfraktionellen Besprechung, wie es dann weitergeht, wenn die neue Funkzentrale da sein wird, welche Möglichkeiten es gibt. Aber ich möchte den Spitälern die Möglichkeit, sich ihre Krankentransporte selbst auszusuchen, nicht nehmen. Da will ich nicht regelnd von oben eingreifen, genauso wenig wie ich der Sozialversicherung vorschreibe, mit wem sie Verträge abzuschließen hat. Mein regulierendes Eingreifen wird ein eher minimales sein.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Somit ist die 1. Anfrage beantwortet.

Wir kommen zur 2. Anfrage (FSP/02493/2002/0001-KFP/GM) von Herrn GR Mag Kowarik. Diese ist ebenfalls an Frau Dr Pittermann gerichtet: Seit Jahrzehnten wird von einer Zusammenarbeit im Bereiche der Gesundheitseinrichtungen zwischen Wien und Niederösterreich gesprochen. Stadtrat Dr Rieder berichtete von Gesprächen, allerdings ohne Ergebnis, auch Sie berichten nunmehr von einem Gespräch mit der niederösterreichischen Gesundheitslandesrätin. Ein Kooperationsvertrag wird angekündigt und Leistungspläne zwischen Wien und Niederösterreich sollen abgestimmt werden. Tatsache ist, dass Wien an einer großen Zahl von niederöster-reichischen Patienten sowohl spitzenmedizinische Leistungen als auch medizinische Routinetätigkeiten durchführt, ohne eine entsprechende finanzielle Abgeltung von Niederösterreich zu bekommen. Welche Leistungen, die in Wiener Krankenanstalten erbracht werden, sollen nunmehr von Niederösterreich entsprechend honoriert werden? 

Ich bitte um Beantwortung.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Sehr geehrter Herr Gemeinderat! 

Bezüglich Ihrer Anfrage wegen der Gespräche mit Niederösterreich: Wie Sie auch aus den Medien erfahren haben und wie ich es Ihnen angekündigt habe, ich habe Gespräche mit meiner niederösterreichischen Kollegin geführt. Der Großteil der finanziellen Regelung geht jedoch nicht über die Gesundheitsreferenten, sondern über die Finanzreferenten. Wir haben grundsätzlich darüber gesprochen, was an Kooperationen in der Ostregion gedacht ist, weil man nicht Überkapazitäten und nicht Unterkapazitäten haben sollte. 

Sie wissen, das Problem ist mit jenen Patienten, die wir in Wien behandeln und die ihren Hauptwohnsitz nicht in Wien haben, was aber auch einige betrifft, die dann wieder in Wien krankenversichert sind, wodurch es immer Schwierigkeiten der Abgrenzung gibt. Wir erbringen sehr viele Leistungen für diese Patienten. Es ist ein Durchschnittswert über alle Leistungen von 14 Prozent der so genannten Gastpatienten. 

Ich möchte nur auf einige Spitzenleistungen hinweisen, wo wir einen Anteil von bis zu 50 Prozent an Gastpatienten haben. Das sind: Neurochirurgie, zum Teil Herzchirurgie, Orthopädie, Strahlentherapie, aber auch die Stroke Units in Wien werden von niederösterreichischen Patienten genutzt. Sie wissen genauso gut, dass der niederösterreichische Landesfinanzreferent mit dieser Art der Leistungserbringung nicht gerade unglücklich ist. Da bin eher ich unglücklich. 

Nun hat sich mit der Kollegin Onodi in den Gesprächen ergeben, dass sie die Strahlentherapie in Krems früher ausbauen wollen. Es ist immer schwankend gewesen, es wird 2004 oder 2005 bis 2008 ausgebaut, aber jetzt rechnen die Niederösterreicher, dass ab dem Jahr 2005 die Strahleneinrichtung in Krems fertig sein soll. Womit sie rechnen, ist, dass sich eine Entlastung für Lainz ergibt, das inzwischen mehr als 50 Prozent niederösterreichische Patienten hat. 

Sie wissen aber, da wir sehr verwandte Berufe haben, wie sehr Therapien nach Möglichkeiten wandeln. Wir haben natürlich, wenn wir zu wenig Strahleneinrichtungen haben, mehr Chemotherapien, denn man behandelt die Patienten, die warten. Wenn man mehr Strahleneinrichtungen hat, bestrahlt man mehr Patienten. Ich glaube daher nicht, dass die Kapazität damit so erreicht ist, wie es meine niederösterreichische Kollegin glaubt, sondern ich glaube, dass durchaus die Anforderungen zu Strahlentherapien weiter steigen werden, weil es ein mit den modernen Techniken schonendes Verfahren für Patientinnen und Patienten ist. 

Ich möchte auch noch darauf hinweisen, dass wir in Lainz Strahlentherapiebetten haben, also Isotopenbehandlungen machen. Es ist Ihnen bekannt, dass jetzt auch Isotopenantikörper im Bereich der hämatologischen Therapie auf den Markt kommt. Es gibt darunter reine Betastrahler wie das Präparat der Firma Schering, wo man die Patienten nicht in Strahleneinrichtungen unterbringen muss. Aber es gibt auch den Antikörper, der mit Jod 131 markiert ist, der sowohl ein Beta- als auch ein Gammastrahler ist, wo man schon aus Gründen des Strahlenschutzes für die Bevölkerung diese Patienten aufnehmen muss. 

All das sind die Dinge, die wir zusammenführen müssen. Ich sehe ein, dass Sie immer ungeduldig wegen des Krankenanstaltenplans sind, aber genau das sind die Gespräche, weil ich nicht Kapazitäten bei mir aufbaue, die nebenan in Niederösterreich aufgebaut werden und Niederösterreich hält sich immer wieder sehr bedeckt, was in nächster Zukunft durchgeführt werden soll. 

Sie wissen auch, dass wir anfangs in Wien fast alle Visudynebehandlungen gehabt haben, nicht nur aus der Ostregion, sondern viel weiter, weil außer Innsbruck und Wien hat es niemand angeboten. Es ist eine Therapie, die nicht so schwierig ist, die man durchaus in allen Bundesländern durchführen kann. Das Burgenland hat jetzt, ich glaube in Oberpullendorf, eine entsprechende Einrichtung und auch das Krankenhaus St. Pölten führt derzeit eine durch. 

Ich werde im Herbst noch Gespräche haben - das haben wir ausgemacht -, gemeinsam mit der Kollegin Onodi, aber auch dem Finanzlandesreferenten, beim Herrn Vizebürgermeister, weil für das, was derzeit genutzt wird - im Vordergrund ist, dass die §‑15a-Vereinbarung derzeit steht -, doch wie im ÖKAP vorgesehen, Niederösterreich seinen entsprechenden Anteil für den zweiten Linearbeschleuniger im SMZ-Ost bezahlen soll. Niederösterreich hält sich sehr bedeckt. Sie wissen, dort ist eine Landtagswahl und jeder will gewinnen. 

Als Ärztin tue ich mir schwer zu sagen, dann bestrahlt sie nicht, weil wir ausgelastet sind, auch wenn wir niederösterreichische Patienten nicht bestrahlen müssen. Es steht immer im Vordergrund, wer der dringlichere Patient ist, aber es ist wirklich nicht einzusehen, dass man sich auf den Standpunkt stellt, wir haben das zu bezahlen. 

Wir haben das Problem genauso im Bereich der neurochirurgischen Leistungen. Niederösterreich hat zwar eine kleine Neurochirurgie in St. Pölten, aber diese ist sicher nicht ausreichend für das ganze Bundesland. Wien ist doch irgendwie das Zentrum von Niederösterreich und die Patienten scheuen sich auch, nach St. Pölten zu fahren. Außerdem sind wir in unseren Strukturen ohne Rufbereitschaft offensichtlich auch für die niederösterreichischen Patienten kompetenter. 

Wir haben eben dieses weitere Gespräch vereinbart. Wir haben vereinbart, dass orthopädische Patienten jetzt in größerem Maße von uns nach Wiener Neustadt weitergeleitet werden, genauso Strahlenpatienten nach Wiener Neustadt. Niederösterreich hat ja die Regelung mit dem Burgenland getroffen und das Burgenland hat sich sehr wohl an einer Strahleneinrichtung in Wiener Neustadt finanziell beteiligt und dort werden burgenländische Patienten behandelt. Genauso erwarte ich es mir von Niederösterreich, dass man ebenfalls auf unsere Leistung Rücksicht nimmt und uns eine Abgeltung dafür gibt. Ich bin zuversichtlich, dass wir gemeinsam dann doch für den nächsten Österreichischen Krankenanstaltenplan mehr an einer Gesamtregion Ost arbeiten, als nur bundesländerweise. Das ist sicher in Zeiten der engeren Mittel und von mehr medizinischen Möglichkeiten der geeignete Rahmen, um die Bevölkerung optimal zu versorgen. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die erste Zusatzfrage, bitte.

GR Mag Helmut Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Stadträtin!

Ich gebe Ihnen Recht, dass Wien für die onkologischen Patienten sicherlich sehr wichtig ist, vor allem die Wiener Gesundheitseinrichtungen. Ich glaube auch, wenn Niederösterreich verschiedene Einrichtungen ausbaut, wie zum Beispiel Neunkirchen oder Krems, dass das trotzdem für Wien nicht eine entscheidende Entlastung bringen wird. Denn ich glaube doch, dass im Gesamten die Patienten daran interessiert sind, in die Wiener Gesundheitseinrichtungen und Wiener Spitäler zu kommen. Wir wissen ja vom WIKRAF-Jahresbericht, dass gerade aus dem Umfeld, aus den anliegenden Orten von Wien, auch Bagatellfälle lieber nach Wien kommen und dass es vielfach schwierig ist, zuzuordnen, warum sie nach Wien kommen und warum nicht. 

Wir haben aber ein Spital, wo ganz klar und deutlich festzustellen ist, von wo die Patienten kommen und das ist eben ein Spitzenspital in Wien, das sicherlich nicht in Niederösterreich ersetzt werden kann. Ich möchte das St. Anna Kinderspital ansprechen, wo im WIKRAF-Bericht festgestellt wird, dass 31 Prozent der Patienten so genannte Gastpatienten sind und im Wesentlichen aus Niederösterreich stammen. 

Da möchte ich doch nachfragen, ob es nicht möglich ist, für diese speziellen Einrichtungen auch spezielle Finanzierungen mit Niederösterreich auszuverhandeln?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Herr Gemeinderat!

Ich nehme Ihre Anregung gerne auf. Das Problem mit dem St. Anna Kinderspital ist nur, es ist affiliiert an die Universitätsklinik. Auch da wird gesagt, es sind schon gewisse Finanzierungsströme hineingegangen. Wie gesagt, der Herr Vizebürgermeister lädt zu sich ein, weil es mehr das Gespräch der Finanzer ist und die Mediziner dabei die Beratenden sind. 

Es ist klar, dass das St. Anna Kinderspital nicht nur die Ostregion, sondern viel mehr versorgt, denn zum Glück haben wir nicht so viele schwer kranke Kinder und schon allein auf Grund der Qualität sollen diese Kinder konzentriert an einem Punkt behandelt werden. Wir sind auch weltweit führend. Es bietet jetzt die Linzer Kinderabteilung so etwas ein bisschen an, auch Graz und Innsbruck, aber sonst gibt es praktisch keine Kinderhämatologien und ‑onkologien. 

Das St. Anna Kinderspital mit Prof Gardner ist sicher österreichweit führend und hat europaweit sowie weltweit einen sehr hohen Stellenwert. Auch da muss man natürlich danach trachten, eine entsprechende Abgeltung zu erhalten.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte die zweite Zusatzfrage: Frau GRin Dr Pilz.

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Frau Stadträtin! 

Manche Debatten führen wir ziemlich wortgleich jedes Jahr wieder. Über die Situation der Versorgung von Gastpatienten haben wir schon vor einem Jahr mit durchaus den selben Argumenten gesprochen. Es hat sich seither eigentlich nichts Wesentliches geändert. Wenn die Politik nicht handelt, dann tragen die Folgen die Patienten und das Personal vor Ort aus. 

Sie haben selber schon gemeint, dass, sollte es eine strahlentherapeutische Versorgung in Krems geben, im Wesentlichen Lainz entlastet werden wird. 

Das SMZ-Ost, haben Sie selber genannt, hat eine sehr prekäre Situation. Der dortige Linearbeschleuniger ist ständig überlastet, muss oft repariert werden, ist am Limit und wird auch demnächst seinen Geist aufgeben. Wenn man den dort zuständigen Primar befragt, so hat er schon einen sehr eindringlichen Appell gerichtet, dass es möglich sein wird, dass am Ende des Tages niemand versorgt wird, nicht die Wiener Patienten und nicht die Umlandpatienten. 

Meine Frage jetzt an Sie: Wenn hier offensichtlich die Verhandlungen zu nichts führen, denken Sie dann daran, eine Weisung zu erteilen, dass Gastpatienten nachrangig behandelt werden und zuerst die Wiener Bevölkerung zum Zug kommen soll? Werden Sie das tun? Oder wie wollen Sie mit der Situation umgehen?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Frau Gemeinderätin!

Laut dem Wiener Krankenanstaltengesetz besteht der Versorgungsauftrag nur für Wiener Patienten. Damit ist bereits gesetzlich geregelt, wer den Vorrang hat. Selbstverständlich werde ich als Medizinerin nicht sagen, dass medizinische Prioritäten nicht zu berücksichtigen sind. Allerdings ist bei gleicher Indikation laut dem Wiener Krankenanstaltengesetz dem Wiener Patienten der Vortritt zu geben. Das ist bestehende Gesetzeslage. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die dritte Zusatzfrage: Herr GR Dr Hahn, bitte.

GR Dr Johannes Hahn (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Stadträtin!

Wir wissen aus den WIKRAF-Statistiken über die Zahl der Gastpatienten sehr gut Bescheid. Meines Wissens wissen wir aber sozusagen nicht die qualitativen Motive oder Beweggründe, die die Gastpatienten nach Wien geführt haben. Wir wissen aber aus Einzelfällen und aus diversen Spitälern, dass es Motive gibt, die nicht unbedingt im medizinischen Bereich angesiedelt sind. Das sind Fragen der bequemeren Erreichbarkeit der Wiener Spitäler von Anrainergemeinden aus oder auch weil man einem niederösterreichischen Spital oder einem Spital in einem anderen Bundesland diese medizinische Leistung nicht zutraut oder auch weil man ganz einfach der Meinung ist, die Behandlung würde zu viel Kosten verursachen und man versucht, die Kosten abzuschieben.

Meine konkrete Frage oder Anregung: Würden Sie es nicht für sinnvoll erachten, wenn wir zum Beispiel an Hand eines Wiener Spitals einmal eine qualitative Erhebung durchführen, inwieweit der Besuch des Wiener Spitals durch die Gastpatienten, die nach Wien kommen, und zwar unbeschadet, ob sie jetzt aus Niederösterreich, dem Burgenland oder von woanders herkommen, medizinisch gerechtfertigt ist, weil diese Art der Behandlung aus dem Einzugsgebiet, woher der Patient kommt, in der Tat nicht bereit gestellt werden kann oder ob es eben andere Motive sind? - Ich glaube, das wäre eine notwendige Verhandlungsgrundlage mit anderen Bundesländern, weil ich davon überzeugt bin, dass wir da eine nicht unerkleckliche Zahl von Patienten zusammenbekommen, die eigentlich sehr wohl in ihrem Bundesland oder in ihrer Heimatumgebung medizinisch behandelt werden könnte.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Frau Stadträtin. 

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Herr Gemeinderat!

Danke für Ihre Anregung. Ich werde mich bemühen, das so durchzuführen.

Wir haben zum Teil auch noch die Restzustände von der Zeit, wo der Tagsatz bezahlt wurde. Ich erinnere mich selber daran, wenn mich Kollegen aus den Krankenhäusern Kittsee oder Hainburg angerufen haben und gesagt haben, sie haben eine Therapieempfehlung für einen onkologischen Patienten erhalten. Ich habe gefragt, ob sie diese durchführen, worauf ich zur Antwort bekommen habe, dass sie die Spitalsverwaltung hinauswirft, wenn sie so teure Medikamente nehmen. Es war schon damals die Tendenz, die Patienten, die teuer waren, nach Wien zu schicken.

Auf der anderen Seite haben wir gerade in Fachgebieten, mit nicht großen Patientenzahlen, dadurch, dass wir gewisse Zentren anbieten, wesentlich mehr Erfahrung und dadurch wahrscheinlich auch günstigere Verläufe der Patientenkarrieren. 

Wir haben ebenso keine Rufbereitschaft und stellen in den Schwerpunktspitälern auch die Infrastruktur rund um die Uhr zur Verfügung. Zum Beispiel war der Vater eines Kollegen von mir mit einem Schlaganfall im Krankenhaus Mödling und dort ist nicht einmal eine Computertomographie durchgeführt worden - das war ein relativ junger Mensch, der noch nicht einmal Mitte fünfzig war -, um dann die entsprechende Therapie einzuleiten. Dass diese Patienten dann danach trachten, nach Wien zu kommen, wo sie auch am Wochenende und in der Nacht die adäquate Versorgung erhalten, ist natürlich selbstverständlich, denn es spricht sich unter den Patienten unerhört rasch herum, was wo und wie günstig zu erreichen ist, wo man freundlich ist, wo man gut behandelt wird und wo man an die Reihe kommt. Die Patienten haben da ein sehr gutes System, miteinander zu kommunizieren. 

Wir haben es genauso im Bereich des Donauspitals, angrenzend an Niederösterreich, dass dort eine wesentlich geringere Ärztedichte ist und dass auch offensichtlich die Nachtversorgung nicht so gut wie in Wien ist. Wir haben dort die ambulanten Patienten von Niederösterreich, die nichts Spezielles erfordern, in einem wesentlich höheren Ausmaß als in sonstigen Wiener Spitälern. 

Die Situation für die Kollegen, die einen Vertrag mit Niederösterreich haben - ich möchte jetzt nur an die Onkologie Mistelbach erinnern -, ist auch nicht rosig, wo man zuerst sagt, sie bekommen ein Primariat und dann sollen sie plötzlich dem Gastroenterologen unterstellt werden, der natürlich wieder Einfluss darauf nimmt, wie hoch die Medikamentenausgaben sind. Wenn Sie hochwertige Leistungen erbringen, so kann ich Ihnen sagen, ist es immer noch ein Verlust für das Spital. Sie können hochwertige Leistungen, wenn Sie die entsprechenden Personalvorhaltungen haben, nie mit Gewinn für das eigene Haus durchführen, wodurch die Tendenz der Häuser, die sehr häufig budgetiert sind, ist, teure Patienten abzuschieben und nicht dort zu behandeln.

Aber ich werde Ihrer Anregung folgen und wir werden versuchen, diesbezüglich eine Patientenbefragung bei den Gastpatienten durchzuführen.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die letzte Zusatzfrage: Herr GR Mag Kowarik, bitte.

GR Mag Helmut Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Stadträtin! 

Wir haben in Wien das Problem, nicht genügend diplomiertes Pflegepersonal zu bekommen und das wird in Zukunft vor allem im geriatrischen Bereich noch ärger werden. Das selbe Problem ist auch in Niederösterreich. Auch in Niederösterreich ist festzustellen, dass es noch schwieriger ist, im Bereich der Hauskrankenpflege diplomiertes Personal zu bekommen. Sowohl in Wien als auch in Niederösterreich gibt es eine Reihe von Vereinen, die mit illegal Beschäftigten arbeiten. Es gibt Vereine, die - wie soll ich sagen? - ein solches Pflegepersonal zur Verfügung stellen. Ich meine, dass mit der Grenzöffnung, die 2004 bis 2006 der Fall sein wird, dieses Problem sicherlich noch ärger sein wird. Ich glaube, dass es notwendig ist, dass man hier rechtzeitig entsprechende Verhandlungen führt.

Ich frage Sie, ob Sie auch in dem Bereich, was die Akquirierung und Werbung für das Pflegepersonal beziehungsweise für die Sicherstellung der Arbeitsplätze und des Arbeitsprofils des Pflegepersonals betrifft, mit der niederösterreichischen Gesundheitsreferentin verhandeln werden?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Herr Gemeinderat! 

Sie haben es sehr richtig angesprochen, wie prekär die Situation bei der Akquirierung von Pflegepersonal ist. 

Wir haben die Imagekampagne in Wien gestartet, wodurch wir wirklich viele Meldungen haben und viel mehr Personen die Krankenpflegeschulen besuchen. Ich will das auch weiterhin forcieren. Aber Sie wissen, eines der Probleme ist, es sind überwiegend junge Frauen, die sich melden, und junge Frauen bekommen irgendwann Kinder und dann ist dieser Spitalsdienst für sie oft ein sehr schwieriger. 

Dass ich gegen diese Hereinholung von Pflegekräften bin, die oft nicht einmal irgendeine Ausbildung haben, ist Ihnen hinreichend bekannt. Es muss sich die Arbeitsinspektion mehr darum kümmern. Gibt es gezielte Anzeigen, dass das jemand ist und dass es nicht funktioniert, so kann ich in manchen Bereichen Kontrollen durch die MA 15 durchführen, aber ich kann nicht primär in jede Wohnung schnüffeln gehen. 

Sie werden sich erinnern, dass vor zirka einem halben Jahr, ich glaube im "Report", über Oberösterreich mit den Vereinen berichtet wurde und selbst oberösterreichische Landespolitiker gesagt haben, dass es illegal ist, aber dadurch die Leute daheim bleiben und es sie billiger kommt. Ich lehne das natürlich ab, weil die Situation für die etablierten Vereine, die Pflegerinnen ordentlich bezahlen, sozial versichern, für die Krankenstände sorgen, dadurch eine wesentlich prekärere wird, weil gerade die Menschen, die sich die Pflegekräfte leisten könnten, sie dann nicht in Anspruch nehmen, da sie die Möglichkeit haben, sie für 14 Tage hereinzunehmen und - das habe ich vom Hörensagen gehört - da soll es einen regelrechten Tourismus geben. Für 14 Tage ist jemand da und dann wird er gegen ein Taschengeld wieder ausgewechselt. Es soll Firmen geben und ich habe das auch alles an die Arbeitsinspektion weitervermittelt. Wir haben auch, wo es geht, über die Dinge, die wir gehört haben, an die Behörden Anzeigen übermittelt, es läuft so ab, dass sowohl die Klienten bezahlen, aber auch die Hereinkommenden, weil die dann ein Pflegepraktikum bekommen, und man ihnen verspricht, dass sie damit eine Qualifikation erwerben, damit sie legal hier arbeiten können. Ich glaube, da müssen wir gemeinsam mit der Bundesregierung und allen Bundesstellen vehement dagegen kämpfen, dass sich das ausweitet. 

Ich hoffe, dass wir mit unserer Imagekampagne weitere Pflegekräfte im nötigen Ausmaß vielleicht doch selbst erhalten können. Die Schwierigkeit ist - das wissen Sie -, wir haben zum Teil legal aus dem Ausland Leute hier beschäftigt, die da nostrifiziert haben, aber das ist uns durch die neuen Einwanderungsbestimmungen jetzt leider Gottes unmöglich. Wenn Sie daran denken, dass über 60 Prozent unserer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Pflege nicht in Österreich geboren sind und wir immer weniger Geburten in Österreich haben, dann ist das natürlich eine massive Verschärfung. Ich hoffe, dass es da zu einem Umdenken von Seiten der Bundesregierung kommt, weil es sehr schwierig ist, mit diesen Vorgaben die Infrastruktur aufrechtzuerhalten.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Damit ist die 2. Anfrage beantwortet.

Wir kommen nun zur 3. Anfrage (FSP/02909/2002/0001-KSP/GM). Sie ist von Herrn GR Scheed an den amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr gerichtet: Die Arbeitsmarktsituation in der Bauwirtschaft ist bereits seit längerem besonders dramatisch. Welche Maßnahmen setzen Sie in Ihrem Ressort, um der hohen Arbeitslosigkeit - stark bemängelt durch den Investitionsrückgang des Bundes - in der Baubranche entgegenzuwirken?
Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Wir versuchen, dass wir in Zeiten der hohen Bauarbeitslosigkeit in Wien - und nicht nur in Wien - die Möglichkeiten, die der Stadt zur Verfügung stehen, voll ausschöpfen und wir haben daher versucht, soviel als möglich im Straßenbaubudget zu aktivieren. Wir werden heuer rund 200 Millionen EUR im Straßen- und Brückenbau einsetzen, was eine Beschäftigungswirkung für 1 300 Bauarbeiter betrifft.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die erste Zusatzfrage: Frau GRin Dr Vana, bitte.

GRin Dr Monika Vana (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Sie sprechen nur vom Straßenbau. Wir wissen auch, dass Sie die Volksgarage mit zirka 20 000 EUR pro Stellplatz fördern. 

Jetzt unsere Frage: Was bringt diese Volksgaragenoffensive an Arbeitsplätzen, vor allem zum Beispiel im Vergleich zur Förderung des öffentlichen Verkehrs?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Frau Gemeinderätin!

Sie sitzen hier einem Missverständnis auf. Die Förderung der Volksgaragen gehört nicht in mein Ressort. Nur zur Klarstellung. 

Nichtsdestotrotz möchte ich darauf hinweisen, dass wir zweckgebundene Mittel aus der Parkraumbewirtschaftung zur Verfügung haben und diese Mittel dafür verwendet werden, sowohl den Garagenbau als auch die Park-and-ride-Anlagen zu unterstützen, die Fahrgemeinschaftsinitiative und den Ausbau und die Beschleunigungsprogramme des öffentlichen Verkehrs zu finanzieren. Alles zusammen wird aus den Mitteln der Parkraumbewirtschaftung finanziert. Insofern ist die Bevorrangung des öffentlichen Verkehrs auch Bestandteil dieses Systems. Hier eine Differenzierung vorzusehen, ist nicht richtig. 

Was die Beschäftigungswirkung betrifft, so entzieht sich das meiner Kenntnis. Ich will Ihnen keine falschen Zahlen sagen, weil es eben nicht bei mir ressortiert, aber ich kann Ihnen das nachliefern.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die zweite Zusatzfrage: Herr GR Fuchs, bitte.

GR Georg Fuchs (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Planungsstadtrat!

Wieso haben Sie oder die Stadt Wien kein Beobachtungsinstrument zur Prüfung der Beschäftigungswirkung? 

Die Entwicklung in Wien zeigt, wie unzureichend Ihre bisherige Datenlage für die Beschäftigung am Bau ist. Es fehlt an Instrumenten zur präzisen Abschätzung der Beschäftigungsauswirkung Ihrer Maßnahmen, von Planungs- und Baumaßnahmen spreche ich, einer detaillierten Zuordnung von Investitionsstandort, Produktionsstandort, Wohnort aber auch der Beschäftigten, und es fehlt Ihnen an einem Frühwarnsystem mit ausreichendem zeitlichem Vorlauf hinsichtlich der problematischen Entwicklungen am Bau. Ich meine ganz konkret die Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt.

Herr Planungsstadtrat, was haben Sie bisher in diese Richtung unternommen, um in Zukunft Ihre Vorstellungen für eine bessere Beschäftigung, für eine Auslastung der Beschäftigung kurzfristig zu treffen, um solche Maßnahmen, wie sie bisher gesetzt worden sind und die nicht gewirkt haben, zu verhindern?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Gemeinderat!

Ich kann die Frage selbst relativ kurz beantworten, allerdings haben Sie eine Einleitung dazu geboten, zu der man auch ein paar Worte verlieren muss. 

Zunächst zu dieser Einleitung:

Wenn Sie die Bauordnung für Wien ansehen, so haben wir sogar in der Bauordnung für Wien Richtwerte enthalten, nämlich inklusive Garagengesetz, wo klar und deutlich herauskommt, mit wie viel Personen und Beschäftigten zu rechnen ist, wenn ein Bürohaus errichtet wird, wenn ein Einkaufszentrum errichtet wird und so weiter. Das korrespondiert mit den Stellplatzzahlen, die dort errichtet werden sollen. Außerdem gibt es entsprechende Richtwerte, die darüber Auskunft geben, wie viele Quadratmeter pro Person in Büros in der Regel errichtet werden. Das sind alles Richtwerte, aus denen man sehr wohl abschätzen kann, wie viele Beschäftigte in einem Gebiet tätig sein werden.

Wesentlich schwieriger ist es zumindest im industriellen Bereich, weil im industriellen Bereich höchst unterschiedliche Produktionsprozesse Platz greifen und man daher von der Fläche und von der möglichen Bruttogeschossfläche nicht darauf schließen kann, wie viele Menschen dort tatsächlich beschäftigt werden. 

Was die Wirtschaftsentwicklungspolitik betrifft, so sehe ich mich hier mit VBgm Rieder in guter Gesellschaft, was die Ansiedlungspolitik in Wien und den forcierten Ausbau im Technologiebereich betrifft, die neuen Technologiezentren, Biotech-Center, moderne Stadttechnologien, das Tech Gate auf der Donaucity und so weiter. Hier gibt es eine Fülle von Maßnahmen, die hohe Beschäftigungswirkung, vor allem in neuen, höchst qualifizierten Berufen bewirken. Sie können daher nicht sagen, dass wir keine Ahnung darüber haben, welche Beschäftigungswirkungen wir dann nachhaltig in den Betrieben, die dort angesiedelt werden, im Zuge der Stadtentwicklungspolitik, von der Stadtplanung bis zur Förderung hin, erzielen. 

Was den Bau selbst betrifft, so denke ich, habe ich Ihnen, respektive dem Kollegen Scheed, über den Teil, der in meine Geschäftsgruppe ressortiert, nämlich die 200 Millionen EUR, die im Straßen- und Brückenbau investiert werden, vorhin schon Auskunft darüber gegeben, dass 1 300 Personen damit beschäftigt werden. 

Fraglos sind im Hochbau und in der Sanierung von Altgebäuden wesentlich höhere Beschäftigungseffekte als im Straßenbau erzielbar. Wir wissen alle, dass im Straßenbau wesentlich mehr Maschinen eingesetzt werden können und die Produktion automatisiert werden kann. Der Vorteil im Straßenbau liegt aber dann in den Sekundäreffekten. Wenn Sie heute die Zeitungen lesen, dann sehen Sie, dass Staus enorme Kosten verursachen. Um diese zu reduzieren, ist es notwendig, neben allen Maßnahmen für den öffentlichen Verkehr, den Straßenbau entsprechend zu forcieren. Wenn dies geschehen ist, so sind auch die Neuansiedlungen und das Halten von Betrieben innerhalb der Stadt wesentlich einfacher. (GR Georg Fuchs: Frühwarnsystem!) 

Das Frühwarnsystem gibt es bei uns am Bau sehr wohl. Wir haben zurzeit den großen Vorteil, dass wir gerade im Straßenbau durch die Verländerung nicht mehr darauf warten müssen, ob das Ministerium uns eine Genehmigung für ein Straßenstück gibt oder nicht, sondern sofort selber die Entscheidung dafür treffen können. Das Frühwarnsystem ist mittlerweile nicht mehr notwendig. (GR Georg Fuchs schüttelt seinen Kopf.) - Schütteln Sie nicht mit dem Kopf. - Wir haben früher erst im Mai die Mittel für den Straßenbau zugestanden bekommen und Sie wissen vom Bau her, wie schnell man dann agieren kann, wenn man im Mai die Mittel zur Verfügung hat, die man eigentlich schon im Mai, Juni, Juli oder August verbauen sollte. 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Die dritte Zusatzfrage stellt Herr GR Römer. Ich erteile ihm das Wort.

GR Johann Römer (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Stadtrat!

Diese dramatische Entwicklung am Arbeitsmarkt in der Bauwirtschaft wurde ja gesehen und hat sicherlich verschiedene Ursachen, wobei festzustellen ist, dass eine Ursache natürlich ist, dass die Gemeinde Wien das Investitionsvolumen als Ganzes reduziert hat. Es ist festzustellen, dass in anderen Bereichen als Folge dieses dramatischen Zustands versucht wird, Investitionen zu tätigen, die vielleicht nicht vorgesehen waren. Beispielsweise werden Rücklagen für Bauten oder für Arbeiten, für Investitionen, die vielleicht erst für nächstes Jahr geplant gewesen wären, vorgezogen. Man löst die Rücklagen auf und versucht, hier mildernd zu wirken.

Daher meine Frage an Sie: Welche Maßnahmen sind in Ihrem Bereich vorgesehen, dass man angesichts des dramatischen Zustands, der derzeit herrscht, Investitionen vorzieht, um mehr Menschen in die Beschäftigung führen zu können?

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Herr Stadtrat, bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Gemeinderat!

Zunächst möchte ich schon darauf hinweisen, dass die Stadt Wien in der Lage ist, ihr Investitionsvolumen zu halten und dass die Stadt Wien im Unterschied zum Bund mittlerweile mehr Investitionsmittel einsetzt als der Bund für ganz Österreich. (GR Dr Herbert Madejski: Haben Sie so große Finanzen?) Das ist ein ganz großer, entscheidender Punkt, dass die Bundesregierung offensichtlich insbesondere für die Ostregion die Investitionen nicht tätigt, die notwendig wären. 

Sie haben mit Sicherheit die Zeitungsmeldungen vernommen, dass sich die drei Landeshauptmänner am Montag getroffen haben und festgehalten haben, dass es ganz dringend notwendig ist, das ASFINAG-Netz, das beim Bund ist, auszufinanzieren und fertig zu stellen. Wenn das nicht erfolgt, so werden wir mit einem Public-private-partnership-Modell für den Straßenbau in der Ostregion gemeinsam vortreten, nämlich alle drei Bundesländer gemeinsam, denn länger kann man sich das nicht mehr bieten lassen, dass die Investitionstätigkeit in der Ostregion so zurückgehalten wird. - Punkt 1. (GR Dr Herbert Madejski: Seit 40 Jahren!)

Punkt 2: Was wir tun, ist von diesem Platz aus auch des Öfteren schon kundgetan worden. Mittlerweile wissen es alle, nur offensichtlich Teile der Opposition noch immer nicht. Wir haben sofort im Februar, als absehbar war, dass die Baukonjunktur ganz offensichtlich am meisten leidet, 1 Milliarde S beziehungsweise 72 Millionen EUR aus Reserven, die vor allem im Hochbau in der Gebäudesanierung und nicht im Straßenbau zum Einsatz kommen, flüssig gemacht, weil die Beschäftigungswirkung im Hochbau wesentlich mehr Beschäftigungseffekt bringt, als das im Tiefbau passieren könnte. 

Deswegen sind vor allem die Maßnahmen, die sich mit der Gebäudesanierung sowohl der öffentlichen Gebäude als auch der Wohnhäuser beschäftigen und die Neubautätigkeit im Hochbau seitens der Stadt Wien sehr wohl angekurbelt worden, in den Spitälern zum Beispiel auch. Damit sind die 72 Millionen EUR beziehungsweise ist die 1 Milliarde S sehr wohl ein konjunkturwirksamer Schub. 

Ein Punkt, der bei mir in der Geschäftsgruppe zutrifft, ist, dass wir durch die verzögerte Mittelzuweisung aus dem Ministerium beim Bundesstraßenbau immer wieder enorme Verzögerungen gehabt haben. Wir werden heuer, obwohl wir nur 524 Millionen S für die Hauptstraßen B bekommen, 600 Millionen S in diesem Bereich einsetzen. Also wir mobilisieren auch in diesem Bereich die letzten Reserven, die noch bestehen, um für heuer den Straßenbau zu forcieren. 88 Baustellen im Straßenbereich sind ja nicht Nichts. 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Die vierte Zusatzfrage: Herr GR Scheed, bitte. 

GR Norbert Scheed (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Stadtrat! 

Es ist beeindruckend zu hören, wie groß das Engagement der Stadt in diesem Bereich ist. Es ist damit sehr eindrucksvoll dargestellt, dass die Stadt Wien ihre Verantwortung in diesem Bereich sowohl beschäftigungs- als auch wirtschaftspolitisch wahrnimmt und negative Entwicklungen eindeutig mit einem Investitionsboykott durch die Bundesregierung zu tun haben. 

Ein bisschen merkwürdig mutet angesichts der eingesetzten Volumina an, dass einzelne Medien meinen, von verwaisten Baustellen berichten zu müssen. 

Meine Zusatzfrage ist: Welche konkreten Projekte werden durch die eingesetzten Mittel jetzt tatsächlich in Angriff genommen?

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Herr Stadtrat, bitte. 

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Gemeinderat!

Sie weisen mit Recht darauf hin, dass in den Zeitungsartikeln berichtet wird, dass Baustellen verwaist sind und dass an diesen Baustellen zu wenig gearbeitet würde. Ich finde es nur merkwürdig, dass die Forderung der Wirtschaft dann ist, dass wir Überstunden und Nachtarbeit auch bei kleinen Baustellen bezahlen sollen. Mit dieser Forderung würden wir keine Beschäftigungswirkung erzeugen, sondern diejenigen, die im Beruf sind, stärker belasten. 

Unser Ziel ist, dass wir von den 11 600 Bauarbeitslosen in Wien durch die forcierte Tätigkeit tatsächlich mehr in die Beschäftigung bekommen. Das funktioniert nur, wenn man versucht, mit der Normalarbeitszeit pro Beschäftigtem zu Rande zu kommen. Ich weiß, dass das gewisser logistischer Voraussetzungen und eines bisschen mehr Gehirnschmalzes beim Einteilen der Baustellen bedarf, aber genau das sollte erfolgen. Wir werden ab Juli die Überprüfungen auf den Baustellen massiv verstärken und werden ganz genau registrieren, welche Firmen in der Lage sind, beschäftigungswirksam zu agieren und welche eigentlich nur darauf aus sind, länger zu warten und wenig neue Beschäftigung zu erzeugen, damit wir auch diese Frage in den Griff bekommen, dass Baustellen da und dort tatsächlich verwaist ausschauen. Wir wissen aber, dass das auf Grund des Produktionsprozesses manchmal gar nicht anders sein kann. 

Zu den Projekten, nach denen Sie gefragt haben: Wir werden heuer drei große Projekte im ehemaligen Bundesstraßenbereich in Angriff nehmen oder haben sie schon in Angriff genommen.

Das eine ist im Bereich des Zentralfriedhofs der so genannte Weichseltalweg zwischen der Simmeringer Hauptstraße und der Unterführung unter der S 7. Das ist ein Bauvolumen von 2 Millionen EUR. 

Die Perfektastraße zwischen der U 6-Station und Brunner Straße hat ein Bauvolumen von 5,5 Millionen EUR. 

Und die Sagedergasse zwischen Altmannsdorfer Straße und Breitenfurter Straße hat ein Bauvolumen von 8 Millionen EUR. 

Sie können das derzeit schon sehen. Gerade die letztgenannte Baustelle ist eine, die intensiv in Bearbeitung ist, womit wir leider auch Staus haben, aber danach mit einer zweispurigen Abbiegerelation doch deutliche Verbesserungen erreichen werden. (GR Dr Herbert Madejski: Der Stau wird nur verlegt!)
Weiters werden wir den so genannten Erlaaer Spitz machen, der von der Erlaaer Straße zur Triester Straße führt und den Knopf vis-a-vis Vösendorf entflechten wird. 

Wir werden am Heumarkt die neue Trassierung der Fahrbahn neben dem Stadtpark mit der Errichtung von Fußwegen und Radwegen sowie Parkmöglichkeiten durchführen.

In Favoriten werden wir die Bitterlichstraße in Angriff nehmen, ebenso die Brunner Straße im 23. Bezirk und den Stockholmer Platz im 10. Bezirk. 

Alles in allem sind das wieder 16,5 Millionen EUR Bauvolumen. 

Darüber hinaus gibt es ein ganz großes Projekt, das uns alle den Sommer hindurch beschäftigen wird. Das sind die beiden Unterführungen am Südgürtel, Matzleinsdorfer Platz und Südtiroler Platz, wo wir 4,6 Millionen EUR für die Sanierung dieser "Tropfsteinhöhlen" einsetzen und dort gleichzeitig Lärmschutzmaßnahmen ergreifen, sodass für die Anrainer diese beiden Durchfahrten erträglicher werden. Die Problematik dabei ist, dort gibt es nur eine Fahrspur, die aufrecht bleibt und ich kann nur allen empfehlen, während dieser Baumaßnahme den Bereich des Südgürtels zu meiden beziehungsweise die öffentlichen Verkehrsmittel zu benützen, denn Ausweichrouten gibt es zwischen Eisenbahn und Wohnhäusern leider keine wirklichen. 

Wir haben eine Reihe von Bezirksmitteln, die ebenfalls im Straßenbau eingesetzt werden mit einem Volumen von 6,48 Millionen EUR, also auch einem sehr großen Betrag, den die Bezirke aus ihren Budgets aufbringen. Ich erwähne da nur den Albertinaplatz, den Ilgplatz, die Mannswörther Straße, die Sendergasse, den Wallensteinplatz und die Breitenleer Straße.

Ein großes Projekt, das noch heuer in Beginn gehen wird, ist die Umgestaltung des Schwarzenbergplatzes mit einem Volumen von 15,1 Millionen EUR. Das wird uns aber drei Jahre lang beschäftigen. 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Die 4. Anfrage (FSP/02905/2002/0001-KGR/GM) wurde von Herrn GR David Ellensohn gestellt und ist an den amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung gerichtet: Warum haben Sie im Jahr 2000 Häuser der Gemeinde Wien an Herrn Alois Obermeier und dessen "Firmengeflecht" verkauft, obwohl dieser in den Berichten der Mobilen Gebietsbetreuung als Spekulant angeführt wird? 

Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Werner Faymann: Herr Kollege Ellensohn! 

Wir haben schon gestern Gelegenheit gehabt, einiges Grundsätzliches zum Thema des Verkaufs von Althäusern zu diskutieren. Ich beantworte es daher relativ kurz. 

Es gibt zwei Häuser, die an Herrn Alois Obermeier verkauft wurden. Warum an Herrn Alois Obermeier? - Beide sind in einer öffentlichen Ausschreibung, veröffentlicht im "Amtsblatt der Stadt Wien", im "Immobilienbazar", in der "Österreichischen Immobilienzeitung", in der "Presse", im "Kurier", im "Standard" und in der "Wiener Zeitung" kundgemacht, verlautbart worden. 

In einem Fall, im 16. Bezirk, in der Römergasse, ist es auf Grund des niedrigen Preises und nur eines Anbots, das beim ersten Mal abgegeben wurde, sogar zu einer zweiten Ausschreibung gekommen. 

Bei der Ungargasse hat - unter Anführungszeichen - "die Ausschreibung sofort mehrere Anbote gebracht, nämlich sieben Anbote". 

In beiden Fällen hat der Bestbieter, derjenige, der am meisten bezahlt, den Zuschlag erhalten.

Sie verweisen darauf, dass dieser Herr Alois Obermeier auf einer Liste, die Sie immer "Spekulationsliste" nennen, einer Liste der Mobilen Gebietsbetreuung angeführt wurde. Es stimmt, es werden auf dieser Liste viele Hauseigentümer angeführt. Das sagt noch lange nicht aus, dass es sich um rechtskräftig verurteilte Spekulanten handelt. Ich möchte sogar einschränken: ganz im Gegenteil! Sie heißt daher "Problemhausliste". Auch das bedeutet nicht, dass der Hauseigentümer für die Probleme, die es gibt, verantwortlich ist, sondern dass uns eben in diesen Häusern Probleme bekannt sind.

Ich gebe Ihnen ein kleines Beispiel für die Problemhausliste: zum Beispiel Wiener Wohnen, Israelitische Kultusgemeinde, Conwert/Kerbler - wenn Sie schon davon gehört haben -, Stingl, Malott und andere.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Die erste Zusatzfrage stellt Herr GR Ellensohn.

GR David Ellensohn (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Herr Obermeier steht natürlich nicht ein Mal, sondern acht Mal drin. Wenn das für Sie kein Problem ist, dass des Öfteren vorkommen - nicht mein Text, sondern Text der Mobilen Gebietsbetreuung -: Kakerlaken, übel riechende Zustände et cetera ...

Gehen wir weg vom Herrn Obermeier und hin zur Turnergasse 33 im 15. Bezirk. Das Haus wurde verkauft, und zwar mit einem Beschluss des Gemeinderats. Das war damals noch notwendig und wurde hier einstimmig beschlossen. Turnergasse 33 im 15. Bezirk, in der Nähe des Westbahnhofs, wurde mit einer Sanierungsverpflichtung verkauft, verbunden mit der Möglichkeit für Wiener Wohnen, dieses Haus zurückzukaufen, falls dieser Sanierungsverpflichtung nicht nachgekommen wird. 

Jetzt ist es soweit, der Sanierungsverpflichtung kann nicht nachgekommen werden. Das Haus wird zur Zwangsversteigerung ausgeschrieben, weil Wiener Wohnen bisher vom Rückkaufsrecht nicht Gebrauch gemacht hat. Hier drinnen ist zugestimmt worden unter der Auflage, dass dieses Rückkaufsrecht drinsteht. Jetzt könnten sie es dort zurückkaufen, das Haus ist mittlerweile beinahe schon abbruchreif. Was immer noch mit dieser Liegenschaft passieren wird, steht in den Sternen.

Werden Sie sich in diese Zwangsversteigerung noch einschalten? Wird Wiener Wohnen vom Rückkaufsrecht Gebrauch machen oder nicht?
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Werner Faymann: Ich habe zur Frage des Verkaufs der Althäuser generell den Auftrag gegeben, mir einen aktuellen Bericht zu erstatten. Ich kann Ihnen daher die Frage, wo wir uns einschalten werden, nicht aktuell beantworten, sondern Ihnen generell nur Folgendes sagen.

Der Verkauf von Althäusern in der Stadt ist für einen Wohnbaustadtrat prinzipiell keine Freude. Ich habe gestern schon gesagt, ich persönlich tue mir leichter dabei, 500 Millionen auszugeben, als damit, 500 Millionen einzunehmen. Denn 500 Millionen einzunehmen bei dem Verkauf von ein bisschen mehr als 36 Häusern an Private, hat natürlich zur Folge, dass - nicht jeder Private ist ein Spekulant, und nicht jeder Private, der ein Haus übernimmt, ärgert Mieter oder versäumt es, irgendetwas zu machen; das ist eine falsche Darstellung - ein Privatanteil an diesen Häusern zu den Zuständen führt, die in ganz Wien im privaten Althausbestand gegeben sind, nämlich dass die Häuser teilweise sehr gut verwaltet werden und teilweise mit Schwierigkeiten und Problemen beladen sind.

Dafür gibt es Rechtshilfefonds der Stadt, dafür gibt es viele Gruppen - die Gebietsbetreuung ist ja eine davon, aber natürlich auch viele andere -, die den Mietern beistehen. Sie bringen nahezu täglich irgendein Beispiel, das könnten wir verhundertfachen. Nach der Logik müsste ich alle Althäuser in der Stadt aufkaufen, weil nur das die einzige Garantie dafür wäre, dass nicht der eine oder andere Missstand passiert. Wenn Sie einige Kritiker von Wiener Wohnen fragen, dann werden Ihnen diese sagen, dass sogar bei Wiener Wohnen Fehler passieren. (GR Günter Kenesei: Aber ein Vorkaufsrecht ist da!) Letztendlich müssten also die GRÜNEN jedes Haus kaufen, wenn sie glauben, sie könnten das so verwalten. (GR Günter Kenesei: Ist ja ein Vorkaufsrecht, das beschlossen wurde vom Gemeinderat!)
Daher sage ich, dass ich die Frage, ob ein Vorkaufsrecht auszuüben ist oder ob in einem Haus ein Problem entstanden ist, weshalb die Stadt sich einzuschalten hat und wie sie das zu tun hat, Fall für Fall durchgehe, dass ich dazu auch einen Bericht angefordert habe und Ihnen gerne laufend darüber Auskunft gebe. Ich habe mir in den letzten Tagen extra noch einmal zu allen 36 Häusern von allen Stellen eine kurze Auflistung darüber geben lassen, wie viele Mieter sich beschwert haben beziehungsweise wie viele Bewohner von dem Recht Gebrauch gemacht haben, in eine Gemeindewohnung zu übersiedeln, wie wir es ihnen eingeräumt haben. Ich kann Ihnen das, wenn Sie wollen, Punkt für Punkt auflisten und stelle es Ihnen auch immer gerne zur Verfügung.

Aber unterm Strich gesehen kann ich Ihnen sagen, dass die Probleme bei diesen 36 Häusern so wie auch im restlichen Teil der Privat- und Althäuser in dieser Stadt sind. (GR Günter Kenesei: Die sind dort ja neu entstanden! ... dass man sie zurückdrängt und nicht vergrößert!)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Zur zweiten Zusatzfrage ist Herr GR Fuchs zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Georg Fuchs (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Stadtrat!

Ich bin eigentlich froh, dass Sie gesagt haben, dass nicht jeder, der auf dieser Liste ist, ein schwarzes Schaf ist. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Es hat auch grüne Schafe gegeben, die auf so einer Liste gewesen sind: wie Sie gesagt haben Kerbler, Strobl und so weiter. Da hat es für so eine Äußerung vor einigen Jahren auch eine Verurteilung gegeben, wie ich mich erinnere.

Im Gegensatz zu GR Ellensohn bin ich der Meinung, dass sich die Stadt sehr wohl von gewissen Immobilien trennen soll. Das wurde immer wieder ausgesprochen. Es hat vor einigen Monaten im Wiener Wohnbauausschuss auch einen Beschluss gegeben, eine Kommission einzusetzen, wobei wir einstimmig gesagt haben, wir wollen in die Richtung gehen, alte gemeindeeigene Reihenhäuser zu verwerten. Da wäre keine Spekulation gegeben. Da würde der Mieter entsprechend kaufen, sodass jede Spekulation ausgeschaltet wäre.

Herr Stadtrat! Wann werden Sie diesen einstimmigen Beschluss verwirklichen? Wann wird diese Kommission, die die Grunddinge für so einen Verkauf festlegen soll, aktiv werden?

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Werner Faymann: Bei einem Verkauf von Häusern - ganz gleich, ob an einen Einzeleigentümer oder an eine Gesellschaft, an eine kleine oder an eine große Gesellschaft - kann ich, wie sich auch bei diesen Häusern gezeigt hat, natürlich nicht verhindern, dass ein Haus etwa weiterverkauft wird. Selbst wenn ich Sperren auferlege, wenn jemand ein Haus kauft - egal, ob ein Reihenhaus oder ein mehrgeschossiges Haus mit mehreren Mietern -, dann senkt das erstens den Kaufpreis gewaltig und führt das zweitens dazu, dass ich nach Ablauf dieser Frist nicht garantieren kann, dass nicht irgendein - wie Sie es genannt haben - schwarzes Schaf so ein Haus erhält.

Trotzdem bleibe ich bei meiner Meinung: Sowohl Privateigentum an Reihenhäusern als auch Privateigentum an mehrgeschossigen Mietobjekten oder Eigentumsobjekten in der Stadt ist nicht a priori ein Problem. Nicht von vornherein ist derjenige, der so etwas erwirbt, ein Spekulant, sondern ganz im Gegenteil, die große Mehrheit verwendet die Häuser, die in ihrem Besitz sind, glücklicherweise dazu, sie ordnungsgemäß zu erhalten und mit Mietern entsprechend korrekt umzugehen.

Dass wir es, wenn wir uns einmal dazu entschließen, in einer Siedlung Reihenhäuser zu verkaufen, auch hier mit einer Minderheit von Missständen zu tun haben oder zu tun haben werden, hat sich jetzt bei diesen 36 Althäusern gezeigt. Da würde ich nicht so weit gehen, zu versprechen, dass nichts passieren kann. Wenn jemand etwa sein Reihenhaus, das er im Eigentum erwirbt, dazu verwendet, eine Art Herberge zu machen, dann muss man reichlich viel an Maßnahmen der Stadt einleiten und dann dauert es sehr lange, bis man den umliegenden Bewohnern wieder belegen kann, dass man als Stadt dafür gesorgt hat, dass die Wohnqualität nicht durch herbergsähnliche Vermietungen beeinträchtigt wird.

Also: Zu versprechen, dass es dann, wenn man etwas verkauft, paradiesisch ist, dass alles in Ordnung ist und dass nur die Richtigen es kaufen müssen, damit alles passt, das tue ich nicht, weil ich aus der Mietervereinigung komme und daher der Wahrheit etwas mehr verpflichtet bin.

Zu Ihrer ersten konkreten Frage auch das: Es gibt von dieser Kommission noch keinen Bericht.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. -  Die dritte Zusatzfrage wird von Herrn GR Josef Wagner gestellt.

GR Josef Wagner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Stadtrat!

Sie haben gerade geantwortet, dass es von dieser Kommission noch keinen Bericht gibt. Wir wissen noch nicht einmal, wer die Kommissionsmitglieder sind. Es gibt in Wirklichkeit die Kommission noch nicht, wenn man ehrlich ist!

Ich möchte Sie darauf hinweisen, dass Sie (GR Dr Herbert Madejski: Der Wahrheit verpflichtet!) - der Wahrheit verpflichtet, Herr Stadtrat! - bei diesem Verkauf der atypischen Gemeindehäuser immer damit argumentiert haben, dass Sie sich hier an eine Forderung oder eine Maßnahme, die Ihnen der Rechnungshof auferlegt hat, halten. Das möchte ich relativieren. Erstens gibt Ihnen der Rechnungshof in Kontrollberichten mehr oder weniger sehr viele Forderungen bekannt oder bemängelt er sehr vieles, was Sie und Wiener Wohnen nicht alles umsetzen, wenn ich daran erinnern darf.

Daher verwundert es mich, dass Sie bei den atypischen Häusern so akribisch sind, allerdings bis heute nicht sagen können, wie viele solche Häuser Sie noch in Ihrem Depot haben, von dem wir alle nichts wissen, wobei dann zwar eine öffentliche Ausschreibung stattfindet, erstaunlicherweise aber immer diejenigen zum Zug kommen, die schon irgendwo einmal mit Ihnen Geschäfte gemacht haben, andererseits damals in der Praterstraße - Palais Wenkheim - ein großes Unternehmen, das das Nachbarhaus kaufen wollte, nicht zum Zug gekommen ist, obwohl diese Firma auch mehr geboten hätte. Daher hat man den Eindruck, dass nicht alles ganz ordnungsgemäß abläuft.

Meine Frage ist: Wäre es daher nicht vernünftig, danach zu trachten, vielleicht in jenen Häusern, die heute nicht die typischen Gemeindewohnbauten sind, Maßnahmen zu setzen, um sie wieder zurückzuführen? - Dann bräuchten Sie nicht zu verkaufen. Sie hätten vielleicht weniger Geld, aber die Mieterzufriedenheit wäre größer.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Werner Faymann: Also noch einmal, der Wahrheit verpflichtet: Es gibt natürlich Experten, die sich mit der Frage des Verkaufs in kleinen Anlagen genauso wie im Bereich der privaten Althäuser beschäftigen und beschäftigt haben. Es gibt keinen Bericht an mich. Ob sie dort jetzt noch zusätzliche Experten hinzuziehen und sich dann Kommission nennen, weiß ich gar nicht. Herr Kollege Fuchs hat diesen Ausdruck verwendet, und das stört mich nicht.

Eine Kommission ist jedenfalls eine Anzahl von Personen, die sich in der Stadt mit dem Thema befasst: Was macht man, wenn man etwas verkauft, in dem ein Mieter oder allenfalls ein Wohnungseigentümer wohnt? Es gibt ja auch Objekte, die teilparifiziert sind, sodass es sich nicht immer nur um Mieter, sondern manchmal auch um Wohnungseigentümer handelt. - Es gibt also solche Experten in der Stadt, die sicherlich auch noch um Externe ausgeweitet werden.

Ich mache aber zu dem Thema "große Verkäufe" deshalb nie Hoffnungen, weil ich nach meinen bisherigen Erfahrungen weiß, dass die Gemeinschaften, die über kleine Häuschen verfügen - sei es im Kleingartenbereich, sei es im Siedlungshausbereich oder im Bereich der Reihenhäuser -, sich zum Großteil nicht so rasch dazu entschließen, Eigentum erwerben zu wollen, weil sie wissen, dass das die Struktur der Anlage verändert, dass das gewisse Möglichkeiten für den Einzelnen bietet, aber auch gewisse Risken damit verbunden und gewisse Kosten zusätzlich notwendig sind. Das heißt, auch bei den Kleingartenverkäufen, die es ja gibt, ist es lange nicht so rasch über die Bühne gegangen, wie manche geglaubt haben, weil auch die Bedenken und die Gegenargumente sehr stark sind. Daher rechne ich nicht damit, dass wirklich eine große Welle von Reihenhausverkäufen auf uns zukommt, bin aber mit Experten und Expertenmeinungen gerüstet.

Zu der Frage, warum ich mich auf den Rechnungshof beziehe: Es stimmt, dass man als politisch Verantwortlicher das Recht haben soll, auch dann, wenn die hoch verehrten Mitglieder des Rechnungshofs oder des Kontrollamts ihre Meinung sagen, darauf als Politiker sagen zu können - das steht jedem von uns zu -, dass man eine andere politische Meinung vertritt. In diesem Fall vertrete ich keine andere Meinung als der Rechnungshof. Auch ich bin der Meinung, dass die 220 000 Gemeindewohnung der Stadt, die es gibt, eigentlich dazu da sind, die Sozialverantwortung auch für die Vormerkliste wahrzunehmen, und dass private Althäuser - zum Teil Biedermeierhäuser, oder beispielsweise der Seitentrakt von Schloss Hetzendorf, also Objekte, die wahrlich nichts mit dem sozialen Wohnbau in seiner ursprünglichen Form zu tun haben -, die historisch irgendwann einmal der Stadt zugefallen sind, auch verkauft werden sollen.

In der Liste, die mir bekannt ist, gibt es ungefähr weitere 50 Objekte, die dazugehören. Da wird jetzt im Laufe des Sommers ein Vorschlag ausgearbeitet, wie man vorgehen wird, auch auf Grund der Erfahrungen mit den ersten Verkäufen, die wir natürlich einbeziehen. Es muss uns aber klar sein, dass es einzelne Objekte gibt, die wir deshalb nicht verkaufen wollen, weil sie zum Beispiel mitten in einem Spekulationsgebiet liegen und weil die Gefahr besteht, dass der Bestbieter jemand ist, der sich dieses Haus beschaffen will, um es in seine Spekulationsgruppe einzuordnen, sodass es nicht sinnvoll erscheint, diese Häuser zu verkaufen. Ich kann Ihnen hinsichtlich der weiteren rund 50 Häuser, die hier zur Diskussion stehen, noch keine Details darüber sagen, wo wir verkaufen sollen.

Insgesamt schließe ich mich aber der Meinung des Rechnungshofs an: Wenn die Stadt etwas besitzt, ist es nicht ihr oberster Auftrag, es auf alle Ewigkeit zu behalten. 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Die vierte Zusatzfrage stellt Herr GR Ellensohn.

GR David Ellensohn (Grüner Klub im Rathaus): Herr Stadtrat!

Sie haben gesagt, bei diesen 36 Objekten, die bisher verkauft wurden, sind wenige Beschwerden bei Ihnen eingelangt. Das müsste Ihnen zu denken geben, weil bei mir sehr viele Beschwerden eingelangt sind. Wir haben alle angeschrieben und wir haben eine Menge zurückbekommen - verblüffend viele, muss ich sagen!

Ich fange an mit der Witzelsbergergasse. Es steht heute im "Falter", dass dort Leute mit Räumungsklagen bedroht werden, weil sie vor 25 Jahren irgendwelche Duschen eingebaut haben, die sie jetzt wieder herausreißen lassen sollen. Daraufhin kommt die SP-Maschinerie ins Laufen, es ist der Herr Bezirksvorsteher von Ihrer Fraktion dort - ich war früher Bezirksrat im 15. -, der Herr Huber, und es kommen Mobile Gebietsbetreu-ungen et cetera hin. Alle gehen hin und sagen: Die SPÖ wird euch schützen, und wir werden aufpassen, dass ihr nicht hinausfliegt. - Zuerst aber hat die SPÖ dieses Haus in die Hände von jemandem gegeben, von dem anzunehmen war, dass er das macht, weil er das schon öfters gemacht hat. Das haben Sie auch gewusst!

In der Praterstraße 10 versucht Lenikus - auch eine Firma, die Ihnen bekannt ist und die das nicht zum ersten Mal macht -, bei jeder einzelnen Wohnung und beim Geschäftslokal im Haus die Leute mit überhöhten Forderungen hinauszuekeln. Es sind bereits Gerichtsverfahren anhängig.

In der Sonnenfelsgasse 13 ist es so, dass noch nicht verkauft worden ist. Dort wollten alle Mieter und Mieterinnen ihre Wohnungen im Haus kaufen. Sie haben mittlerweile einen Vorschlag vorgelegt, wie sie das ausfinanzieren können, und haben von Wiener Wohnen vorläufig einmal eine abschlägige Nachricht gekriegt. Also, stimmt das auch nicht. (GR Georg Fuchs: Das ist eine Sauerei!)

In anderen Häusern wurden die Mieter und Mieterinnen erst gar nicht gefragt, ob sie kaufen wollen oder nicht. Die Auskunft aus Ihrem Büro heißt laut "Falter": Na, das hätte aber schon sein sollen, das kann ich mir auch nicht erklären!

Die Frage, die sich mir stellt, nachdem bei diesen dilettantischen Verkäufen bis jetzt sehr viele gravierende Fehler passiert sind, ist: Wer trägt in dieser Stadt die politische Verantwortung für die gravierenden Fehler, die bei den Verkäufen von städtischen Wohnhäusern durch Wiener Wohnen passiert sind?

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Werner Faymann: Wenn Sie heute für irgendein Wohnhaus eine Aussendung machen - und ich mache das ja sehr häufig -, zum Beispiel auch für eines, das die Gemeinde verwaltet, dann haben Sie mit relativ vielen Rückantworten zu rechnen. Diesen Rückantworten zufolge bestehen sehr viele Schwierigkeiten und Probleme, die aus subjektiver Sicht der Mieter auch gegeben sind.

Daher gibt es bei den Verkäufen dieser Häuser - und das habe ich gemeint - für mich insgesamt keinen Unterschied zu einer Befragung, die ich bei 20 anderen, privaten Althäusern in der Stadt mache. Selbst wenn ich in Gemeindebauten frage, ist es so - das muss ich Ihnen gestehen, auch wenn ich es nicht gerne zugebe -, dass es nicht nur zufriedene Mieter gibt und ich nicht nur zufriedene Briefe aus diesen Wohnhausanlagen bekomme.

Aber wenn ich das zusammenfasse und sage: Strich drunter, Spekulation! - wenn ich nämlich so viele Briefe bekomme, in denen so vieles behauptet wird, alle Behauptungen als wahr und richtig hernehme und sie zusammenzähle, sodass sich Spekulation übelster Sorte ergibt -, dann weiß ich nicht, wer überhaupt noch ein Haus in der Stadt verwalten soll!

Daher finde ich, wenn zum Beispiel eine Rechnungsabschlussdebatte oder eine Budgetdebatte immer von den Unzulänglichkeiten und Formalfehlern des Wiener Wohnen beherrscht wird und ich immer damit argumentiere, dass dort nach bestem Wissen und Gewissen gearbeitet wird, aber trotzdem die Debatten in den letzten acht Jahren, in denen ich hier stehen darf, immer beherrscht werden von den so genannten Unzulänglichkeiten, weil jemand sich subjektiv schlecht behandelt gefühlt hat, dann muss ich das auch Privaten zugestehen, die Häuser verwalten.

Damit ist nicht jeder Private ein Spekulant. Die Frage ist, ob jemand wirklich diese von uns allen, glaube ich, zu Recht akzeptierte Grenze überschreitet. Das ist ja das Wesen der Spekulation, und nicht, dass jemand seine rechtlichen Maßnahmen ausschöpft und wir den Mieter dabei unterstützen, seine rechtlichen Antworten zu geben und seine Rechte wahrzunehmen.

Wenn also jemand sagt, ich baue in der Wohnung etwas ein, dann ist natürlich die Frage des Hauseigentümers möglich - dazu gibt es ja Gerichte, Schlichtungsstellen und vieles andere an Behörden -: Ist das korrekt eingebaut worden? - Das darf ein Hauseigentümer!

Dann ist es die Aufgabe des Mieters - und dazu gibt es Mieterorganisationen, Rechtshilfefonds, Unterstützungen - zu sagen: Ja, da sind die Belege, da ist vielleicht die Genehmigung, das ist rechtmäßig eingebaut! - Dann ist es wieder zu Ende. Das alles ist noch nicht automatisch ein Spekulationsvorgang.

Ein Spekulationsvorgang ist es, wenn über diese Maßen hinaus jemand versucht, Mieter hinauszuekeln. Hiefür habe ich in diesem Fall keine Beispiele! Ich habe keine Beispiele, bei denen ich sagen würde: Es ist anders als in den privaten Althäusern der Stadt.

Es kommt vor, dass in dem einen oder anderen Fall ein schwarzes Schaf vorhanden ist - wie das heute schon gesagt worden ist -, einer, der Mieter schlecht behandelt und auch in den Bereich der Spekulation gehört. Dazu kann ich nur sagen: Dort werden wir die Mieter gegen Spekulation unterstützen, egal, ob das Haus uns gehört hat, ob das Haus uns nie gehört hat - das sind nämlich genauso Mieter und Steuerzahler, die von uns zu vertreten sind -, oder ob es sich möglicherweise um Häuser handelt, die uns heute noch gehören, die wir jedoch verkaufen werden. Aber wir können doch nicht den Spieß umdrehen und sagen: Weil es zu einem gewissen Prozentsatz Spekulation gibt, darf es keine privaten Althäuser in der Stadt mehr geben! (GR David Ellensohn: ... keiner gesagt!)

Ja, wenn ich es nicht verkaufe! Beim Verkauf kann ich nicht garantieren, dass es nicht weiterverkauft wird. Sie werden beim Verkauf immer ein Beispiel dafür finden, dass irgendwann, irgendwo sich jemand subjektiv schlecht behandelt fühlt; das sind die Beispiele, die Herr Ellensohn täglich auflistet. Es wird aber auch diejenigen geben, die sich objektiv schlecht behandelt fühlen. Dann sind diese Mieter genauso zu vertreten, wie auch die Mieter in allen anderen Häusern der Stadt. (GR David Ellensohn: Wer trägt die politische Verantwortung?)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke für die Beantwortung der 4. Anfrage.

Wir kommen zur 5. Anfrage (FSP/02492/2002/0002-KVP/GM). Sie wird von Herrn GR Rudolf Klucsarits gestellt und ist an die amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Umwelt gerichtet: Wie weit sind die Arbeiten zur Altlastensanierung des von der Stadt Wien für die MA 48 angekauften neuen Betriebsgrundstücks in Donaustadt/Hirschstetten (Waagner-Biro-Gründe) gediehen?

Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Gemeinderat! Sehr geehrte Damen und Herren!

Es geht hier um das Betriebsgrundstück Donaustadt/Hirschstetten, Waagner-Biro-Gründe. Dieses Grundstück - es ist Ihnen bekannt - ist keine Altlast gemäß Altlastensanierungsgesetz, weil es weder eine Verdachtsfläche ist, noch als Altlast im Altlastenkataster eingetragen ist. - So viel zur Bezeichnung "Altlast".

Aber ich weiß, was Sie meinen. Sie meinen damit die entsprechenden Abbrucharbeiten auf dem Betriebsgelände der ehemaligen Waagner-Biro. Die MA 48 hat dieses Areal samt Bürogebäude am 11. Juli 2001 übernommen und ein Kaufvertrag wurde entsprechend abgefertigt. Hier wurde festgelegt, dass die entsprechenden Gebäude, die Betriebsgebäude bis spätestens 11. Juli 2002 abzutragen sind und das Betriebsareal bis spätestens 11. September 2002 auf eigene Kosten zu sanieren ist.

Die Arbeiten sind durchgeführt worden. Ein entsprechendes Gutachten liegt bereits vor. Die Arbeiten wurden im Wesentlichen mit 8. Mai 2002 abgeschlossen. Die sonstigen Arbeiten sind noch bis 11. Juli 2003 durchzuführen. Das Gutachten liegt vor und wird derzeit von der Behörde geprüft.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Die erste Zusatzfrage wird von Herrn GR Klucsarits gestellt.

GR Rudolf Klucsarits (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Ich halte fest, dass Sie sagen, dass auf diesem Grundstück keinerlei Altlasten vorhanden sind und dass Sie ein Gutachten darüber haben. Können wir Einblick in dieses Gutachten nehmen?
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Dieses Gutachten liegt vor und wird von der Behörde geprüft werden. Selbstverständlich können Sie in dieses Gutachten auch Einsicht halten.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Die zweite Zusatzfrage wird von Frau GRin Reinberger gestellt.

GRin Brigitte Reinberger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Stadträtin!

Sie sagen, dass das, was auf dem Waagner-Biro-Grund gefunden wurde, keine Altlast ist. Beim Geschäftsstück hat es eine Liste von vorgefundenen Schadstoffen wie Arsen, Quecksilber und so weiter gegeben. Also gibt es in irgendeiner Weise Schadstoffe, auch wenn sich das vielleicht nicht Altlast nennt.

Meine Frage ist: Wurden auch Untersuchungen angestellt, wie weit diese Schadstoffe eventuell mit dem Grundwasser auf benachbarte Areale verschwemmt wurden?

Die Begründung zu dieser Frage ist: Wie wir wissen, gibt es in der Umgebung dieses Grundstücks Kleingartenanlagen. Daher die Frage: Wie weit hat man untersucht, ob im Zuge der Sanierung nicht auch diese Randbereiche mit hätten saniert werden sollen?
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin!

Selbstverständlich wurden entsprechende Untersuchungen durchgeführt. Dies ist auch im Kaufvertrag festgelegt. Es wurden entsprechende Untersuchungen nach Deponieverordnung und nach ÖNORM 2088 durchgeführt. Selbstverständlich wurde untersucht, ob das Material, das abgelagert wurde, tatsächlich Bodenaushubqualität beziehungsweise Baurestmassenqualität hat. Diese Untersuchungen liegen vor.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Die dritte Zusatzfrage wird von Herrn GR Maresch gestellt.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Zunächst einmal danke schön für diese vielen Auskünfte! Ich möchte daran erinnern, dass Kollege Klucsarits auch schon beim letzten Mal versucht hat, diese Anfrage zu stellen, aber noch nicht drangekommen ist. Ich freue mich natürlich auch darüber, dass er unsere Initiative aufgegriffen hat. Wir haben die Frage schon ein Jahr vorher gestellt, und es taugt mir immer, wenn er sozusagen Dinge aufgreift, die wir auch aufgreifen. Doppelt ist immer besser als einfach.

Aber wir haben damals, so wie Sie heute auch, eine ähnliche Auskunft bekommen. Die Frau Stadträtin hat damals auf die schriftliche Anfrage "Welche Altlasten befinden sich auf diesem Gelände?" geschrieben: "Keine", und hat auf die Frage "Warum wurde der bisherige Besitzer der Liegenschaft nicht angehalten, diese ordnungsgemäß zu entsorgen?" gemeint: "Es gibt keine Altlast, deswegen kann er auch keine Vorschriften bekommen haben."

Wir haben - doppelt ist immer besser - über unsere Bezirksgruppe im 22. Bezirk eine Anfrage an Herrn Effenberg gestellt. Er hat allerdings die Anfrage nicht an die Frau Stadträtin geschickt, sondern an - leider ist er jetzt nicht mehr da - Herrn StR Faymann. Da ist interessanterweise eine ganz andere Antwort gekommen auf die Frage, wie man mit der Altlast dort umgeht, und zwar: "Wer hat diese Altlasten festgestellt und wann?" Möglicherweise kennt sich das Büro Faymann nicht ganz aus, aber da steht in der Antwort: "Das Ausmaß der Altlasten" - nämlich sehr wohl Altlasten! - "wird ebenfalls erst nach der Durchführung der vorgesehenen Untersuchungen bekannt sein."

Dann wird ein Büro genannt, namens "Büro Pieler, Ziviltechniker GmbH, 7000 Eisenstadt, Neusiedler Straße 35-37". Ich nehme an, dass die Frau Stadträtin davon spricht.

Interessant ist in diesem Zusammenhang, dass wir hier im Gemeinderat einen Beschlussantrag gestellt haben ...
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik (unterbrechend): Herr GR Maresch, stellen Sie die Frage?

GR Mag Rüdiger Maresch (fortsetzend): Ich komme gleich dazu. Die Frage kommt sofort, sie hängt damit zusammen. - Wir haben einen Beschlussantrag gestellt, und da wurde es von der Mehrheit abgelehnt, ein Gutachten darüber zu erstellen.

Meine Frage: Wer bezahlt dieses Gutachten?
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Es ist richtig, es gibt keine Altlast. Wenn Sie im Altlastenkataster nachlesen wollen: Es ist weder eine Verdachtsfläche noch eine Altlast. (GR Mag Rüdiger Maresch: ... Kollege Faymann?) Es geht hier um einen Rechtsbegriff "Altlast", den man selbstverständlich auch umgangssprachlich verwenden kann. Dieser Begriff wurde von Ihnen umgangssprachlich verwendet.

Das heißt, dieses Gutachten wurde im Rahmen des Kaufvertrags vereinbart. Die Kosten trägt selbstverständlich der Käufer. (GR Mag Rüdiger Maresch: Aber Sie haben es abgelehnt!)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Die vierte Zusatzfrage stellt Herr GR Klucsarits. Ich erteile ihm das Wort.

GR Rudolf Klucsarits (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Soweit mir bekannt ist, ist eine Abmachung vorhanden, wonach die Sanierungskosten des Grundstücks nicht vom Käufer, sondern vom Verkäufer getragen werden. Ist diese Abmachung noch gültig?
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Die Abmachungen laut Kaufvertrag gelten selbstverständlich. Eine entsprechende Rückhaltung von Geldern ist selbstverständlich vorgesehen und wird auch entsprechend durchgeführt.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Die 5. Anfrage wurde beantwortet. Die Fragestunde ist somit beendet.

Wir kommen nun zur Aktuellen Stunde (AST/02939/2002/0002-KFP/AG).
Der Klub der Wiener Freiheitlichen hat eine Aktuelle Stunde mit dem Thema "Das Historische Museum der Stadt Wien - soll eine renommierte Kulturinstitution dem linken Zeitgeist geopfert werden?" verlangt. Das Verlangen wurde gemäß § 39 Abs. 2 der Geschäftsordnung ordnungsgemäß beantragt.

Ich bitte die Erstrednerin, Frau GRin Mag Unterreiner, die Aktuelle Stunde zu eröffnen, wobei ich bemerke, dass ihre Redezeit mit 10 Minuten begrenzt ist.

GRin Mag Heidemarie Unterreiner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Danke schön, Frau Vorsitzende. - Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Im Oktober des Vorjahres wurde im Landtag die Ausgliederung der Museen der Stadt Wien beschlossen, und zwar einstimmig. Wir Freiheitliche haben das damals begrüßt. Wir haben das als Schritt gesehen, dass man mehr Entscheidungsfreiheit hat, mehr Unabhängigkeit sowohl in politischer als auch in finanzieller Hinsicht, dass aber auch die Leitung nun mit mehr Verantwortung ausgerüstet sein wird.

Doch schon bei der Besetzung des Kuratoriums zeichnete sich klar ab, dass keine Ausgewogenheit gewünscht wird, weder was die Fachleute angeht - es gibt nämlich nur Fachleute für Zeitgeschichte und zum Beispiel keinen Kunsthistoriker -, noch was die politische Zuordenbarkeit angeht. Das Kuratorium hat das Vorschlagsrecht für die neue Führung des Museums, deswegen ist die Entscheidung dieses Kuratoriums wichtig.

Wir können nun annehmen, dass die Entscheidung des Herrn Stadtrats, basierend auf diesem Vorschlagsrecht, keine große Neuigkeit sein wird. StR Mailath-Pokorny kündigte ja im letzten Kunst- und Kulturbericht eine "Metamorphose" an - so haben Sie das genannt -; wohin, dass wissen wir noch nicht. Die Vorstudie spricht von einem "Haus für urbane Kultur". Das ist für mich eine oberflächliche Floskel, ein farbloser Lack, doch darunter - das sehen jedenfalls wir so - soll das Haus tiefrot eingefärbt werden, und zwar nicht nur vorübergehend - wie damals die Secession unter Ihnen, Herr StR Marboe -, sondern jetzt sollen die gesellschaftspolitischen Weichen gestellt werden zu einem Linksruck, der seinesgleichen sucht!

Dann kam der zweite Strategieschritt, nämlich die bestellte Studie zu dem Leitbild für ein Wiener Stadtmuseum. Die Personen, die beauftragt wurden, diese Vorstudie zu erstellen, sind in ihrer Zusammensetzung kurios. Diese Auswahl zeigt jetzt schon sehr drastisch, dass hier ganz unverhohlen und mit unglaublicher Brutalität die Demontage von HR Düriegl, bis dahin renommierter Direktor, stattfinden soll.

Ich gehe zurück zu einem weiteren Willkürakt von Ihnen, Herr StR Mailath-Pokorny, nämlich dem Festschreiben eines Datums im Ausgliederungsgesetz, wonach der Direktor des Hauses zwei Jahre vor seiner Pensionierung seines Amtes enthoben werden soll. Unserer Meinung nach ist das eine grobe Missachtung einem verdienten Spitzenbeamten der Stadt Wien gegenüber und es ist übrigens auch vollkommen unüblich bei allen Ausgliederungsverfahren. Dior Seipel hat einen Vertrag für fünf Jahre bekommen (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Lebenszeit! Länger!), der Direktor des Kärntner Landesmuseums für zehn Jahre.

Doch schauen wir uns einmal die Dreiergruppe genauer an, die über die Zukunft des Historischen Museums befinden soll: Matt, Mattl und Mießgang.

Gerald Matt, zurzeit Kunsthallen-Direktor, und Thomas Mießgang, sein Mitarbeiter, sind beide im "Ideologieressort" Pasterk emporgekommen, wobei Matt eine besonders pikante Rolle spielt. Denn er war, bevor er Günstling Pasterks wurde, bis zum Zerbrechen der kleinen Koalition, Mitarbeiter im Parlamentsklub der Freiheitlichen. Das, muss ich sagen, scheint wohl auch ein Grund dafür gewesen zu sein, dass er sich bei der Koalitionsbildung der Bundesregierung mit seinem fast hysterischen Gutmenschen-Getue ganz besonders hervorgetan hat. Weder er noch Mießgang haben Erfahrungen im Museumsbereich und müssen daher als SPÖ-linientreue Dilettanten gewertet werden.

Eine besondere Stellung nimmt in dieser Dreiergruppe jedoch Mattl ein. Seine Vergangenheit scheint ihn noch mehr als Fachmann für Mailath-Pokorny zu befähigen: Er war jener Genosse Siegi Mattl, der gemeinsam mit Peter Pilz 1977 zur Gruppe Revolutionärer Marxisten gehörte und im GRM-Organ "Rotfront" in einem Interview mit Pilz und Cap offen über "militante Kampfstrategien gegen bürgerliche Hegemonie" philosophierte. Es gibt auch einen anderen "Meilenstein" in seiner Geschichte. Da gibt es nämlich ein Foto aus dem Jahr 1975, das ihn in der Sowjetunion zeigt, gemeinsam mit Pilz und Häupl die Kolchosbäuerin schupfend. (Heiterkeit der GRin Marie Ringler.) Sie alle kennen wahrscheinlich das Bild, das im Jahr 1993 im "profil" zu sehen war. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Ich kenne es leider nicht!)
Herr Stadtrat! Das scheinen die Voraussetzungen zu sein, wenn man im Wiener Kulturleben eine wichtige Position einnehmen oder eine wichtige Rolle spielen will. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Den Boden hat er auch geküsst?) Den Boden hat er nicht geküsst, aber es gibt andere Genossen, die den Boden küssen. Es passt schon alles gut zusammen! (StR Dr Peter Marboe: Den hätten Sie ja auch noch in die Kommission geben können! - Weitere Zwischenrufe.)
Was wünschen nun diese drei Auserwählten von einem neuen Museum? - Weil das Historische Museum deren Meinung nach - ich zitiere jetzt - "nicht aufregend genug agiere und ein schwaches Profil habe", ich zitiere weiter: "müsse etwa ein Haus für urbane Kultur oder ein Forum für Stadtgeschichte und Gegenwart her". In dem Zitat ist weiter von "mentalem Strukturwandel" die Rede, von "urbaner Kohäsionskraft", von "Basiselementen urbaner Stabilität", von "Stadtraum für experimentelle Lebenspraxis" und von "kohärenten epistemischen Konstrukten". (Zwischenruf der GRin Marie Ringler.)

Ich zitiere nur die Vorstudie, das sind nicht meine Worte. Ich würde diese niemals wählen, weil allein schon diese Diktion verräterisch ist: "Man muss das Image der Gerümpelkammer aufbrechen." Das erinnert mich sehr an Kampfaussagen damals, zur Zeit Pasterks, als es darum ging, die "imperialen Achsen zu brechen", als es darum ging, die Hofstallungen zu zerstören.

Herr StR Mailath-Pokorny! Spätestens hier hört sich die Peinlichkeit der Dilettanten auf, denn hier wird die Sache wirklich verantwortungslos. Was ist denn die ureigenste Aufgabe eines Museums? - Es ist das Sammeln, es ist das Bewahren, es ist das Erschließen und das Vermitteln. Das sind die klassischen Aufgaben aller Museen, und das ist auch in der ICOM-Definition des International Council of Museums für die ganze Welt als Definition festgehalten. Ich zitiere das und habe es dem Vortrag entnommen, den Herr HR Düriegl bei der Enquete zum Thema "Historisches Museum" gehalten hat. Diese Definition lautet: "Das Museum ist eine permanente Institution ohne Gewinn bringende Ziele im Dienst und zur Entwicklung der Gesellschaft, der Öffentlichkeit zugänglich und mit der Erforschung, dem Erwerb, der Bewahrung und der Weitergabe der materiellen Zeugnisse des Menschen sowie ihrer Ausstellung für Zwecke des Studiums und der Erziehung und Erbauung beauftragt."

Das heißt, Respekt und Achtung vor den von Generation zu Generation weitergegebenen Zeugnissen der Kultur zu haben. Es ist das, was ein Museum zu einem Museum macht, aber nicht zu einer Kunsthalle, Herr Stadtrat, und nicht zu einem Ort für gesellschaftliche Kampfansagen! Das reale Objekt, das Objekt, das ich anschauen und angreifen kann, macht die charakteristische Einmaligkeit eines Museums aus. (GRin Marie Ringler: Ein Museum darf nicht ...!) Es ist das reale Objekt, das dort gesammelt wird. Das ist eben der Unterschied zu einer Kunsthalle.

Um diese Objekte richtig sammeln zu können, muss dem ein Selektionsprozess vorangehen. Da heißt es, Museumsexperten mit einem hohen Sachverstand einzusetzen, weil nur diese die Voraussetzungen dafür schaffen können, dass man dann auch den letzten Schritt - das ist der "Vorhang auf"-Schritt, der Ausstellungsschritt - machen kann. Das heißt, die wirkliche Arbeit geschieht im Hintergrund, die wirkliche Arbeit ist Basisarbeit. Diese vordergründige Event-Kultur - das liest man ja aus dieser Vorstudie heraus, Herr Stadtrat - ist es nicht, sondern man muss Grundlagen schaffen, damit auch nächste Generationen unsere gemeinsame Kultur erfahren können.

Dazu gehört auch die Liebe zu und die Achtung vor unserer Geschichte und Kultur. Das ist etwas, was Sie in dieser Sache vermissen lassen. Entweder haben Sie keine Ahnung von den Aufgaben eines Museums, oder es ist Ihnen einfach ganz egal, und Sie wollen wirklich aus einem Museum einen Spielball und ein Experimentierfeld für linke Ideologen machen. Beides, Herr Stadtrat, ist ein Grund, dass wir Ihnen hier völliges Versagen vorwerfen! (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Für weitere Wortmeldungen bringe ich in Erinnerung, dass sich die Damen und Herren des Gemeinderats nur einmal zum Wort melden dürfen und dass ihre Redezeit mit 5 Minuten begrenzt ist.

Nächste Rednerin ist Frau GRin Ringler. Ich erteile ihr das Wort.

GRin Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren!

Wie Sie sich vorstellen können, habe ich ganz andere Sorgen als Frau Kollegin Unterreiner, nämlich vielmehr die, dass das Historische Museum derzeit einen tiefen Dornröschenschlaf schläft. Fahren Sie einmal mit dem Taxi ins Historische Museum! Sie werden wahrscheinlich am Ring und nicht auf dem Karlsplatz landen. (GR Mag Hilmar Kabas: ... mit dem Taxi genauso! - Weitere Zwischenrufe bei der FPÖ.)
Die angesprochene Studie zeigt da einige wichtige Versäumnisse auf: fehlende Sichtbarkeit, fehlende Verankerung, fehlende klare Profilierung; und sie stellt fest, dass das Historische Museum nicht für das 21. Jahrhundert gerüstet ist. Damit kann man eines ganz klar festhalten: Es gibt einen massiven Handlungsbedarf.

Ohne die GRÜNEN wäre allerdings in dieser Diskussion in den letzten Monaten wahrscheinlich wenig passiert. Es hat unser Drängen gebraucht, dass es eine Enquete zu dem Thema und öffentliche Diskussionen gegeben hat. Gestern haben wir ein Paket von sechs Anträgen zur Neupositionierung des Museums eingebracht. Zum Beispiel im Bereich der Personalhoheit gibt es dort ein eklatantes Problem. Das ist ungefähr so, wie wenn man jemandem Betonpatscherln an die Füße bindet, ihn in die Donau wirft und dann hofft, dass er schwimmt. Das kann es ja wohl nicht gewesen sein. Und was passiert? - Die SPÖ lehnt in trauter Zweisamkeit mit der FPÖ die Anträge ab. So viel "Reformwillen" hat die SPÖ gezeigt!

Das ist, gelinde gesagt, ein bisschen patschert, weil wir ja - woran ich Sie kurz erinnern darf - schon vor einigen Wochen und auch heute einen Fall gehabt haben, an dem sich gezeigt hat, dass man hin und wieder vielleicht doch auf die Opposition hören sollte, nämlich den Fall des "kosmos.frauenraum". Da haben Peter Marboe und ich schon im Ausschuss gesagt: Liebe SPÖ, so geht das nicht, Sie können nicht in dieser Weise vorgehen! (GRin Renate Winklbauer: Da sind wir schon selber draufgekommen, da brauchen wir Sie nicht ...!) - Heute reparieren wir Gott sei Dank diesen eklatanten Fehler, aber Sie haben Wochen gebraucht, um festzustellen, dass das, was Sie da vorhatten, erpresserisch war, dass es rechtswidrig war und dass die Vorgangsweise Menschen verachtend war.

Wir freuen uns über den Erfolg, dass Sie das heute reparieren werden. Aber ich schlage Ihnen dringend vor, öfters auf die Opposition zu hören, sich den "kosmos.frauenraum" mit all den Fehlen, die Sie da gemacht haben, als Beispiel zu nehmen und davon zu lernen, auch hinsichtlich der Vorschläge, die wir zu machen haben, zur Neupositionierung des Museums als Schnittstelle zwischen den BewohnerInnen dieser Stadt und einem Museum ihrer Geschichte, als Resonanzraum für die Stadt, als Ort der Auseinandersetzung. Nehmen Sie sich also die Lehren aus dem "kosmos.frauenraum" zum Beispiel und wecken Sie das Dornröschen endlich auf!

Das ist etwas, was die SPÖ heute nicht getan hat und was sie gestern nicht getan hat. Ich muss sagen, ich bin sehr betrübt und einigermaßen besorgt darüber, dass es hier offensichtlich gar keinen Wunsch gibt, die politische Verantwortung entsprechend wahrzunehmen, aus Fehlern zu lernen und in die Zukunft zu schauen. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächster ist Herr StR Dr Marboe zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

StR Dr Peter Marboe: Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Wir Bürgerliche sind, was diese reflexartigen Einordnungen in Links und Rechts und so weiter betrifft, ziemlich gelassen. Wir schauen uns an, ob etwas gescheit, ob etwas gut ist, und je nachdem agieren wir dann. Von unserem Weltbild her sind wir immer misstrauisch, wenn es ums rein Zeitgeistige, ums Flüchtige geht.

Ich bin deshalb ganz froh, dass es diese Stunde gibt, und bin eigentlich auch beiden Vorrednern dankbar, weil sie ziemlich klare Positionen dargestellt haben. Wir werden übrigens, Frau Kollegin Ringler, all Ihren Anträgen zustimmen, weil wir sie für klug, für vernünftig und für zielführend halten. Ich glaube wirklich, dass, wenn man als Sozialdemokratische Partei die Größe gehabt hätte, nicht sich einmal mehr der Meinung der Freiheitlichen anzuschließen, sondern vernünftig die Anträge zu lesen, mehr fürs Museum herausgekommen wäre, als mit Ihrem permanenten, reflexartigen Nein, meine Damen und Herren!

Seit der Gemeinderat hier vor rund eineinhalb Jahren den Beschluss zur Ausgliederung gefasst hat - und es war ein guter Tag für Wien -, ist es eigentlich mit der ganzen Geschichte bergab gegangen. Ich kann das auch dokumentieren. Was ist denn passiert? - Die Ausgliederung wurde unter anderem nicht nur wegen der organisatorischen Verbesserungen gemacht, die dadurch möglich sind, sondern auch, um der formal durchaus möglichen, permanenten Einmischerei der Politik in das Ausstellungsprogramm der Museen der Stadt Wien und vor allem des Historischen Museums einen Riegel vorzuschieben.

Wer mir diesen Satz übel nimmt, soll Herrn Dior Düriegl fragen! (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Wer hat sich denn bisher eingemischt in die Ausstellungen?) Herr Düriegl ist bereit, die Liste zu zeigen. Er nennt das sehr vornehm die Ausstellungen, die vorher, vor der Koalitionszeit, verlangt wurden. Ich darf dich und alle anderen, die das wissen wollen, bitten, sich dort zu erkundigen. - Dem ist jetzt durch die Unabhängigkeit ein Riegel vorgeschoben, und das ist gut so.

Dann kam in meinen Augen der erste große Fehler. Die einzige Veränderung zwischen Gemeinderatsbeschluss und Landesgesetz war, die Frist auf 31. März zu verkürzen. Das ist organisatorisch ein Fehler, weil damit die Zeit zur Findung eines kompetenten Nachfolgers - in meinen Augen total unseriös - verkürzt wird. Es ist ja immer noch die Prozedur im Laufen. Das heißt, frühestens im Herbst kann man überhaupt schauen, ob man jemanden findet. Na, da wünsche ich viel Glück, wenn man europaweit den geeignetsten Nachfolger oder die geeignetste Nachfolgerin für Herrn Dior Düriegl finden will! In keinem Land der Welt sind so kurze Fristen üblich. Aber sei's drum, das ist nun einmal passiert, und ich bin gespannt, was herauskommt. 

Die Demontage des Dior Düriegl und auch seines Teams ist einfach menschlich schäbig. Permanent zu sagen, wie sehr dieses Museum im Schleudern ist - auch in dem Bericht steht das zu lesen, was ich genauso inakzeptabel finde: "das Historische Museum nimmt diesen Prozess seiner grundlegenden Umstrukturierung aus einer Position der Schwäche und der nicht der Stärke in Angriff" -, ist einfach unglaublich und widerspricht allem, was Herr StR Mailath-Pokorny Herrn Dior Düriegl privat und öffentlich gesagt hat!

Mit solchen Dingen muss man sich ja auch auseinander setzen. Wie man über dieses Museum in den letzten Monaten spricht, das würde man in der Privatindustrie als kreditschädigend bezeichnen. Es ist einfach unvertretbar, wie hier eine renommierte Institution international heruntergemacht und beschädigt wird, meine Damen und Herren! Das ist auch nicht zu vertreten gegenüber den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern dieses Hauses, das sich in Jahren und Jahrzehnten um das Gegenteil bemüht hat! (Beifall bei der ÖVP.)
Jetzt komme ich - die Redezeit ist ja beschränkt - auf das zurück, was Frau Unterreiner zu der Kommission gesagt hat. Dort haben sie ein oder zwei Dinge gemeinsam, nämlich dass keiner praktische Erfahrung im Museumsbereich hat und dass sie alle politisch mehr als eindeutig zuzuordnen sind. Da ist nur erstaunlich, dass unter diesen Prämissen nicht auch noch Herr Gusenbauer eingeladen wurde, dort Mitglied zu sein!

Ein Letztes: Ich glaube, dass es auch mehr als bedenklich ist, wenn Herr Dior Düriegl einen Brief ohne Briefkopf bekommt, der drei Unterschriften trägt und in dem steht: "Wir sollen jetzt Ihr Museum untersuchen." Dann geschieht zunächst nichts, und auf einmal kommt eine Mitteilung, wonach im Auftrag des Wissenschaftszentrums Wien eine solche Studie erstellt werden soll. In dem Brief aber steht, es geschieht im Auftrag der Kulturabteilung der Stadt Wien beziehungsweise des StR Mailath. Keiner kennt sich also aus, wer eigentlich der Auftraggeber war, und keiner kennt sich aus, wie dieser Auftrag hätte erfüllt werden sollen. Außerdem ist Dior Düriegl nicht ein einziges Mal zu einer Stellungnahme zu dieser Evaluierung eingeladen worden, meine Damen und Herren! Das ist nicht klug, weil er sehr viel weiß und zu dieser Publikation auch, glaube ich, sehr viel zu sagen gehabt hätte.

Um zum Schluss zu kommen: Ich habe eine ganz andere Sorge als jene, die hier ventiliert wurde, oder jedenfalls eine zusätzliche, nämlich dass dieses Museum seine Internationalität und seine weltweite Beachtung verliert. Tun Sie alles, meine Damen und Herren, dass das nicht der Fall ist und dass hier nicht dem Provinziellen und dem rein Lokalen das Wort gesprochen wird, sondern dass wir auch weiterhin Museen der Stadt Wien besuchen können, von denen wir wissen, dass sie international beachtet und respektiert sind! - Danke vielmals. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächster ist Herr GR Dr LUDWIG zum Wort gemeldet.

GR Dr Michael LUDWIG (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Für meine Fraktion und für mich ist einmal eines ganz unbestritten, nämlich dass Dior HR Dr Düriegl und sein gesamtes Team - alle Kuratoren, alle Restauratoren, alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im wissenschaftlichen, technischen und administrativen Bereich - hervorragende Arbeit geleistet haben und auch hervorragende Arbeit leisten. Das ist für uns unbestritten!

Dennoch gibt es eine Reihe von Notwendigkeiten, um sich auf neue Herausforderungen einzustellen. Wir sind Herrn Dr Düriegl dankbar dafür, dass er uns auch selbst auf diese Dinge aufmerksam gemacht hat, in vielen Gesprächen und auch Studien, die er verfasst hat, nämlich dass die Museumslandschaft in völliger Umstrukturierung begriffen ist. Das hat viele Gründe. Zum Beispiel ist das in der Mobilität der Besucherinnen und Besucher zu sehen, in der stärkeren Konkurrenz auf internationaler Ebene, in dem größeren Wettbewerb zwischen den Städten um Besucherinnen und Besucher, aber beispielsweise auch in der Ausgliederung der Bundesmuseen oder in dem zusätzlichen Wettbewerb, der durch die Einrichtung des Museumsquartiers entstanden ist.

Es haben sich auch eine Reihe von Rahmenbedin-gungen völlig geändert. Ich denke zum Beispiel an das Neuentstehen und Neustrukturieren des Kunstplatzes Karlsplatz, wo eine neue, zeitgenössische Ausstellungslandschaft mit einer stärkeren Positionierung von Secession und Künstlerhaus, aber auch Kunsthalle entsteht. In diesen geänderten Rahmenbedingungen ist es zweifellos sinnvoll und notwendig, auch darüber nachzudenken, wo das Historische Museum der Stadt Wien auch in Zukunft einen neuen, adäquaten Platz finden wird.

Die Stadt Wien hat auf diese Veränderungen durch mehr Flexibilität reagiert. Das war auch der Grund dafür, dass wir im Oktober 2001 hier im Gemeinderat gemeinsam die Ausgliederung des Museums beschlossen haben. Diese Einrichtung wird seit 1. Jänner dieses Jahres als eine wissenschaftliche Anstalt öffentlichen Rechts geführt. Auch hier hat sich Dr Düriegl große Verdienste bei der Ausgliederung erworben.

Aber da sehe ich schon auch einen Widerspruch, auch bei Herrn Dr Marboe, dass man auf der einen Seite für die Ausgliederung ist und sagt: Das Museum soll mehr Flexibilität zeigen, es soll ein Kuratorium geben, es soll mehr Autonomie für die wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Museum geben. Da bin ich ganz bei Ihnen. Aber gleichzeitig bringt man dann im Gemeinderat eine Reihe von Anträgen ein, mit denen man im Wesentlichen das will, was wir durch die Ausgliederung eigentlich nicht bezweckt haben, nämlich eine stärkere politische Einflussnahme durch ein politisches Gremium wie den Gemeinderat. (GRin Marie Ringler: Politische Verantwortung und Gestaltung!)
Das ist schon ein Widerspruch, den man mir einmal erläutern müsste: auf der einen Seite mehr Autonomie für die Organisation, gleichzeitig aber auch zu sagen, wir wollen im Gemeinderat laufend weiter Einfluss darauf nehmen, wie beispielsweise die Organisationsentwicklung ausschauen soll oder wie die interne Struktur ausschauen soll. Meine lieben Kolleginnen und Kollegen von der Opposition, diesen Widerspruch sollten Sie uns doch einmal erläutern!

Dieser Prozess der Erneuerung, den wir im Gemeinderat durch die Ausgliederung beschlossen haben, wurde auch von StR Dr Mailath-Pokorny aufgegriffen, und zwar, wie ich meine, sinnvoll aufgegriffen. Er hat gemeinsam mit den Fraktionen im Wiener Gemeinderat eine gemeinderätliche Enquete ausgeschrieben und dazu eingeladen. Das war für all jene, die dabei waren, eine interessante, spannende Auseinandersetzung über die Zukunft eines städtischen Museums.

Dennoch hat man gemeint, es macht auch Sinn, sich die internationale Diskussion anzuhören und sich anzusehen, was sich in städtischen Museen anderer Länder ereignet. Das halte ich für sinnvoll. Deshalb hat es auch diese Vorstudie gegeben, die nicht nur eine Analyse des gegenwärtigen Zustands des Historischen Museums beschrieben hat, sondern auch versucht hat, Erfahrungen aus anderen Städten mit einzubringen.

Jetzt vielleicht nur ganz kurz zu den Autoren dieser Studie: Man kann über Experten immer ganz unterschiedlicher Auffassung sein. Dass sie allerdings nicht qualifiziert sind, ist unrichtig. Dr Gerald Matt hat nicht nur Erfahrung im FPÖ-Klub gesammelt - das wäre für mich unerheblich -, sondern er hat neben seiner erfolgreichen Tätigkeit in der Kunsthalle Wien vor kurzem ein Buch mit dem Titel - das ist nicht unwesentlich - "Kultur und Geld - Das Museum, ein Unternehmen" herausgebracht, und zwar im Verlag Österreich. Dr Siegfried Mattl wiederum ist nicht nur ein angesehener Zeithistoriker, sondern hat zahlreiche Ausstellungen gemacht, unter anderem auch im Historischen Museum. Dr Mießgang schließlich ist erfolgreicher Kurator und Publizist in zahlreichen in- und ausländischen Publikationsorganen.

Diese Studie ist nur einer der Bestandteile einer gesamten öffentlichen Diskussion, die über das Museum geführt wird. Ich bin sehr froh, dass diese Diskussion geführt wird, denn das ist ein Zeichen dafür, dass die Wienerinnen und Wiener Anteil an ihrem Museum nehmen - an ihrem Museum! - und dass dieses Museum sich nicht im Dornröschenschlaf befindet, sondern ein lebendiges Museum ist. Wir wollen aber auf Grund der neuen Rahmenbedingungen dennoch den Gegebenheiten folgen.

Diese öffentliche Diskussion, in die die Studie und das Ergebnis der Enquete einfließen, wird zweifellos dazu führen, dass die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die jetzt im Museum tätig sind, dieses Museum gemeinsam mit der neuen Leitung auch in Zukunft erfolgreich führen werden. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Als Nächster ist Herr GR Mag Chorherr zum Wort gemeldet.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Meine Damen und Herren! 

Prinzipiell fände ich es eigentlich sehr wichtig und notwendig, sich für Institutionen, für die die Stadt Wien mit gutem Recht Geld ausgibt, zu überlegen, wie die Arbeit dort aussieht - in Wertschätzung dessen, was ge-tan wurde - und wo möglicherweise Reformen passieren sollen. Damit sich die FPÖ gleich ein bisschen schrecken kann, möchte ich Ihnen ein Zitat darüber vorlesen, was ein Historisches Museum sein kann.

Es sagt ein Museumsdirektor eines Historischen Museums: Unsere Sympathie gilt den Randständigen und ihrer Repräsentanz im Rahmen des Museums. - Frage: Wie nehmen Sie Kontakt auf? - Historisches Museum: Manchmal kommen sie zu uns. Ein Beispiel: Es gab sehr heftige Proteste gegen den Straßenbau. Beteiligt waren grüne Aktivisten, Umweltschützer, Hippies, die sich Schlachten mit der Polizei lieferten. Wir schickten Fotografen zu diesen Manifestationen und lernten dabei einige Leute kennen. Daraus ergab sich eine Zusammenarbeit. Einige der Gruppen boten uns Material aus ihren Archiven an, Fotos, Dokumente et cetera, die für uns wertvoll sind. Auch bei ethnischen Gruppen, deren Lebensstile wir dokumentieren wollen, ist es ähnlich.

Das kann ein Historisches Museum sein. Um Ihnen zu sagen, wer diese links-linke Gesamtorganisation ist: Das sagt in dieser Studie Catherine Ross, die Direktorin im Museum of London ist, darüber, was ein Historisches Museum sein kann.

Einmal ganz prinzipiell: Ich habe diesen Bericht erst vor wenigen Tagen mit großem Interesse gelesen und fände es - noch einmal - wichtig, dass derartige Berichte über andere Institutionen öfter geschrieben werden, um eine Diskussion darüber zu beginnen, wohin, wenn eine Neubestellung ansteht, ein Historisches Museum sich positionieren muss.

Wenn ich jetzt abseits von Beleidigtheiten und Ähnlichem zwei Dinge übereinander bringe, dürfte eine der Kernaussagen dieser Studie dort, wo Herr Dior Düriegl zitiert ist, zu einem ähnlichen Schluss kommen, den auch wir teilen: einer viel stärkeren Repräsentanz und Thematisierung des 20. Jahrhunderts, dessen, was Urbanität ist - dass das für Sie eine Floskel ist, Frau Unterreiner, kann ich schon verstehen -, dessen, was das 20. Jahrhundert als Stadt für Themen hat - Wohnen, Lebensstile; ich bin jetzt kein Museumskurator und kein Museumsdirektor, um das hier vorzuschlagen. (GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Aber nicht allein!) Aber dass hier einiges neu konzentriert werden soll, halte ich für legitim, und das soll diskutiert werden, bevor eine Direktionsentscheidung getroffen wird.

Da halte ich es für wichtig - noch einmal: in Wertschätzung getaner Arbeit -, auch Schwächen zu benennen. Es gibt keine Institution, die keine Schwächen hat. Da finde ich zum Beispiel die Kritik an der Wechselausstellung, wie sie hier gebracht wird, mehr als legitim: wenig 20. Jahrhundert, aber dann Ausstellungen wie "Grenzenlos kurdische Kunst heute", "Kunst aus Aserbeidschan" oder "Chinesische Malerei". Jetzt kann man uns als Letzten den Vorwurf machen, dass wir dagegen sind, dass Internationales zu tun ist. Aber hier ist es richtig - und meiner Ansicht nach vielleicht polemisch, aber in der Sache durchaus zutreffend -, wenn davon gesprochen wird, dass sich das Historische Museum zu einem Gemischtwarenladen entwickelt, in dem zahlreiche Ausstellungen wie die von mir zitierten vorgekommen sind, aber wenig Zeitgenössisches.

Richtig wird auch in Bezug auf die BesucherInnenzahlen gesprochen. Wenn man vergleicht, wie viele Besucher in andere Institutionen gehen und wie viele ins Historische Museum gehen, ist da - jetzt freundlich gesagt - ziemlich einiges an Nachholbedarf und an Neupositionierung drinnen. Immerhin spricht in einem Interview ein Universitätsprofessor auch davon - Zitat -: "Mein Bild vom Historischen Museum ist, da schläft etwas am Rande des Karlsplatzes dahin. Jedenfalls hat das Museum es in den letzten zehn Jahren nicht geschafft, mich als bewussten Besucher zu bekommen." Das spricht etwas an, worüber man jetzt bei einer Nachfolge- und Orientierungsdiskussion sehr wohl arbeiten sollte.

Zwar bin ich der Erste, der immer fest Watschen von der SPÖ einfängt, wenn ich sage: SPÖ-Besetzung, SPÖ-Besetzung, SPÖ-Besetzung, aber man soll nur aufpassen, dass man diesen Begriff nicht dort inflationiert, wo er nicht primär richtig ist. Man kann viel darüber diskutieren und streiten - und da kritisiere ich auch stark den Herrn Kulturstadtrat -, aber hier angesichts einer diskussionswürdigen, kritikwürdigen Studie reine SPÖ-Politik vorzuschieben, halte ich für falsch.

Ich bin froh über die Diskussion, die stattfindet. Ich bin froh, dass sich Marie Ringler auch mit diesem Enquete-Antrag zu Wort gemeldet hat. Ich würde mich freuen, wenn dem Rechnung getragen wird, was mit den Anträgen gestern leider abgelehnt wurde. Ich freue mich auf eine sinnvolle Diskussion und würde mir mehr an so kontroversen Studien auch bei anderen Institutionen der Stadt Wien sehr wünschen. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächster ist Herr GR Dr Salcher zum Wort gemeldet.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich bin dankbar dafür, dass das erste Mal ein Wort gefallen ist, das auch in der Enquete im Historischen Museum der Stadt Wien relativ spät gefallen ist. Es ist dort viel über Struktur und Prozesse, über Herrn HR Düriegl, über die Damen und Herren, die das Gutachten geschrieben haben, gesprochen worden, aber das Wort "Besucher" ist relativ spät gekommen und das ist mir persönlich ein sehr wichtiges Wort. 

Ich schaue mir relativ viele Museen in der Welt an - ich bin fast ein Museumsfan -, egal ob das eine Gemäldegalerie, ein Museum of contempory art, ein Kriegsmuseum, ein Friedensmuseum, das Holocaust-Museum oder das Filmmuseum ist. Es gibt nur zwei Arten von Museen auf der Welt: Solche, in die man gern hineingeht, die spannend sind, die interessant sind, wo man etwas lernt, und solche, die einen an die Wandertage erinnern, wenn es verregnet war und man zur Strafe ins Museum gehen musste.

Sehr geehrte Damen und Herren, das Allerwichtigste, was es für dieses neue Museum der Stadt Wien geben muss, ist, dass es ein Besuchermuseum sein soll. (Beifall bei der ÖVP. - Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: In welche Kategorie fällt es jetzt?) 

Sie haben eine Studie in Auftrag gegeben, die Ihnen eine Antwort auf die Frage bringen sollte. Ich drücke mich aber nicht um den Inhalt, den das erfüllen sollte. Wir haben, glaube ich, auch bei der Enquete sehr deutlich gesehen, dass Inhalt in dieser Frage nicht etwas ist, das man an Experten delegieren kann, ohne die Kompetenz der Experten, die dort aufgetreten sind, in Zweifel zu ziehen, aber die waren sehr unterschiedlich und haben auch sehr unterschiedliche Dinge vor. Da ist es legitim, von der Politik klar und deutlich zu sagen, was wir wollen. Und das sage ich auch sehr klar und deutlich: Es soll weiterhin ein historisches Museum sein, in dem alle Zeitepochen, natürlich inklusive der Zeitgeschichte, präsentiert werden. Es soll ein Stadtmuseum sein. Und es soll drittens, das sage ich auch klar und deutlich, ein Museum der Stadt Wien und ein Wiener Museum bleiben. Das ist mir ein Anliegen. 

Ich sehe dort weniger die Gefahr eines verstaubten Heimatmuseums, wie das eher tendenziell in diesem Bericht dargestellt wurde. Ich glaube, dass es zwar einige gibt, die davon träumen, dieses neue Museum dann als ein Instrument der einseitigen Gesellschaftsveränderung zu präsentieren, in der die Geschichte umgeschrieben wird - das ist die Hauptbefürchtung, die die FPÖ heute bringt (GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Das stimmt nicht!) -, aber ich sage gleich dazu, das ist nicht meine Hauptsorge. Meine Hauptsorge ist, dass das ein kaltes und kopflastiges Museum ist, weil modern ist für mich nicht, wenn keiner hingeht. (Beifall bei der ÖVP.)
Kunst hat spannend zu sein, Kunst hat sinnlich zu sein, gerade und auch in einem Museum. Ich sage das deshalb, weil ich weiß, wie schwer das zu erreichen ist und dass es weitaus mehr schlechte als gute Beispiele gibt. Ich möchte diesen Aspekt der Besucherorientierung deshalb so betonen, weil er mir auch in der Studie etwas zu kurz kommt. Ich wünsche mir eine spannende Auseinandersetzung, ein Lernen, ein Erlebnis zu schaffen, Spaß und Freude zu haben. Das ist das, was ich mir von einem Museum erwarte.

Ich glaube, es ist das Schöne - darauf bin ich ein bisschen stolz und darauf können wir, glaube ich, alle stolz sein, die wir uns heute an der Debatte beteiligen -, dass Wien wirklich die Kulturhauptstadt der Welt ist, würde ich fast sagen, weil ich kann mir keine andere Stadt der Welt vorstellen, wo in einer Aktuellen Stunde des Gemeinderats darüber diskutiert wird, dass das Historische Museum der eigenen Stadt ausgegliedert wird. Aber ich finde das als etwas sehr Positives und als etwas Tolles. 

Ich habe heute auch meinen Überraschungseffekt gehabt. Ich möchte mich jetzt nicht an der Debatte um Herrn HR Düriegl beteiligen, weil das hat Dr Marboe ohnehin schon viel kompetenter und auf Grund eines persönlicheren Verhältnisses gemacht. Eines muss ich aber schon sagen, wenn die Marie Ringler heute offensichtlich ihre Träume vom Dornröschen geoutet und irgendwie das Märchen modernisiert und umgeschrieben hat, weil wenn man ins Historische Museum kommt und erwartet, dass dort das Dornröschen schläft, dann erlebt man den Herrn Düriegl und nicht das Dornröschen und er ist relativ munter, wer dann wen wach küsst, das werden wir offensichtlich in der ausgliederten Variante alle erleben.

Ich finde das nach wie vor eine sehr gute Initiative. Wir haben sie initiiert, der Herr Stadtrat führt sie weiter. Die Realität wird es messen, ob es spannend ist, ob es Überraschungen bringt. Das soll dieses Museum, aber es soll ein städtisches Museum bleiben, es soll ein historisches Museum bleiben und es soll vor allem ein Museum sein, wohin in Zukunft noch mehr Menschen gehen, als sie es bisher schon getan haben. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächster ist Herr GR Mag STEFAN zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Mag Harald STEFAN (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Ein bisschen hat mir das, was heute geboten wurde, nach Verharmlosung ausgeschaut. Wenn man sich die Vorgangsweise anschaut, die dazu geführt hat, dass diese heutige Aktuelle Stunde stattfindet, dann ist die Verharmlosung aber nicht angebracht.

Herr Kollege LUDWIG, ich habe es fast als zynisch empfunden, wie Sie hier Herrn HR Düriegl gelobt haben, auch im Namen der Partei. Denn das, was wir erlebt haben, war Mobbing auf höchster Ebene. Es hat an verschiedenen Stellen begonnen. Ich war beispielsweise Zeuge im Kontrollausschuss, als es darum gegangen ist, den Umbau des Museums der Stadt Wien zu beleuchten. Da hat es tatsächlich eine massive Überschreitung der Kosten gegeben, die weitgehend durch eine Versicherung abgedeckt war. Aber dort, wo üblicherweise in solchen Fällen totales Abblocken stattfinden würde, wenn es um einen Genossen der eigenen Partei geht, wurde gerade von den SPÖ-Mitgliedern dieses Kontrollausschusses massiv auf Herrn Dior Düriegl verbal eingeschlagen und er wurde attackiert. (GR Dr Michael LUDWIG: Das stimmt nicht!) Das war für mich erstaunlich, denn da habe ich noch nicht ganz verstanden, worum es geht, ich habe mich nur gewundert. Ein eigener hoher Magistratsbeamter, eine SPÖ-Besetzung, zumindest von der Mitgliedschaft her, das ist doch erstaunlich.

Es war dann nachher noch ein zweiter Tagesordnungspunkt, wo auch das Historische Museum im Spiel war. Auch da gab es massive Angriffe von Seiten der SPÖ-Abgeordneten. Hier war schon dieses Mobbing zu bemerken.

Als Nächstes muss eine Studie erstellt werden. Wen zieht man heran? - Ich empfinde es zum Beispiel nicht als unbedingt lustig, wenn jemand im Jahr 1975 ein glühender Verehrer der Sowjetunion war. Wenn der Herr Stadtrat das lustig findet und sich darüber lustig macht, ist das seine Sache. Wir von den Freiheitlichen finden derartige Systeme, wie sie die Sowjetunion damals dargestellt hat, nicht als lustig, begrüßenswert oder sonst etwas. Ich empfinde das daher nicht gut, dass Sie sich derartig verhalten! (Beifall bei der FPÖ.)
Das Museum der Stadt Wien hat zweifellos eine konventionelle Ausrichtung und ist damit eine der wenigen Kulturinstitutionen der Stadt Wien. Wenn man von Vielfalt spricht, dann muss man das anerkennen, dass es auch eine derartige Institution im Sinne der Vielfalt geben soll. Hier wird eben noch das Objekt mit Liebe ausgestellt. Es werden die Dinge, die zu sehen sind, vielleicht nicht unbedingt populistisch und mit den modernsten Mitteln präsentiert, aber es ist dafür ein Museum, das generationsübergreifend Identität stiftet und gestiftet hat. Auch das sollte es geben. Auch das gilt es zu bewahren und nicht unbedingt dem Zeitgeist zu opfern und etwas zu schaffen, was vielleicht kurzfristig jüngeres Publikum anzieht, aber auf Dauer dann wiederum verebbt, wie so manches, was dem Zeitgeist geopfert wurde.

Auch das Wienspezifische sollte durchaus erhalten bleiben und es sollte nicht künstlich das herangezogen werden, was in diesen Studien berichtet wurde, ob in London mit irgendwelchen Demonstranten Kontakt aufgenommen wird oder nicht und das ins Museum gebracht wird. Natürlich gibt es andere Formen von Museen. Aber wir müssen uns fragen, was für Wien wünschenswert ist, was wir in Wien haben wollen, welche Ausrichtung eines Museums wir haben wollen. Nicht nur irgendwo hinschielen und sagen, es gibt andere Möglichkeiten. Daher haben wir diese Sorge und daher ist unser Anliegen, dass das Historische Museum der Stadt Wien nicht demontiert wird.

Diese Studie weist eindeutig darauf hin, dass es darum geht. Es wird massiv alles in jeder Richtung heruntergemacht, was im Historischen Museum der Stadt Wien passiert ist. Mit keinem Wort oder nicht einmal ansatzweise wird positiv kritisiert. Es wird alles in Grund und Boden demontiert.

Auch die Auswahl derjenigen, die diese Studie erstellt haben - das war bereits Thema meiner Vorredner -, ist bezeichnend.

Zusammenfassend ist klar, wir werden uns gegen die Demontage des Historischen Museums der Stadt Wien in der derzeitigen Form wehren, denn dieses Museum ist eindeutig zu schade, um dem linken Zeitgeist geopfert zu werden. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Herr StR Mailath-Pokorny gemeldet. Ich mache darauf aufmerksam, auch nur 5 Minuten Redezeit. - Bitte.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Ich werde kürzer sein, ich wollte nur einige Punkte, die im Zuge der Debatte meiner Meinung nach unrichtig dargestellt worden sind, korrigieren.

Zum einen wurde dieser Bericht mit verschiedensten Titeln versehen und er hat die verschiedensten Bedeutungen erhalten. Ich halte fest, dass es sich hierbei um eine Vorstudie zu einem Leitbild für ein Wiener Stadtmuseum handelt, nicht mehr und auch nicht weniger. Es ist ein Leitbild zu erstellen, auch von der zukünftigen Leitung und Führung des Museums. Dies ist eine Vorstudie. Es hat daher diese Bedeutung, nicht mehr und nicht weniger.

Zweitens wurde die politische Ausgewogenheit des Kuratoriums in Frage gestellt. Wenn man das in Frage stellt, setzt man voraus, dass man weiß, dass dort Parteipolitiker oder jedenfalls parteipolitisch motivierte Mitglieder des Kuratoriums sitzen. Ich halte fest, mir zumindest ist das nicht bekannt und ich habe auch keinerlei Absicht, die Mitglieder des Kuratoriums nach einer parteipolitischen Zugehörigkeit zu fragen. Aber ich glaube - diese Bemerkung sei mir gestattet -, meistens handeln diejenigen, die besonders viel zu verbergen haben, nach dem Prinzip, französisch heißt das so schön "au voleur!", also "haltet den Dieb!". 

Dritter Punkt: Es wurde davon gesprochen, dass die drei Herren, die diese Vorstudie zu einem Leitbild für ein Wiener Stadtmuseum erstellt haben, SP-linientreue Dilettanten seien. Ich weise diese Bezeichnung und auch diesen Vorwurf mit aller Entschiedenheit zurück. GR Ludwig hat bereits darauf hingewiesen, dass diese drei Persönlichkeiten ausgewiesene Experten auf ihren Gebieten sind. 

Herr Dr Matt hat nicht nur die schon gesagte Erfahrung, sondern er hat auch fünf Jahre im Unterrichtsministerium gearbeitet, wo er vor allem mit Museen und auch mit internationalen Kunstausstellungen zu tun hatte. Er hat nicht nur die verschiedensten Studien erarbeitet - es gibt da eine ganze Bibliographie -, sondern er hat etwas Ähnliches, einen ähnlichen Bericht für das Museum in Bozen, erstellt.

Herr Dr Mattl ist ein angesehener Zeithistoriker, der ebenfalls zahlreiche erfolgreiche Ausstellungen, unter anderem auch im Historischen Museum der Stadt Wien, gestaltet hat.

Und Herr Dr Mießgang ist ein erfolgreicher Kurator und angesehener Publizist in erstrangigen Medien im In und Ausland.

Denen und den Instituten, die sie letztendlich vertreten, Dilettantismus vorzuwerfen, diesen Vorwurf weise ich jedenfalls zurück.

Zuletzt, Frau GRin Ringler, Sie wiederholen bereits zum zweiten Mal den Vorwurf der Erpressung. Ich nehme an, dass Sie das in Unkenntnis dessen tun, was das eigentlich ist. Das ist ein strafrechtlich relevanter Vorwurf gemäß § 144 des Strafgesetzbuches: "Wer jemand mit Gewalt oder durch gefährliche Drohung zu einer Handlung, Duldung und Unterlassung nötigt, die diesen oder einen anderen am Vermögen schädigt, ist, wenn er unter diesem Vorsatz gehandelt hat, durch das Verhalten des Genötigten sich an einem Dritten unrechtmäßig zu bereichern, mit Freiheitsstrafe" - und so weiter - "zu bestrafen." - Ich weise diesen Vorwurf mit aller Entschiedenheit zurück und behalte mir, falls er wiederholt wird, rechtliche Schritte vor! - Danke sehr. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Frau GRin Themel, bitte.

GRin Gerda Themel (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 

Ich denke, der vom Kollegen Stefan vorgebrachte Einwand des Mobbings, was Herrn Dior Düriegl betrifft, kann nicht unwidersprochen bleiben. Nachdem ich selbst, wie Sie vielleicht wissen, ein Mobbingopfer gewesen bin, habe ich mich in der Folge damit sehr ausführlich beschäftigt und kann Ihnen sagen, genauso beginnt Mobbing oft. Was Sie genannt haben, Herr Mag Stefan, ist nichts anderes, als die Wahrnehmung der Kontrolle durch den entsprechenden Ausschuss, nicht mehr und nicht weniger als die Wahrnehmung. Das war mir doch wichtig zu betonen.

Nachdem ich jetzt aber die Möglichkeit habe, nach meinem Herrn Stadtrat wirklich das letzte Wort in dieser Aktuellen Stunde zu haben - ich habe selten das letzte Wort -, nutze ich die Gelegenheit, das Ganze noch einmal zusammenzufassen. 

Wie groß das Spektrum ist, was ein städtisches Museum an sich darstellen kann, ist sehr gut aus den verschiedenen Wortmeldungen herausgegangen. Umso spannender ist der kommende Entscheidungsfindungsprozess.

Was mir noch ganz wichtig ist - das in aller Kürze -, ist, dass das Symposium der Stadt allen Parteien, die hier vertreten sind, die Möglichkeit gegeben hat, ihre Einwände und ihre Vorschläge einzubringen. Sie werden nach Möglichkeit in den folgenden Wochen wahrgenommen werden.

Sie wissen, dass im Moment die Ausschreibung läuft. Die Ausschreibungsfrist endet, wenn ich mich recht erinnere, am 12. Juli dieses Jahres. Das heißt, es ist ein laufender Prozess im Gange. Dieser laufende Prozess wird von einem Personalberatungsbüro begleitet, ist also in den besten Händen. 

Ich möchte Ihnen ganz gerne weiters ein bisschen die Sorgen nehmen, weil ich mich der Frau Prof Weinzierl persönlich sehr verbunden fühle. Zum guten Schluss und weil ich das letzte Wort habe, möchte ich festhalten, wie Herr StR Mailath-Pokorny schon sagte, diese immer wieder genannte Studie war eine Vorstudie - der Titel sagt das auch -, nämlich die Vorstudie zu einem Leitbild für ein Wiener Stadtmuseum. Der Auftraggeber, weil das auch bei einem Redner so nebulos dargestellt wurde, war das Wissenschaftszentrum Wien und der Auftragnehmer war das Ludwig-Boltzmann-Institut für Geschichte und Gesellschaft, dessen Vorstand Frau Prof Weinzierl und Herr Prof Ratkolb sind, absolut anerkannte Persönlichkeiten. Die wiederum wissen genau was sie tun und haben die anderen genannten Persönlichkeiten beauftragt.

Weil ich immer noch das letzte Wort habe, nutze ich es immer noch aus. Niemand, und zwar absolut niemand, von der Sozialdemokratischen Fraktion würdigt nicht die Leistungen von Herrn Dior Düriegl und des gesamten Personals im Bereich der Museen der Stadt Wien, ganz im Gegenteil. Ich gehe jedoch davon aus, dass es auch das Interesse des jetzigen Leiters, von Herrn Dior Düriegl und des gesamten Personals ist, dass sein oder ihr Haus und alle angeschlossenen Institutionen - da sind ja jede Menge Institutionen angeschlossen, aber wir reden immer nur vom Bau am Karlsplatz, ich nehme jedoch an, Sie können sich leicht informieren, was da alles angeschlossen ist -, also alle beteiligten Personen, mit den veränderten Rahmenbedingungen, die in unserer Stadt vorhanden sind und über die wir nicht hinwegsehen dürfen, einverstanden sind und diese Rahmenbedingungen zur Kenntnis nehmen und sich im Ringen um die Kunst der Besucher, die von Herrn Dr Salcher angesprochen wurden, bereit sind, dieses Haus weiterhin wettbewerbsfähig zu machen. - Vielen Dank. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Somit ist die Aktuelle Stunde beendet.

Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen, gebe ich gemäß § 15 Abs. 2 der Geschäftsordnung bekannt, dass an schriftlichen Anfragen 4 von den GRÜNEN, 6 von der ÖVP und 7 von der FPÖ eingelangt sind.

Anträge sind 3 von den GRÜNEN, 6 von der ÖVP und 4 von der FPÖ eingelangt. Diese Anträge wurden, wie beantragt, entsprechend zugewiesen. 

Die Anträge des Stadtsenats zu den Postnummern 1 bis 3, 6, 9, 11, 13 bis 17, 19 bis 21, 23 und 24, 28 bis 30, 35, 37, 40, 42, 44, 46 bis 51 und 53 bis 58 gelten gemäß § 26 der Stadtverfassung als bekannt gegeben. Bis zu Beginn dieser Sitzung hat kein Mitglied des Gemeinderats die Verhandlung verlangt. Ich erkläre daher gemäß § 26 der Stadtverfassung diese als angenommen und stelle fest, dass die im Sinne des § 25 erforderliche Anzahl gegeben ist. 

In der Präsidialkonferenz wurde nach entsprechender Beratung die Postnummer 61 zum Schwerpunkt-Verhandlungsgegenstand erklärt und gleichzeitig folgende Umreihung der Tagesordnung vorgeschlagen: Postnummern 52, 59, 60, 18, 22, 25, 26, 27, 31, 32, 33, 34, 36, 4, 5, 7, 8, 10, 12, 38, 39, 41, 43 und 45. 

Die Postnummern werden daher in dieser Reihenfolge zur Verhandlung gelangen. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 61 (02569/2002-GGU) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Cross Border Leasing Transaktion eines Teils der Wiener Kanal- und Abwasserentsorgungsanlagen der Stadt Wien. 

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Ekkamp, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Franz Ekkamp: Herr Vorsitzender! Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. - Die Debatte ist somit eröffnet. Herr GR Dipl Ing Margulies, bitte. - Maximale Redezeit: 40 Minuten.

GR Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren!

Das Cross Border Leasing, welches heute hier zur Diskussion steht, ist nicht das Erste in Wien und wird möglicherweise auch nicht das Letzte sein. Dennoch erlaube ich mir, zu versuchen, Ihnen einige Gedanken, die weit über den kurzfristigen Aspekt eines Cross Border Leasings hinausgehen, zu vermitteln. Vielleicht wird es dann auch für Sie nachvollziehbarer, warum wir uns als Grüne - gänzlich ausdiskutiert ist es noch nicht, aber zumindest in unserer breiten Mehrheit - gegen den nun vorliegenden Cross Border Leasing Vertrag aussprechen.

Einleitend zwei Punkte:

Als vor einigen Jahren über eine ähnliche Transaktion im Zuge der österreichischen Autobahnen gesprochen wurde, gab es helle Empörung in Österreich über den Ausverkauf der österreichischen Straßen, über das Unverständnis, warum plötzlich andere Nationen den österreichischen Straßenverkehr - sei es als Hauptmieter oder als Eigentümer - regulieren und betreiben sollten. Aber es war nicht nur das, sondern es war auch das Unverständnis dessen, dass Nationalstaaten und mittlerweile auch Kommunen damit beginnen, all das, was sie als Scheingeflecht, Briefkastenfirmen und Steueroasen in den unterschiedlichen Regionen der Welt kritisieren, selbst umzusetzen. - Das als Einleitung. 

Eine zweite Einleitung, ganz aktuell: Eine gestern präsentierte Umfrage vom Sora-Forschungsinstitut besagt, dass 60 Prozent der Österreicher und Österreicherinnen über den weltweiten Trend, öffentliche Dienste wie Gesundheitswesen, Wasserversorgung, das Bildungssystem et cetera zu privatisieren, ... 

Wie hängt das jetzt alles mit einem Cross Border Leasing zusammen? Wie hängt es damit zusammen, dass die Stadt Wien durch diese eine Transaktion kurzfristig die Möglichkeit besitzt, zwischen 30 und 50 Millionen EUR - die genaue Summe steht noch nicht fest - durch einen Vertrag zu lukrieren, der auf rund 30 Jahre geschlossen wird? Wie hängt dies alles damit zusammen?

Ich möchte nun ein bisschen ausholen und den Zusammenhang mit den gegenwärtigen Verhandlungen im Rahmen der WTO, zum GATS-Abkommen, herstellen, mit den gegenwärtigen Rahmenbedingungen der Liberalisierungs- und Privatisierungsbestrebungen, welche Interessen möglicherweise der amerikanische Staat langfristig durch die Gewährleistung solcher Steuervorteile für Scheinfirmen haben kann. All dies steht in einem Zusammenhang und all dies bewegt uns zu langfristigen Überlegungen im Sinne der Wiener Bevölkerung, im Sinne dessen, dass wir glauben, dass kommunale öffentliche Dienstleistungen nach wie vor kommunal und öffentlich erbracht werden sollten und dieses Danäergeschenk (GR Dr Wilfried Serles: Danaergeschenk!), Entschuldigung, Danaergeschenk, welches möglicherweise tatsächlich 30 bis 50 Millionen EUR bietet, abzulehnen ist. Für alle, die es nicht ganz verstehen, sagen wir einfach Trojanisches Pferd dazu. Das ist in etwa dasselbe. (GR Gerhard Pfeiffer: Bei mir haben Sie sich lustig gemacht, weil ich mich einmal versprochen habe und selbst können Sie solche Sachen nicht aussprechen!)
Herr Pfeiffer, ich mache mich nicht permanent über Sie lustig (GR Gerhard Pfeiffer: Nicht permanent!), obwohl es anscheinend permanent notwendig wäre. Ich möchte mich aber heute einmal ausnahmsweise nicht von Ihnen unterbrechen lassen. Sie entschuldigen, dass ich im Rahmen meiner Wortmeldung nicht auf Sie eingehe. (GR Gerhard Pfeiffer: Gut!)

Kommen wir zurück zu den Fragen. Zunächst einmal zu den Interessen des amerikanischen Investors. Ja, der Vertrag selbst, der hier liegt, ist hieb- und stichfest. Der sagt nichts anderes, als dass eine amerikanische Scheinfirma - überspitzt formuliert -, arrangiert durch eine australische Großbank, wo die unterschiedlichsten Depots möglicherweise immer wieder verlegt werden können, je nachdem, wann sich die Steuergesetzgebung verändert, Hauptmieter des Wiener Kanalsystems wird und dieses an die Stadt Wien zurückvermietet. Das ist ein reines Luftgeschäft, ein Scheingeschäft. Die Einzigen, die tatsächlich zahlen, sind die amerikanischen Steuerzahler. 

Jetzt könnte man natürlich sagen: Was tut uns das weh, wenn die amerikanischen Steuerzahler etwas zahlen, wenn die amerikanischen Steuerzahler unser Kanalnetz finanzieren und dafür halt über Jahrzehnte hinweg ihr eigenes Kanalnetz vernachlässigen, ihre eigenen Bildungsausgaben vernachlässigen und ihre Gesundheitsausgaben vernachlässigen? 

Ein breiter Teil der Bevölkerung, der in den Vereinigten Staaten lebt, lebt in Wirklichkeit in Umständen, wie sie normalerweise nur für Länder der Dritten Welt Gültigkeit haben. So ist die Situation in den Vereinigten Staaten, im Land der unbegrenzten Möglichkeiten. Es ist nicht so, dass dort Wohlstand und Reichtum für alle herrscht, sondern es ist so, dass gerade in den Vereinigten Staaten die Schere zwischen Arm und Reich erheblich weiter auseinander geht und dass die Armut gerade in den Vereinigten Staaten deshalb stärker zu Buche schlägt, weil es in vielen für uns selbstverständlichen Bereichen keine öffentliche Bereitstellung von Dienstleistungen gibt. (VBgm Dr Sepp Rieder: Vielleicht haben die Amerikaner weniger für die Rüstung ausgegeben!) Das große Problem der Geschichte der Vereinigten Staaten ist, dass immer zuerst bei den Sozialausgaben gespart wurde, Herr Dr Rieder, und nicht bei den Rüstungsausgaben. Das heißt, wenn die Vereinigten Staaten weniger Mittel ausgeben, dann war es immer so, dass dies im weitesten Sinne bei den Sozialausgaben und nicht bei den Rüstungsausgaben war. Daher lassen wir das einmal weg, aber das ist nur ein kleiner Punkt in einer globalen politischen Überlegung. 

Ein zweiter Punkt sind - wir haben das gestern ausführlich besprochen - die Verhandlungen im Zuge der WTO, im Zuge des GATS-Abkommens, wo es um eine langfristige, nicht reversible Liberalisierung, Deregulierung von öffentlichen Dienstleistungen, mit dem Ziel, die Gewinne aus öffentlichen Dienstleistungen de facto dem privaten Kapital zukommen zu lassen, und dass die Aufgabe der öffentlichen Hand bestenfalls die Verwaltung von Rumpfversorgungssystemen darstellt, geht, so wie es gegenwärtig im Großen und Ganzen in der USA schon der Fall ist. Was überlegen sich die USA im Rahmen ihrer Steuergesetzgebung dazu? - Sie wissen, dass sie damit nur Unternehmen begünstigen und de facto Kanalsysteme in Wien und Autobahnen anderswo immer mitfinanzieren. Aber sie bekommen für diese internationalen Verhandlungen den Fuß in die Tür. Amerikanische Investoren, Lobbyisten und auch Politiker können sich im Rahmen von Deregulierungsverhandlungen hinstellen und sagen: "Was wollt ihr, wir sind diejenigen, die den Wienerinnen und Wienern ihr Kanalnetz bereitstellen." Da spielt es doch aus dem Blickwinkel dieser Investoren keine Rolle, dass Sie erwidern werden, wir haben es vorher den Amerikanern verleast. Sie stellen sich auf die Position, die amerikanische Wirtschaft stellt schon in vielen Bereichen Europas öffentliche Dienstleistungen zur Verfügung unter dem Motto: "Ihr seht, es funktioniert. Was spricht denn dann dagegen, dass wir genau diese öffentlichen Dienstleistungen privatisieren?"

Was jedoch das Privatisieren der Daseinsvorsorge längerfristig bedeuten kann, habe nicht nur ich, sondern hat am 30. Jänner - ich habe Ihnen das gestern gesagt - auch Bgm Häupl sehr ausführlich dargestellt. Unter diesen Gesichtspunkten muss man ihn langsam aber sicher zu fragen beginnen: Sind es kurzfristige 30 bis 50 Mill-ionen EUR tatsächlich wert, ein Gesellschaftssystem zu vertreten, welches unter den globalen Rahmenbedingungen des Neoliberalismus einzig darauf drängt, die öffentliche Bereitstellung von sozialen Dienstleistungen, von Umweltdienstleistungen zurückzudrängen? - Dazu sagen wir Nein. Wir glauben heute, dass man als Politiker, Politikerin, als Gemeinderat, Gemeinderätin der Stadt Wien nicht sämtliche moralischen, ethischen und politphilosophischen Ansprüche, die man hat, über Bord werfen kann, nur um kurzfristig finanzielle Mittel zu lukrieren.

Die Stadt Wien - wie wir gestern klar und deutlich gehört haben - steht nicht vor dem Bankrott, wo man möglicherweise als Ausrede sagen könnte, es ist lebensnotwendig für die Stadt Wien. Der Herr Finanzstadtrat hat gestern ausführlich klar und deutlich im Zuge des Rechnungsabschlusses dargelegt, es gibt einen Budgetüberschuss, einen administrativen Überschuss, einen Maastricht-Überschuss. Die Entwicklung der Stadt Wien deutet darauf hin, dass sich alles zum Positiven bewegt. Das heißt, der unbedingte Grund, dass Wien sich in Finanznöten befindet und diese Cross Border Leasing wäre der einzige Ausweg, um die fehlenden Stücke des Kanalnetzes im 21. und im 22. Bezirk zu realisieren, ist, würde ich eher sagen, eine vermessene Ausrede. Wenn es uns darum geht - und ich glaube, es ist wichtig, dass auch in den verbleibenden Teilen Wiens, im 21. und im 22. Bezirk das Kanalnetz hergestellt wird -, dann machen wir es. Wir werden die finanziellen Mittel finden. Aber opfern wir für dieses Finden nicht sämtliche Ansprüche an einen langfristigen Zeithorizont, wenn man versucht, längerfristig soziale und öffentliche kommunale Dienstleistungen zu sichern. (GR Dr Wilfried Serles: Das sind aber krause Verschwörungstheorien!) 
Es geht nicht um krause Verschwörungstheorien, wenn man versucht, die letzten 20 Jahre Revue passieren zu lassen, und das sind nur 20 Jahre, aber dieser Cross Border Leasing Vertrag wird sogar auf 30 Jahre abgeschlossen. Das hat der Kollege Maresch einmal in einer Wortmeldung sehr gut dokumentiert. (GR Dr Wilfried Serles: Haben Sie noch nie etwas von der kontokurrenten Finanzierung gehört?) Ich kann mich noch daran erinnern, was bei den Volksgaragen ein Kredit auf 70 Jahre bedeutet, wo in Wirklichkeit davon auszugehen ist, dass es in 70 Jahren wahrscheinlich nicht einmal mehr Autos gibt. (GR Dr Wilfried Serles: Wie ist denn das mit der kontokurrenten Finanzierung? Der Vertrag läuft 30 Jahre! Zu kurz? Zu lang?) 

Die entscheidende Frage ist, ob eine 30‑jährige Laufzeit, die sich jetzt möglicherweise als Vertrag wasserdicht darstellt, nicht in Wirklichkeit im Hinblick auf die zu erwartenden und momentan absehbaren gesellschaftspolitischen Entwicklungen dazu führen kann, dass genau diese Entwicklungen eintreten, die ich gesagt habe, dass man sagen kann, man hat schon den Fuß in den öffentlichen Dienstleistungen, man hat den Fuß in der kommunalen Bereitstellung sozialer Dienstleistungen, und das tatsächlich als Henkel genommen werden kann, um den massiven wirtschaftspolitischen Interessen und den Kapitalinteressen von Großinvestoren in den USA verstärkt zum Durchbruch zu verhelfen. (GR Gerhard Pfeiffer: Sperren die dann den Kanal zu? Oder was?)

Ich bin auch kein Prophet. Ich weiß auch nicht, wie sich letztendlich die nächsten 30 Jahre entwickeln werden. Was ich weiß, ist, wie sich die letzten 20 Jahre entwickelt haben, wie es in den letzten 20 Jahren auf vielfältiger Ebene zu einer Zurückdrängung der Gemeinwirtschaft, zu einer Zurückdrängung der demokratischen Mitsprachemöglichkeiten und auf der anderen Seite zu einem sehr bedenklichen Mix aus nicht legitimierten, nicht demokratisch gewählten Gruppen, Verflechtungen aus Politik, Wirtschaft und in Wirklichkeit auch ganz vielen Medienvertretern und Unternehmern, Großkonzernen wie Berlusconi et cetera, gekommen ist. (GR Gerhard Pfeiffer: Ihre Großinvestoren sind die amerikanischen Pensionsfonds! Das sind die Großinvestoren für Sie! Die haben das Geld und darum unterstützt der amerikanische Staat das auch!)

Damit kommen wir einmal zu den amerikanischen Pensionsfonds, aber erlauben Sie mir doch diese kurze Abschweifung vom Thema. Sie wissen genauso gut wie ich, dass in den letzten zehn Jahren mehrere amerikanische Pensionsfonds - auf Wienerisch gesagt - ordentlich krachen gegangen sind. (GR Mag Thomas Reindl: Nein! Welche?) - Entschuldigung, verfolgen Sie die Zeitungen nicht? Ich merke mir die Namen der amerikanischen Pensionsfonds nicht auswendig, aber ich wette gern mit Ihnen, Kollege Reindl. Sie bestimmen den Einsatz und wir finden, sagen wir drei amerikanische Pensionsfonds, die in den letzten zehn Jahren eingegangen sind. (GR Gerhard Pfeiffer: Ja, das stimmt!) Ja, das stimmt. (GR Gerhard Pfeiffer: Und darum machen sie die Leasingsachen und nicht irgendwelche komischen Spekulationen!) - Aber was sind denn die Leasingsachen letztendlich anderes? 

Noch einmal, ich sage nicht, dass die Leasingsachen Spekulationssachen sind, weder von der Stadt Wien ist das eine Spekulationssache, noch vom amerikanischen Investor. Der amerikanische Investor hat zwei Interessen: Das eine Interesse ist, die Steuergutschrift zu lukrieren. Das zweite Interesse deckt sich mit dem Interesse des amerikanischen Staates, denn deshalb hat er zum Teil auch diese Gesetzgebung geschaffen, und ist, den Fuß in Europa im Bereich der öffentlichen und kommunal bereitgestellten Dienstleistungen in die Tür zu bekommen. (GR Gerhard Pfeiffer: Das sind Ihre Verschwörungstheorien!) Es kann doch nicht sein, dass die Amerikaner so deppert sind und ohne irgendeinen Hintergedanken sagen, sie schenken der Stadt Wien, und nicht nur der Stadt Wien allein, sondern halb Europa, Milliarden von US-Dollar ohne irgendeinen Hintergedanken! Für wie blöd halten Sie denn die Regierung der Vereinigten Staaten? (GR Gerhard Pfeiffer: Da haben Sie ja Recht! Und darum investieren sie in solche Dinge und nicht in irgendwelche Spekulationssachen!) - Herr Pfeiffer, Sie werden es nicht verstehen. (GR Gerhard Pfeiffer: Weil Sie so gescheit sind! Das ist doch unglaublich, andere Leute als blöd herunterzumachen!) Sie werden es nicht verstehen, auch wenn ich noch zehn Minuten länger darüber spreche. (GR Gerhard Pfeiffer: Sie kapieren es nicht!) Ich sage nur, Sie werden es nicht verstehen, aber das ist nicht das Problem von mir, dass Sie es nicht verstehen. 

Ich weiß auch von allen anderen Fraktionen, dass ihnen in der konkreten Situation die kurzfristige Realisierung von Gewinnen einfach interessanter vorkommt, als die mögliche Einschätzung längerfristiger Perspektiven. (GR Gerhard Pfeiffer: Sie kapieren es offensichtlich nicht!) In diesem Sinne ist es meinerseits auch nachvollziehbar, dass Sie zustimmen. Aber erlauben Sie uns, dass wir als GRÜNE gegenüber solchen Geschäften Bedenken haben, und diese Bedenken teilen wir, wie die letzte Umfrage zeigt, mit breiten Teilen der Bevölkerung. Diese Bedenken teilen wir, wenn man sich angeschaut hat, wie groß der Aufruhr war, als es darum gegangen ist, die Autobahnen mittels Sale-and-lease-back sozusagen zu vergeben und ein Geschäft zu machen. Diese Bedenken teilen wir mit breiten Teilen der Bevölkerung. 

Wir werden daher, wahrscheinlich zur Gänze, möglicherweise nicht ganz zur Gänze als Grüne, dieses Cross Border Leasing ablehnen. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächste ist Frau StRin Dipl Ing Dr Rothauer zum Wort gemeldet. - Bitte.

StRin Dipl Ing Dr Herlinde Rothauer: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Weil jetzt gerade die Uhr bei mir aufleuchtet: Ich werde sicher nicht 40 Minuten in Anspruch nehmen.

Ich habe überhaupt festgestellt, dass die Debatte zu dieser Finanztransaktion offensichtlich zur Stunde der Einkehr umfunktioniert wird. Herr Kollege Margulies hat seine Gedanken zur gegenständlichen Finanzierungsform geäußert. Ich werde auch Gedanken äußern, allerdings nicht zur konkreten Transaktion, sondern ich werde mich grundsätzlich mit dem Thema der Finanzierung beschäftigen. Damit die Spannung nicht zu sehr steigt, sage ich vorweg, wir werden dieser Transaktion zustimmen. 

Der Kollege Pfeiffer hat durch seine Zwischenrufe schon einige Beweise angeführt, weswegen wir das vernünftig finden. (GR Gerhard Pfeiffer: Der spielt auch bei jedem Pyramidenspiel mit!) Also ich will mich jetzt nicht in euren persönlichen Streit einmischen. Sie haben dann immer noch Gelegenheit, auch dem Kollegen Aichinger zuzuhören, der noch zu dieser Transaktion sprechen und darauf eingehen wird. Ich sage noch einmal, ich möchte mich eigentlich mehr mit grundsätzlichen Gedanken beschäftigen. 

Meine Überschrift, die ich mir vorgenommen habe, lautet: "Neue Finanzierungsmodelle und Möglichkeiten der Einsparung".

Eines hat mir Kollege Margulies schon vorweggenommen. Die heutige Transaktion Cross Border Leasing ist keine Pionierleistung. Erstens, weil es in vielen Städten, Gemeinden und auch Ländern im In- und Ausland schon gemacht wird. Man könnte fast sagen, so machen es alle. Dafür gibt es einen Ausdruck: "Cosi fan tutte". Oder auch deshalb, weil es in Wien nicht erstmalig angewendet wird, sondern wir haben mit einem "Pickel-lease-Verfahren" schon die U‑Bahn-Wagons auf diese Art und Weise behandelt. 

Was ich bedauere, ist, seither sind fünf Jahre vergangen. Ich weiß nicht, wieso es so lange gedauert hat, dass wir uns wieder einmal zu einer solchen Transaktion entschlossen haben. Es ist ja auch ein Antrag von uns eingebracht worden, dass wir uns durchaus vorstellen könnten, dass das ebenso in anderen Bereichen angewendet wird, zum Beispiel in der Spitalsfinanzierung. Was ich aber noch bedauere, ist, dass noch nie im Zusammenhang damit eine grundsätzliche Diskussion abgewickelt wurde, welche Möglichkeiten oder kluge Möglichkeiten einer außerbudgetären Finanzierung und von Umschichtungen es gibt und welche Umstrukturierungen, Einsparungen und Synergieeffekte dies bringt, sodass sich die Budgeterstellung nicht nur darauf konzentriert, wie sehr wir im Rahmen der Einnahmen, die wir bekommen, sparen und wie der rein buchhalterische Vorgang mit Überschuss oder Nichtüberschuss und Maastricht-Kriterien ausschaut.

Wir haben als ÖVP schon einige Vorschläge gemacht. Wahrscheinlich war es unser Fehler, dass wir das in einer Vorwahlzeit gemacht haben, weil die SPÖ-Fraktion hat sich unseren Vorschlägen nicht nur verschlossen, sondern hat zum Teil sehr heftig darauf reagiert. Ich gehe das Risiko ein und versuche es jetzt noch einmal, in einer eher ruhigeren Zeit, wo die Karten wieder einmal neu verteilt sind, und gehe nur auf einige Beispiele ein, weil ich die Redezeit nicht so lange in Anspruch nehmen möchte. Was gibt es denn sonst noch für Möglichkeiten?

Ich stelle einmal an den Beginn, man kann nicht nur durch Einzelhighlights oder Einzelversuche - da und dort werden sie auch schon in der Stadt Wien gemacht - das Gesamtpaket schnüren, sondern man sollte sich das wirklich konzeptiv überlegen, wobei ich gar nicht unterstellen möchte, dass die Stadt Wien oder die alleinige Fraktion der Regierung sich das nicht überlegt. Diskutiert wird es halt nicht, daher ist es auch nicht allen bekannt und daher gibt es auch nicht die Möglichkeit der Teilnahme oder der Mitwirkung an diesen Überlegungen. Ich gehe also, wie gesagt, auf einige Möglichkeiten oder Vorschläge ein. 

Das sind zum Beispiel Einmalverkäufe. Wir haben immer den Standpunkt vertreten, man sollte sich von Beteiligungen an Firmen dort verabschieden, wo es sinnvoll ist - ich betone das ausdrücklich - und wo es Private besser machen können. Ich sage ganz deutlich, ich meine damit nicht den Verkauf des Familiensilbers. Ich glaube, man muss auch nicht so weit gehen, wie man es jetzt von den Italienern hört und liest, dass man gleich die unersetzlichen Kulturgüter mitverkauft, sondern es gibt sicher einige schlaue, intelligente Möglichkeiten, sich von Beteiligungen, von Finanzbindungen zu verabschieden, die nicht unbedingt notwendig sind. Wir sind schon früher die ganzen Listen von Firmen und Firmenbeteiligungen durchgegangen, ich will das jetzt gar nicht alles noch einmal herunterbeten, sondern ich sage nur zwei Beispiele. 

Es ist nach wie vor nicht begreiflich, wieso die Stadt Wien 40 Prozent der Hirschwanger Holzverarbeitungsgesellschaft hält oder warum sie an einer GesmbH, die sich Artshop Vienna Kulturhandel nennt, beteiligt ist. Im Übrigen gibt es auch größere Beteiligungen, die dann weiter ausufern, zum Beispiel den Wiener Hafen. 100 Prozent davon gehören der Stadt Wien. Im Weg über den Wiener Hafen verzweigt sich das dann ganz schön. Ich sage zum Beispiel nur Tech Gate. 

Eine andere Möglichkeit, sich von unproduktivem Vermögen zu trennen: Was hat das für eine empörte Ablehnung in der SPÖ hervorgerufen, als wir das zum ersten Mal vorgeschlagen haben. Im Paket war zum Beispiel auch die Veräußerung von Gemeindewohnungen. Nun wird durch Objektverkäufe, die heute schon Gegenstand intensiver Auseinandersetzungen in der Fragestunde waren, dies doch gemacht. Das ist irgendwie so klammheimlich dazu gekommen, ohne zunächst einmal groß darüber zu sprechen. Es blieb natürlich nicht unbemerkt und wird jetzt sehr kontroversiell gesehen. 

Heute war mehrfach die Rede davon, dass das Spekulantentum Tür und Tor öffnet. Der Kollege Fuchs von meiner Fraktion hat gesagt, bei den kleinen Siedlungshäusern würden wir nicht so sehr Gefahr laufen, wenn das an die jetzigen Nutzer oder Mieter verkauft werden würde. Ich sage, beim Verkauf von Gemeindewohnungen in Einzelwohnungseigentum sehe ich diese Gefahr eigentlich auch nicht. (GR Heinz Hufnagl: Da ist die BUWOG momentan sehr gut unterwegs! Mit rasendem Erfolg!) Die BUWOG wird sicher nicht als Einzelkäufer auftreten. (GR Heinz Hufnagl: Doch, doch! Sie bieten es den derzeitigen Mietern an!) Man kann alles auf verschiedene Art und Weise durchführen. Das wissen wir ganz genau. Ich sage es noch einmal, aber vielleicht ist das zu abgedroschen, ich sage, sinnvoll und intelligent. (GR Heinz Hufnagl: Die Wahlergebnisse der ÖVP in den Gemeindebauten waren eine eindeutige Antwort!) Wenn man mit den zwei Begriffen umgehen kann, dann weiß man ungefähr, was damit gemeint ist. 

Es gibt natürlich auch die Möglichkeit der Privatisierung und der Auslagerung, um Einsparungen zu erzielen und budgetwirksam werden zu lassen. Ich meine damit jetzt nicht so sehr die Auslagerung verschiedener Bereiche hoheitlicher Verwaltungen in Unternehmungen nach der Stadtverfassung, sondern ich meine damit tatsächliche Auslagerungen an Private, dort wo das eigene Agieren zwar nicht sinnlos ist, aber doch offensichtlich nicht so effizient und nicht so sparsam ist. Ich habe dazu ein kleines Beispiel. Es ist sicher nicht ein Allerweltsbeispiel, aber es ist ein kleines, begreifliches Beispiel. Es wird leider Gottes just in Kärnten angewendet. Das wird mich jetzt ein bisschen in Misskredit bringen, wenn ich das anführe, ich führe es aber trotzdem an, weil es so deutlich ist. (GR Dr Wilfried Serles: Das hören wir doch gern!) - Sie hören es gern. Fein, zumindest eine Fraktion! 

Outsourcing in einem Fuhrparkmanagement: Eine schlichte, einfache Angelegenheit, die, wie sich in Kärnten gezeigt hat, Einsparungen von 30 Prozent erbringen kann. Das heißt, dass Verwaltung und Management betrieblich genutzter Fahrzeuge - in dem Fall kommunal genutzter Fahrzeuge - durch ein professionelles Unternehmen erfolgen kann, mit dem Ziel, dass Einsparungen durch optimale Beratung und Betreuung und durch Optimierung durchaus zu erzielen sind. Immerhin konnte in Kärnten eine Kostensenkung im Ausmaß von 10 Millionen S erreicht werden. Das war noch zu einer Zeit, als wir in Schillingen gerechnet haben.

Eine andere Möglichkeit: Public-private-partnership-Modelle. Das ist auch nicht neu. Die Stadt Wien wendet es an. Man kann es auf verschiedene Art und Weise anwenden. Man kann es dort anwenden, wo durch hohe Widmungsgewinne oder Widmungsvorteile Infrastruktur und Erschließungen von Privaten mitfinanziert werden können. Am Wienerberg ist es angewandt worden. Wir haben es nie geschafft, das zu institutionalisieren. Es wird, so viel ich weiß, informell weiterhin versucht, diesbezügliche Arrangements zu treffen. Man könnte sich das wirklich grundsätzlicher und ernsthafter überlegen. 

Oder Finanzierungsmodelle auch als PPP-Modelle, zum Beispiel indem man eine Vorfinanzierung erreicht. Wir haben gestern im "Kurier" gelesen, die Landeshauptleute der Ostregion sind zusammengekommen und haben neben dem neuen Management für den Verkehrsverbund Ostregion auch beschlossen, dass sie - davon hat heute auch schon Herr StR Schicker gesprochen - Projekte der Verkehrsinfrastruktur, nämlich der Straßenverkehrsinfrastruktur, in der Realisierung durch eine private Beteiligung beschleunigen wollen. Auch Oberösterreich hat das schon gemacht, indem zum Beispiel durch Vorfinanzierung Privater Straßen rascher und früher gebaut werden konnten. Soweit ich informiert bin, hat sich das Modell bewährt. 

Oder eben auch andere schlaue Finanzierungsformen, wie zum Beispiel das heute zur Beschlussfassung anstehende Cross Border Leasing oder durch Contractingmodelle. Kollege Strobl von meiner Fraktion hat das gestern in seiner Rede angeführt, nämlich zum Beispiel Energiecontracting. Das ist auch eine Idee der grünen Fraktion. Da wollen wir gar nicht den Urheberstreit beginnen oder die Idee streitig machen. Das Energiecontracting in den Schulen wendet zur Zeit aber nur der Bund an. Die Wiener Pflichtschulen sind noch nicht so weit, dass man es auch dort anwenden würde, obwohl bei den Bundesschulen sehr gute Erfahrungen gemacht und nachweislich 20 Prozent Einsparung pro Jahr erzielt wurden. 

Es gibt weiters ein Modell, das in Oberösterreich angewandt wird, nämlich der Verkauf von Wohnbauförderungsdarlehen an Banken. Auch das wäre eine durchaus denkbare Möglichkeit. Die Erlöse sollte man, wie auch die Rückflüsse aus den gegebenen Wohnbaudarlehen, wozu wir einen Antrag gestellt haben, zweckbinden für den Wohnungsbau - ich habe es in meiner Grundsatzdebatte angesprochen, dass gerade im Sanierungssektor viel mehr Anstrengungen unternommen werden könnten - und auch im Interesse der Arbeitsmarktsituation, im Interesse der Ankurbelung des privaten Konsums und im Interesse der Verbesserung der Wohnungssituation. Ich würde meinen, dass man sich mit diesem Modell einmal ernsthaft auseinander setzen sollte. 

Abschließend möchte ich sagen, da wir uns heute mit einem Spezialteil einer Finanzierungsmöglichkeit beschäftigen, spreche ich noch einmal mein Bedauern aus, dass wir über solche Dinge im Grundsatz nie debattieren und äußere zugleich die Hoffnung, dass wir uns vielleicht doch noch einmal über die Fraktionen hinweg über diese Grundsätze unterhalten könnten. - Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr DDr Schock gemeldet. Ich erteile ihm das Wort. 

StR DDr Eduard Schock: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Stadtrat! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren! 

Auch die Freiheitlichen werden diesem Aktenstück heute zustimmen. Ich möchte damit meine Aussagen zu diesem Akt auch schon beenden, möchte mich aber auch nicht in die Kritik an der Marktwirtschaft, am Kapitalismus vertiefen, die von der grünen Fraktion hier begonnen worden ist, sondern ich möchte doch versuchen, ein bisschen zu antizipieren, was denn die kommenden Redner der Sozialdemokratie zu diesem Thema auszusagen haben. 

Es ist interessanterweise die Idee, eine Schwerpunktdebatte zu diesem doch eher unscheinbaren Akt zu machen, von der Sozialdemokratie ausgegangen. Es ist daher die Vermutung nahe liegend, warum denn diese Schwerpunktdebatte gewählt worden ist. Es ist die Vermutung nahe liegend, dass die Sozialdemokratie diese Schwerpunktdebatte gewählt hat, um diese Sticker, die schon zum Großteil abgebaut worden sind, sich aber in zweifacher Ausführung - halb rechts und links hinten sehe ich noch welche - hier befinden, nein, da ist noch ein dritter hinter dem Herrn Kollegen Driemer (GR Heinz Hufnagl holt seinen Anstecker mit der Aufschrift "Wien macht's besser. - SPÖ" aus dem Bankfach hervor und zeigt ihn dem Redner.) und sogar noch ein vierter, der schon unter der Bank versteckt war, nach der Generaldebatte und nach den Spezialdebatten auch ein bisschen wirtschaftspolitisch mit Inhalt zu füllen. 

Meine Damen und Herren, es ist schon interessant, dass vor wenigen Minuten von der gleichen Fraktion eigentlich eine Rednerstreichung in Gang gesetzt worden ist. Es ist interessant, dass es von der gleichen Fraktion plötzlich geheißen hat, eigentlich brauchen wir darüber nicht zu reden, eigentlich ist dazu nichts zu sagen und eigentlich sollten wir uns jetzt alle streichen lassen. Man hat offenbar fünf Minuten vor zwölf Angst vor der eigenen Courage, Angst vor dieser Schwerpunktdebatte, Angst vor dieser Diskussion bekommen. Ich finde das eigentlich schade, denn ich habe mich darauf gefreut, hier noch einmal, und zwar nicht spät am Abend, sondern gleich am Morgen, der Frage nachzugehen, ob Wien es in der Wirtschaftspolitik wirklich besser oder sogar schlechter macht. (GR Christian Oxonitsch: Sie wissen genau, warum der zweite Redner gestrichen ist! Das ist Heuchelei!)

Meine Damen und Herren, es war die freiheitliche Fraktion, die hier seit vielen Jahren bereits eine Kritik vorgetragen hat. Wir waren lang die Einzigen, aber jetzt beginnt diese Kritik langsam auch in der Öffentlichkeit zu greifen. Es hat der "Kurier" etwa mit der Headline aufgemacht: "Wien ist Schlusslicht beim Wachstum". Die Wiener ÖVP ist nun auf dieses Thema aufgesprungen. Die Wiener ÖVP hat sogar eigene Plakate zu diesem Thema gedruckt. Die Bundesregierung analysiert schon die Sonderentwicklung in Wien. Unsere Wiener Sozialdemokratie kontert jetzt mit dieser Plakataktion, "Wien macht's besser.", um das ein bisschen zu entkräften und auch mit diesen Stickern sozusagen in die Gegenoffensive zu gehen. 

Meine Damen und Herren, es ist wirklich die Frage zu stellen, was dieses Cross Border Leasing tatsächlich mit diesen Stickern der Sozialdemokratie zu tun hat. - Eigentlich nichts. Aber nachdem man bei diesem Thema schon sehr kleinlaut geworden ist, ist offenbar doch der Versuch da, wieder eine Gegenoffensive zu starten. 

Meine Damen und Herren, ich meine, dass dieser Versuch nicht wirklich gelingen kann. Ich bin schon gespannt auf die nächsten Redner, wer dann nach diesen Streichungen überhaupt noch herauskommt und etwas zu dieser Schwerpunktdebatte mit dem Thema "Wirtschaftspolitik" sagt. Ich glaube, dass anhand der Fakten diese Schwerpunktdebatte nicht wirklich gelingen kann. 

Meine Damen und Herren, wir haben hier lange Kritik an der Position Wiens vorgebracht und sind damit eigentlich lange Zeit nicht ernst genommen worden. Man hat uns vorgeworfen, den Ruf des Wirtschaftsstandorts herunterzumachen. Man hat uns vorgeworfen, wir wollen Wien damit nur schlecht machen. Aber wir haben uns nicht beirren lassen und heute ist dieser Rückstand der Stadt bei allen Indikatoren eigentlich schon Allgemeingut. 

Meine Damen und Herren, ich möchte, weil Ihre Fraktion diese Schwerpunktdebatte - zumindest nach meinen Informationen - gewählt hat (GR Godwin Schuster: Woher haben Sie diese Informationen?), unter dem Thema "Wien macht's besser.", jetzt ein bisschen den letzten Jahren, zum Beispiel dem letzten Konjunkturzyklus, ein bisschen nachgehen. 

Meine Damen und Herren, dieser letzte Konjunkturzyklus hat zehn Jahre gedauert. 1993 war in Österreich die letzte Rezession. In diesem Jahr 1993 war in ganz Österreich der Wirtschaftsabschwung, aber die Bundeshauptstadt war als einziges Bundesland damals in der Rezession. Wien hat damals 2 700 Arbeitsplätze verloren. 

1994, meine Damen und Herren, hatten wir das zweitschwächste Wachstum. Wien hat 1994 900 Arbeitsplätze verloren, und zwar hat Wien als einziges Bundesland verloren. 

1995 gab es dann erstmals einen wirklich deutlichen Beschäftigungseinbruch in der Stadt. Wir haben 1995 7 800 Arbeitsplätze verloren.

1996 war das Jahr der Firmeninsolvenzen. 1996 mussten täglich sechs Unternehmen in Wien ihre Zahlungen einstellen und es gab daher 1996 einen sehr großen Beschäftigungseinbruch, der uns etwa an die heutige Dimension erinnert. Es gab 1996 etwa 10 000 Arbeitsplätze weniger.

1997 hat Wien 6 000 Arbeitsplätze verloren. 

Meine Damen und Herren! Wir haben damals schon in dieser negativen Phase 1995, 1996, 1997 diesen Beschäftigungseinbruch zusammengezählt und eben festgestellt, dass Wien 20 000 Arbeitsplätze verloren hat, während die anderen Bundesländer gleichzeitig neue Arbeitsplätze schaffen konnten. (VBgm Dr Sepp Rieder: Schock ist nicht nur ein Wiederholungstäter, er ist ein Serientäter im Verbreiten von Unwahrheiten!)

1998 hat der Wirtschaftsaufschwung begonnen. Wien war aber weiterhin das Schlusslicht beim Wachstum und wir konnten daher diese verlorenen 20 000 Arbeitsplätze nicht wieder aufholen.

Wir waren 1999 das Wachstumsschlusslicht. Es konnten 1999 auch im Wachstum keine neuen Arbeitsplätze geschaffen werden.

Auch im Jahre 2000, im Boomjahr, in dem in ganz Österreich Zigtausende neue Arbeitsplätze geschaffen worden sind, hat das Wirtschaftsforschungsinstitut eigentlich festgestellt, dass nicht einmal in diesem Boomjahr 2000 wirklich neue Arbeitsplätze in Wien entstanden sind.

Meine Damen und Herren! Wir haben eben lange Jahre kritisiert, dass Wien im Durchschnitt gegenüber dem Anfang der Neunzigerjahre etwa 20 000 Arbeitsplätze verloren hat, während in den anderen Bundesländern Zigtausende neue geschaffen werden konnten.

Im Vorjahr, meine Damen und Herren, am Ende dieses Konjunkturzyklus, war Wien als einziges Bundesland wieder in der Rezession, und wir haben daher im Vorjahr einen neuerlichen Beschäftigungseinbruch im Ausmaß von 10 000 Arbeitsplätzen verzeichnen müssen. Hatten wir also bisher 20 000 Arbeitsplätze weniger, dann kommt jetzt noch einmal dieser Einbruch um 10 000 dazu, und wir müssen daher feststellen, dass wir in diesen letzten zehn Jahren insgesamt jetzt bereits 30 000 Arbeitsplätze verloren haben. In den anderen Bundesländern sind in diesem letzten Konjunkturzyklus, in diesen letzten zehn Jahren über 100 000 neue Arbeitsplätze geschaffen worden.

Ich meine, wenn die Sozialdemokratie jetzt hier herauskommt mit diesen Stickern und nach diesen zehn Jahren behauptet, "Wien macht's besser", dann muss man sich die Frage stellen: Was macht denn Wien wirklich besser? Sind diese 30 000 verlorenen Arbeitsplätze besser? Sind sie besser, als 110 000 neu geschaffene in den anderen Bundesländern?

Ich meine daher, es war wirklich keine Königsidee von Ihnen, gerade dieses Thema heute zur Schwerpunktdebatte zu wählen. Ich habe mich ja selbst gefragt: Was soll das Ganze eigentlich? Und Sie sind ja jetzt offenbar dabei, diese Schwerpunktdebatte wieder im Sand verlaufen zu lassen. Aber Sie sollten, wenn Sie heute noch herauskommen sollten, Herr Kollege Driemer, auf gar keinen Fall behaupten, dass Wien in der Wirtschaftspolitik auch nur irgendetwas besser macht als jemand anderer.

Meine Damen und Herren! Dieser Beschäftigungseinbruch hat natürlich auch auf die Arbeitslosigkeit in Wien eine große Auswirkung gehabt. Wir waren etwa heuer im ersten Quartal der Spitzenreiter bei der Arbeitslosigkeit, und das war auch nicht immer so. Wenn man sich etwa zehn Jahre zurückerinnert: Im Jahre 1992 war die Arbeitslosigkeit in der Steiermark, in Kärnten, in Niederösterreich, im Burgenland noch deutlich höher als in Wien, aber seit 1992 geht es bei uns bergab. 1992 führte im ersten Quartal etwa noch die Steiermark, dann kam Kärnten, dann Burgenland, dann Niederösterreich und erst an fünfter Stelle folgte dann Wien. Doch wir haben in diesen zehn Jahren eine deutliche Verschlechterung durchgemacht. 

1993 haben wir erstmals Niederösterreich überholt, 1997 haben wir die Steiermark in der Arbeitslosigkeit überholt, 1998 haben wir im ersten Quartal dann auch Burgenland und Kärnten überholt, und wir sind seither im ersten Quartal eben die Spitzenreiter. Das haben ja auch die Wirtschaftsforscher ganz eindeutig klargestellt, und auch die Wiener Arbeiterkammer hat nachgewiesen, dass wir uns bei der Arbeitslosigkeit mit einem Anstieg um 40 Prozent in diesen letzten Jahren eigentlich zum Spitzenreiter entwickelt haben. 

Herr GR Driemer! Wenn Sie schon uns nicht glauben, dann sollten Sie als Gewerkschafter wenigstens der Arbeiterkammer glauben. (GR Johann Driemer: Wir wissen das ja!) Sie wissen das ohnedies. Das ist ja sehr erfreulich. (GR Johann Driemer: Sie wissen es nicht!) Das freut mich, dass Sie das wissen. Aber wenn Sie das ohnedies wissen, dann sollten Sie Ihre Sticker - Sie, Herr Kollege, haben ihren auch noch in der Bank versteckt - wirklich ganz schnell einpacken und nie mehr in dieser wirtschaftspolitischen Debatte herausnehmen und herzeigen. (Beifall bei der FPÖ. - GR Johann Driemer: Sie haben nur ein punktuelles Wissen!) 

Meine Damen und Herren! Kollege Driemer, wir sollten auch hier mit den Schuldzuweisungen aufhören. (GR Mag Thomas Reindl: Das war jetzt gut!) Man sollte für diesen Rückstand der Stadt nicht immer Schuldzuweisungen an Bundesregierung, Stadtregierung, Konjunktur machen. Ich glaube, auch das bringt uns nicht wirklich weiter.

Wir haben ja auch in der Konjunktur diesen Rückstand nicht aufgeholt. Wir sollten die Schuld nicht auf den Bund, nicht auf die Bundesregierung schieben. Denn, meine Damen und Herren, in diesen letzten zehn Jahren hat es eine rot-schwarze Regierung gegeben, jetzt gibt es eine blau-schwarze, und wir waren als Bundesland Wien sowohl unter dieser alten rot-schwarzen Regierung das Schlusslicht ... (GR Mag Thomas Reindl: Eine schwarz-blaue, keine blau-schwarze!) Wir waren damals das Schlusslicht unter sozialistischen Bundeskanzlern und wir sind es heute unter Blau-Schwarz. Es hat also wenig Sinn, jetzt hier herauszukommen und zu behaupten, diese böse Bundesregierung ist schuld.

Und zum Beamtenabbau. Meine Damen und Herren! Natürlich gibt es jetzt weniger Beamte und hat auch der Bund Beamte abgebaut, aber wir haben - das zeigen ja auch die Zahlen vom WIFO ganz klar - jetzt 10 000 Arbeitsplätze weniger in Wien. (GR Mag Thomas Reindl: Genau! Die 10 000 sind der Zuwachs in Wien! Danke, Sie bestätigen das ja noch!) Von diesen 10 000 Arbeitsplätzen sind insgesamt 3 000 auf den Abbau im öffentlichen Dienst zurückzuführen und die 7 000 anderen, meine Damen und Herren, vor allem von der Sozialdemokratie, haben wir in allen anderen Branchen verloren. (GR Christian Oxonitsch: Dieses selektive Zitieren ist gestern schon angestellt worden!) Wir können das daher auch nicht auf irgendeine Branchenkrise zurückführen, dass wir sagen, dass vielleicht eine Branchenkrise schuld ist, sondern diese Beschäftigungseinbuße ist über alle Branchen in Wien gestreut.

Meine Damen und Herren! Es hat daher auch keinen Sinn, immer alle hausgemachten Ursachen zu leugnen. Man will diesen Rückstand nicht zur Kenntnis nehmen, man will - Herr Kollege Driemer ist da die Ausnahme, aber bitte von diesem Pult aus habe ich es von Ihnen noch nie gehört - offenbar nicht zur Kenntnis nehmen, dass wir uns immer mehr zum Schlusslicht entwickelt haben.

Ich meine daher, Schönfärberei von diesem Pult aus zu betreiben, diese Fakten nicht zur Kenntnis nehmen zu wollen, ist einfach der falsche Weg. Sich dann hier herauszustellen und in wirtschaftspolitischen Debatten entgegen der Faktenlage, die ja laut Kollegen Driemer unbestritten ist, auch noch zu behaupten, "Wien macht's besser", das, meine Damen und Herren, ist sicher der falsche Weg.

Meine Damen und Herren! Zu den hausgemachten Ursachen: Kann es nicht doch unsere Wiener Investitionsquote sein? Kann es nicht doch unser Rückstand bei den Technologiezentren sein? Können es nicht auch andere hausgemachte Ursachen sein wie etwa die Wiener Wirtschaftsförderung? 

Meine Damen und Herren! Ich nehme an, dass die Redner der Sozialdemokratie zu diesem Tagesordnungspunkt auch die Investitionen der Stadt hervorheben werden, die Investitionen der Stadt etwa im Kanalbau, weil es ja diesen Tagesordnungspunkt betrifft. Da möchte ich Ihnen, meine Damen und Herren, schon auch noch einmal die Zahlen des Rechnungsabschlusses in Erinnerung rufen. (GR Mag Thomas Reindl: Da hast du schon gestern und vorgestern Zeit dazu gehabt!) Da haben wir ja gesehen, dass 2001 alle Investitionszahlen in Wien gegenüber 2000 eingebrochen sind. Es ist die Wohnbauförderung gekürzt worden, die Gebäudeinvestitionen, die Bäder, die Kanäle, die Betriebsausstattung. Die Investitionsquote ist dadurch von 17 auf 13 Prozent abgerutscht.

Meine Damen und Herren! Wir haben gerade im Vorjahr diese Rezession in Wien gehabt, gerade im Vorjahr sind diese Investitionen der Stadt eingebrochen, und genau im Vorjahr war auch die Wirtschaft der Stadt in der Rezession. Auch heuer wird sich nach den Zahlen des Voranschlags dieser Einbruch bei den Investitionen fortsetzen, auch heuer gehen die nachfragewirksamen Ausgaben um 1 Milliarde S zurück.

Meine Damen und Herren! Wenn man sich das vor Augen hält - der Herr Planungsstadtrat hat das ja auch gesagt, er hat heute in der Fragestunde auf den Beschäftigungseffekt dieser Investitionen hingewiesen -, kann man leicht ermessen, wie sich diese Kürzung bei den Investitionen der Stadt natürlich auch auf die Beschäftigung in der Wiener Wirtschaft auswirkt. 

Meine Damen und Herren! Ich habe festgestellt, auch heuer, im Jahr 2002, sinken die Investitionen der Stadt. Wenn man gewisse Doppelbudgetierungen - Sie kennen das alle; der Investitionszuschuss an den Krankenanstaltenverbund etwa ist doppelt budgetiert - bereinigt, dann sinken die Investitionen ab, und wenn wir es schaffen, durch neue Maßnahmen, die nicht im Budget vorgesehen sind, wenn wir es schaffen, durch neue Maßnahmen, die nicht veranschlagt sind, unser Investitionsvolumen heuer auf dem gleichen Niveau zu halten, dann müssen wir schon sehr stolz sein. Wenn wir es schaffen, ein weiteres Absinken der Investitionen zu verhindern, dann müssen wir schon sehr froh sein. 

Das hat in der Fragestunde auch der Planungsstadtrat, dem ich sehr genau zugehört habe, zu diesem Thema ganz ausdrücklich gesagt. Er hat gemeint: Ich möchte darauf hinweisen, dass die Stadt ihr Investitionsniveau halten kann. Und ich füge hinzu: Wir müssen froh sein, wenn wir dieses Niveau halten können. Es ist daher von einem Rekordinvestitionsbudget, von dem auch Herr Klubobmann Oxonitsch etwa in der Generaldebatte immer wieder gesprochen hat, überhaupt nicht die Rede, es kann überhaupt nicht die Rede sein. 

Meine Damen und Herren! Ich meine, dass auch der Zeitpunkt ein sehr später ist, heute hier in Pressediensten und auch in Schwerpunktdebatten dieses Konjunkturpaket vorzulegen. Sie wissen ja - wir hatten diese Diskussion -, die Bundesregierung hat vor einem halben Jahr ein solches Konjunkturpaket vorgelegt. (GR Johann Driemer: Das sind 19 Seiten beschriebenes Papier ohne jeden Effekt!) Jetzt, ein halbes Jahr später, mit einer Verspätung von einem halben Jahr kommt die Stadtregierung und legt ein so genanntes Konjunkturpaket vor. Die Bundesregierung hat schon vor einem halben Jahr beschlossen, 12 Milliarden S zusätzlich an Investitionen zu mobilisieren (GR Mag Thomas Reindl: Aber leider nicht in Wien!), 7 Milliarden für die Infrastruktur, 1 Hochbaumilliarde, 2 Milliarden zieht die Bundesimmo-biliengesellschaft vor (GR Mag Thomas Reindl: Wie viel fließt nach Wien von diesen 12 Milliarden?), und es gibt vor allem auch steuerliche Anreize für private Investoren. (GR Mag Thomas Reindl: Welche?) 

Herr Kollege Reindl, es wird auch die Bundeshauptstadt von diesem Investitionsprogramm der Bundesregierung ganz besonders profitieren (GR Mag Thomas Reindl: Zum Beispiel?), weil etwa in diesen Konjunkturprogramm auch die Sanierung von 50 Baudenkmälern - nur als kleines Beispiel - in Wien vorgesehen ist, etwa für die Votivkirche. (GR Mag Thomas Reindl: Da werden zwei Steinmetze beschäftigt! Super!) Es wird dieses Programm der Regierung daher auch ganz besonders die Bauwirtschaft bei uns in Wien stützen. (Beifall bei der FPÖ. - GR Johann Driemer: Das glaubst du ja selber nicht!) 

Meine Damen und Herren! Ich möchte als hausgemachte Ursache der Vollständigkeit halber die Reform, die so genannte Reform der Wiener Wirtschaftsförderung zum 1. Jänner des heurigen Jahres, in Erinnerung rufen. Da hat Frau Kollegin Rothauer in der Generaldebatte schon darauf hingewiesen, dass dem Wirtschaftsförderungsfonds ja nur ein Darlehen gewährt worden ist, ein Darlehen, das der Fonds an die Stadt zurückzahlen muss, und der Wirtschaftsförderungsfonds wird dieses Darlehen nur zurückzahlen können, wenn er eben weniger Geld an Firmen auszahlt. Er musste daher seine Förderungsaktionen mit 1. Jänner des heurigen Jahres ganz massiv einschränken. Frau Kollegin Rothauer hat das Wort geprägt: Auf die Gießkannenförderung folgt jetzt die Nadelstichförderung. 

Ich erwähne das deswegen, meine Damen und Herren, weil dieser Einschnitt per 1. Jänner stattgefunden hat und genau zur Jahreswende war die Wiener Wirtschaft in der Rezession. Das wäre der richtige Zeitpunkt gewesen, so wie die Bundesregierung vor einem halben Jahr hier etwas Positives zu tun. Aber damals haben Sie mitten in der Rezession gekürzt, Sie haben die Unternehmungsgründungsaktion abgeschafft, die Innovationsförderung abgeschafft, Telematik und C-Tech ist ausgelaufen, Sie haben die Strukturverbesserungsaktion halbiert, die Nahversorgungsaktion gedrittelt. Das war mitten in der Rezession, per 1. Jänner, am Tiefpunkt der Konjunktur. Es sollte daher auch heute hier niemand behaupten, dass Wien etwa eine antizyklische Politik betreibt, es sollte niemand von den Rednern der Sozialdemokratie hier behaupten, dass die Stadt in diesem Bereich auch nur irgendetwas besser macht. 

Meine Damen und Herren! Herr GR Driemer, wenn Sie heute hier noch zu diesem Thema sprechen sollten, meine ich daher, Sie sollte auch nicht dieses Märchen von der Wirtschaftsförderung wiederholen. Ich glaube, es gibt jetzt zwei Fraktionen im Haus, die ausreichend begründet haben, dass per 1. Jänner des heurigen Jahres eben ein massiver Einbruch in dieser Wirtschaftsförderung der Stadt stattgefunden hat. 

Meine Damen und Herren! In der Plakataktion der Sozialdemokratie kommt ganz an vorderster Stelle die Zahl über 6 000 neue Unternehmen in Wien, 6 318, wenn ich das richtig im Kopf habe. Diese Plakate kleben ja überall unübersehbar. Das ist die Kernaussage. Das sei unbestritten und das ist auch sehr erfreulich. Es ist sehr erfreulich, weil sich Österreich bei den Unternehmensgründungen heuer, aber auch schon im Vorjahr, insgesamt wieder auf der Überholspur befindet. Es waren -und das muss man auch dazusagen - in ganz Österreich 27 000 neue Unternehmen, 27 000 Unternehmensneugründungen in ganz Österreich. Das waren um 5 000 mehr, als etwa noch im Jahr 1999. Also um 5 000 neue Firmen wurden in ganz Österreich mehr geschaffen, als 1999 unter einem sozialistischen Bundeskanzler. Es gibt daher heute auch um 40 000 Arbeitsplätze mehr, wenn man die Zahlen vergleicht. 

Wenn man sich die Zahlen von1999 und heute anschaut, dann sieht man, dass auch heute 40 000 Arbeitsplätze mehr in Österreich geschaffen worden sind. Wir haben dadurch in der Europäischen Union die drittniedrigste Arbeitslosenrate. Es gibt im Bundesbudget 34 Milliarden S mehr für Investitionen als 1999. Auch unser Exportvolumen etwa ist heute, verglichen mit diesem Jahr 1999, um 200 Milliarden S höher.

Wir haben uns dadurch auch in diesem entscheidenden Wirtschaftsranking verbessert. Wir sind vom 24. Platz, den wir etwa 1998 noch belegt haben, auf den 13. Platz vorgestoßen. Wir haben dadurch zum Beispiel erstmals Deutschland in der Wettbewerbsfähigkeit überholt, wo ja zumindest bis zum September noch eine rot-grüne Regierung die Amtsgeschäfte führt. Wir haben vor allem auch im Bonitätsranking Deutschland überholt. Weil wir eben das Budget saniert haben, haben wir uns auch in diesem Bonitätsranking vom 10. Platz früher auf einen 8. Platz nunmehr verbessert. 

Meine Damen und Herren! Wir werden uns damit aber nicht zufrieden geben, wir werden mit der Steuerreform im nächsten Jahr einen weiteren deutlichen Schritt setzen, den Wirtschaftsstandort Österreich aufzuwerten. Es ist am Bundesparteitag der Freiheitlichen Partei Österreichs vor zwei Wochen ein entsprechender Leitantrag einstimmig angenommen worden, und es soll mit diesem Leitantrag ein erster Schritt gemacht werden, das Modell der fairen Steuern zu verwirklichen. Es sollen dabei die Wirtschaft und die Arbeitnehmer zu gleichen Teilen jeweils entlastet werden. Wir wollen das steuerfreie Existenzminimum anheben. Wir wollen schon 2003 kleinere und mittlere Einkommensbezieher bis zu einem Einkommen von 3 000 EUR etwa - also 40 000 S ungefähr - entlasten. Wir wollen die Lohnnebenkosten endlich senken und wir wollen vor allem auch als Investitionsanreiz die Besteuerung von nicht entnommenen Gewinnen deutlich absenken und auch die 13. Umsatzsteuer-vorauszahlung, die ja noch ein Relikt aus der Ära Lacina ist, endlich abschaffen. 

Meine Damen und Herren! Wir haben uns das Ziel gesetzt, vom 8. Platz im weltweiten Ranking unter die besten drei vorzustoßen, und die Steuerreform wird ein Schritt in diese Richtung sein. Der Leitantrag der FPÖ zeichnet diese Grundlinien der Steuerreform vor. Dieser Leitantrag stammt aus der Feder des Herrn Finanzministers, und wir werden daher auch in der österreichischen Bundesregierung sicherstellen, dass diese erste Etappe der Steuerreform bereits im Jahr 2003 in Kraft treten kann. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als Nächster hat sich Herr Kollege Schuster zu einer tatsächlichen Berichtigung gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Godwin Schuster (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich habe mich deshalb zu einer tatsächlichen Berichtigung gemeldet, weil ich den Eindruck habe, dass die Kommunikation innerhalb der FPÖ eine ist, die nicht ganz funktioniert (StRin Karin Landauer: Nein, keine Angst!), und zwar deshalb: Wir haben es nicht notwendig, Kollege Schock, dass Sie sich hier herausstellen (GR Dr Helmut GÜNTHER: Das ist keine tatsächliche Berichtigung!), uns vorwerfen, wir hätten ein Schwerpunktthema gewählt - was richtig ist -, aber dann die Redner zurückgezogen. (StR DDr Eduard Schock: Das stimmt ja auch!) 

Ich sage Ihnen, die Vorgangsweise war tatsächlich so, dass wir dieses Schwerpunktthema gewählt haben, weil wir es für nicht sehr interessant für die Wiener Bevölkerung empfunden haben, dass die FPÖ ein Schwerpunktthema wählen wollte, das sich mit der Einkommenssituation des Drogenbeauftragten beschäftigen sollte.

Wir haben den zweiten Redner deshalb zurückgezogen, weil wir ersucht wurden - unter anderem auch von der FPÖ! -, ob wir uns vorstellen können, dass wir auf unseren zweiten Redner verzichten, damit die anderen Parteien auch auf ihren zweiten Redner verzichten können. Das war für uns das auslösende Moment. Angeregt wurde dieses - nur um auch hier der Wahrheit die Ehre zu geben - von den Grünen, die gemeint haben, sie ziehen ihren zweiten Redner zurück. So ist es passiert, und der Kollege Günther weiß, wie die übliche Praxis diesbezüglich ist. 

Ich meine schon, dass wir eine Praxis auch hier im parlamentarischen Ablauf haben, die nicht umgeändert werden soll durch Personen, die meinen, Stakkato bringt Inhalt - das war hier nicht der Fall -, sondern ich möchte hier eine korrekte Vorgangsweise, wie wir sie bisher gepflogen haben, auch als solche aufrechterhalten und nicht dem Kollegen Driemer vorwerfen lassen, er hätte zurückgezogen. (GR Dr Wilfried Serles: Was ist das für eine tatsächliche Berichtigung?

Die tatsächliche Berichtigung liegt darin, dass nicht die SPÖ von sich aus den Rückzug ihres Redners gemacht hat, sondern ersucht wurde, dieses auch im Interesse der anderen so zu tun. (StRin Karin Landauer: Das ist aber nett!) Das ist die tatsächliche Berichtigung. Ich sage das deshalb, weil Sie vielleicht nicht aufpassen, was Ihr eigener Redner sagt, wir nicht wollen, dass eine Praxis, die sich gut ausgewirkt hat in der Vergangenheit, künftighin durch solches Zerreden nicht mehr funktioniert. 

Wir müssen nicht auf unseren Redner verzichten, das will ich damit sagen. Der Kollege Driemer hat sich - so wie der Kollege Aichinger und wahrscheinlich auch der Vertreter der FPÖ - sehr gut auf diese Rede vorbereitet, aber über Ersuchen hat er verzichtet. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Reindl gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Mag Thomas Reindl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Werte Kolleginnen und Kollegen! 

Also zum Thema Cross-Border-Leasing heute hier einen Rechnungsabschlussdebattenbeitrag zu hören, hat uns wohl alle sehr überrascht. Wahrscheinlich hat der Kollege Schock gestern nicht die Chance bekommen in seinem Klub oder er hat sich nicht durchgesetzt in seinem Klub, dass er an das Rednerpult durfte. Wir haben Ihre Ausführungen zur Kenntnis genommen. Ich werde natürlich auch ein paar Kommentare dazu abgeben. - Das war die eine Sache. 

Die andere Sache ist, dass Sie offensichtlich schon voll im Gerangel um die Nationalratsliste in Wien stehen (StRin Karin Landauer: Mein Gott!), weil manches Thema, das Sie da vorgebracht haben, wahrscheinlich eher ein paar Meter weiter von hier ins Parlament gehören würde und nicht hier ins Haus. Denn ob die Steuerreform, die Sie so jetzt hier vollmundig angekündigt haben, auch wirklich für alle Österreicherinnen und Österreicher etwas bringt, ist fraglich. Ich persönlich glaube, wir können uns in Zeltweg die neuen Abfangjäger anschauen, bevor die Österreicherinnen und Österreicher mehr im Geldtaschel haben. 

Sie wissen, eine große Leistung Ihrer Bundesregierung ist ja, dass wir mit mehr als 47 Prozent die höchste Abgabenquote in der EU und auch weltweit haben, und mit dieser hohen Abgabenquote - und dafür können Sie nicht die Stadt verantwortlich machen - entziehen Sie der Bevölkerung Kaufkraft, was wieder zur Folge hat, dass, wenn weniger eingekauft wird, der Handel darunter leidet. Gerade auf den Einzelhandel hat das laut den letzten Zahlen, die wir gesehen haben, bereits massive Auswirkungen. 

Die Regierung hat ihre Investitionen massiv zurückgefahren, was sich einerseits auf die Arbeitsplätze auswirkt und andererseits auch auf andere Investitionen, denn jede Investition, die getätigt wird, hat auch einen Multiplikatoreffekt, etwa auf Anlageninvestitionen. Zum Beispiel beim Kanal in Wien jetzt durch die Cross-Border-Finanzierung ist der Multiplikator 1,55. Das heißt also, jede Milliarde, die hier eingespart wird, ist in Wirklichkeit 1,55 Milliarden. Und das haben Sie zu verantworten. 

Meine Damen und Herren! Wien vorzuwerfen, dass die Arbeitslosigkeit auf die verfehlte Stadtpolitik zurückzuführen ist, ist lächerlich, denn die 230 000 Arbeitslosen in Österreich - da sind auch die Wiener dabei (GR Dr Helmut GÜNTHER: 40 000 in Wien!) - sind ein Produkt der österreichischen Bundesregierung, unter anderem auch deshalb, weil sie die Arbeitslosenmittel, die in den Töpfen liegen, lieber für die Sanierung des Budgets beziehungsweise für die Konsolidierung des Budgets verwendet und dem Dogma Nulldefizit nachläuft. Das ist die Wahrheit und nichts anderes. (Beifall bei der SPÖ.)
Ich möchte hier auch ein Thema bringen, wie die neue Bundesregierung Beschäftigungspolitik versteht, und zwar absichtlich anhand eines Unternehmens, das nicht in Wien angesiedelt ist, sondern in der Steiermark, nämlich Semperit. (GR Günter Kenesei: Das ist in Niederösterreich!) Also ich kann mich noch erinnern, als in Semperit vor ein paar Wochen die Diskussion war, zusperren oder nicht, da hat der Herr Bundeskanzler - und da nehme ich auch die ÖVP in die Pflicht ... (GR Günter Kenesei: Semperit ist in Niederösterreich!) Niederösterreich, Traiskirchen. Danke! (StRin Karin Landauer: Steiermark und Niederösterreich sollte man nicht verwechseln!) Ich habe in Geographie maturiert. Das war jetzt ein Freud'scher Aussetzer. 

Bei Semperit hat der Herr Bundeskanzler mit dem schmalen Mund reagiert und gemeint, dass hier ein paar 1 000 Arbeiter freigesetzt werden (GR Dr Helmut GÜNTHER: Reden Sie über Österreich, das wäre einigermaßen redlich!), und der Herr Wirtschaftsminister - oder Ständeminister kann man auch sagen, denn wenn man sich das Ministerium anschaut, erinnert das ja an so etwas - hat gesagt: Na ja, das ist halt der Lauf der Zeit, damit muss man leben, dass Unternehmen zusperren und dass es Arbeitslose gibt. 

Und ich sage Ihnen, in der letzten Regierung und auch in der vorletzten - das war die rot-schwarze Regierung - hat es noch funktioniert, dass man in Österreich um Arbeitsplätze kämpft. Da haben sich vom Bundeskanzler über den Finanzminister bis hin zum Wirtschaftsminister alle eingesetzt (GR Dr Helmut GÜNTHER: Und haben nichts zusammengebracht!) und haben damals - Sie wissen ja, dass das Thema schon seit acht, zehn Jahren auf dem Tapet ist - durchgesetzt, dass der Standard erhalten wird, dass die Arbeitskräfte beschäftigt werden. Die heutige Regierung kümmert sich nicht darum, sondern sagt: Na ja, das ist halt der Lauf der Wirtschaft. 

Und wissen Sie, was das Fatale ist? - Genau das ist das Vorbild für viele andere Unternehmen, wenn sie Radikalprogramme fahren, weil sie sagen, der Staat hat eh kein Interesse daran, dass viele beschäftigt sind, daher kann ich mich hier massiv durchsetzen und die Leute rausschmeißen. 

Meine Damen und Herren! Wien macht's tatsächlich besser in der Wirtschaftspolitik. Wien investiert 1,5 Milliarden EUR in Arbeitsplätze. Das ist mehr als die Bundesregierung in ganz Österreich investiert. Der Wiener Sozialpartnergipfel hat zusätzlich noch 7 Millionen EUR, also rund 100 Millionen S, für aktive Arbeitsmarktpolitik gebracht. Wien hat die Wirtschaftsförderung um 72 Millionen EUR zusätzlich aufgestockt und damit wichtige Impulse für den Arbeitsmarkt gesetzt. Allein in die Bauwirtschaft werden heuer 1,54 Milliarden EUR investiert, 45 000 Arbeitsplätze werden so langfristig gesichert. 

Und auch in der Kinderbetreuung kann sich Wien sehen lassen. Wir haben über 74 500 Betreuungsplätze und damit das dichteste Netz für Kinderbetreuungseinrichtungen in Österreich. 

Was auch noch ein Ergebnis der Wiener Stadtpolitik ist - das Sie, Herr Dr Schock, nicht kennen, denn offensichtlich lesen Sie nur Ihre Parteipropagandazeitungen und keine seriösen Studien und Untersuchungen - und was auch das WIFO festgestellt hat : In den letzten fünf Jahren, seit 1995, hat Wien 64 400 Arbeitsplätze geschaffen. (StR DDr Eduard Schock: Und wie viele hat es verloren?) 67 100, Herr Dr Schock. Das ist ein Minussaldo von etwas mehr als 2 000. Das ist bedauerlich, aber es sind keine 10 000, 20 000, 30 000, 40 000. Ich weiß nicht, woher Sie die Zahlen haben, aber das ist eine Studie des WIFO, und die belegt eindeutig: Wien hat 64 400 neue Arbeitsplätze geschaffen.

Meine Damen und Herren! Jeder vierte Arbeitsplatz in Österreich befindet sich in Wien. Darum ist es so fatal, dass mit jedem Arbeitnehmer, den die österreichische Bundesregierung freisetzt, ein Viertel auf Wien entfällt. Sie können sich nicht verabschieden von der Verantwortung und sagen, das geht uns alles nichts an, sondern Tatsache ist, dass Wien auf Grund der Größe, der Lage und der Zahl der Arbeitsplätze massiv von jeder einzelnen Einsparung betroffen ist.

Zum Kollegen Margulies: Dass Sie da von Scheingeschäften sprechen beim Leasing, ist vielleicht ein Ausrutscher gewesen, den lasse ich noch gelten. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Es wird ja nicht transformiert! Es bleibt alles so wie es ist!) Nein, das Geld wird schon in die Hand genommen. Aber Sie sagen, es ist ein Scheingeschäft, und ein Scheingeschäft ist per definitionem etwas, wo man etwas nicht ganz Legales macht. Das ist etwas Legales, das ist wasserdicht und gesetzlich einwandfrei. (Weiterer Zwischenruf des GR Dipl Ing Martin Margulies.) Ich beziehe mich nur auf das Scheingeschäft. Nachdem ich auch von Steuer ein bisserl eine Ahnung habe ... (GR Dipl Ing Martin Margulies: Ein Geschäft ohne materielle Substanz!) Oh ja, die materielle Substanz ist der Kanal in Wien. Das ist die materielle Substanz und die Milliarden, die in die Hand genommen werden. (GR Dipl Ing Martin Margulies: In Ordnung!)

Ich möchte - auch wenn die Zeit schon ein bisschen fortgeschritten ist - noch kurz einen Ausflug zu den Pensionsfonds machen. Herr Diplomingenieur, Sie haben natürlich Recht, dass die Pensionsfonds in Amerika an Wert verloren haben, aber Sie wissen auch warum. Weil die vorwiegend in Aktien investiert haben, was in Österreich dank gesetzlicher Beschränkungen nicht in diesem Ausmaß möglich ist. Darum hat der Steuerzahler oder hat der Staat - sage ich jetzt -, und das ist eben die amerikanische Regierung, massivstes Interesse daran, dass die Fonds in Anlagen investieren, denn eine Anlage hat das Schöne: der Wert ist feststellbar, ist begutachtbar, der Wert ist etwas Dauerhaftes, das Risiko eines Kursverlustes - bei einem Kanal zum Beispiel - hält sich sehr in Grenzen. 

Das ist eine der Hauptmotivationen, warum der amerikanische Staat solche Transaktionen unterstützt, auch zum Wohle - das ist vielleicht ein bisschen perfid, aber letztendlich läuft es darauf hinaus - der amerikanischen Pensionisten, wenn Pensionsfonds eine dauerhafte, gesicherte Investition und nicht eine Zockerei auf der Börse haben. Das ist ein ganz wichtiger Grund.

Wien sichert mit diesem Geschäft nicht nur den Kanalausbau in meinem Heimatbezirk Donaustadt. 15 000 Senkgruben können durch die Investition in den Kanal stillgelegt werden. Ich möchte gar nicht die Umweltschutzgründe anführen, die auch wesentlich sind. Der Kanal ist dann voll ausgebaut in unserem Bezirk und auch in Floridsdorf. 108 Kilometer werden gebaut (GR Mag Rüdiger Maresch: Aber es ist einfach unmoralisch!), 117 Millionen werden letztendlich mit anderen Nebengeschäften freigesetzt und langfristig in den Kanal investiert. 

Wir müssen auch davon ausgehen, dass die Stadt Wien bereits jetzt sehr viel in den Kanalausbau investiert. Mit diesen 117 Millionen zusätzlich haben wir im Jahr 270 Millionen Investitionsvolumen, und zwar vor allem im Tiefbau, was auch für die Winterbeschäftigung sehr wichtig ist. Es wird um jeden Arbeitsplatz gekämpft und der Multiplikatoreffekt, das habe ich schon erwähnt, ist mit 1,55 durchaus beachtlich. Es gibt Investitionen, die keineswegs auf diesen Multiplikator kommen.

Ich möchte noch festhalten, dass wir bis zum Jahr 2015 ins Gewässerschutzprogramm insgesamt 945 Millionen EUR investieren und damit nachhaltige und langfristige Beschäftigung in Wien sicherstellen, dass wir langfristige Investitionsprogramme machen - und das alles zum Wohl der Wienerinnen und Wiener. 

Meine Damen und Herren! Ich würde Sie bitten, der Transaktion zuzustimmen. Sie wird wahrscheinlich nicht die Letzte sein, über die wir in diesem Haus diskutieren. Aber alles in allem, glaube ich, ist es eine sichere, steuerschonende und richtungweisende Investition in unsere Stadt. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort.

Wir kommen zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem Antrag des Berichterstatters zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Dies ist einstimmig. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Nein, nur zwei von den GRÜNEN haben aufgezeigt!) Entschuldigen Sie, was habe ich übersehen? (GR Dipl Ing Martin Margulies: Zwei haben nur aufgezeigt! Von den GRÜNEN sind nur zwei dafür!) Also die grüne Fraktion stimmt unterschiedlich ab, das heißt ... (GR Heinz Hufnagl: Margulies war nur bedingt wirksam!) Dann schreibe ich mir das dazu. Wer stimmt nicht dafür? Wer stimmt schon dafür? 

Ich bitte, den Abstimmungsvorgang noch einmal zu wiederholen und schauen wir, wer von den GRÜNEN mitstimmt. - Ich danke herzlichst. (GR Günter Kenesei: Nicht oder schon? - GRin Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Mit zwei Stimmen der GRÜNEN! - GR Harry Kopietz: Mehrheitlich angenommen!) Es ist dieser Antrag mehrheitlich angenommen, wobei von der grünen Fraktion zwei, und zwar Chorherr und Kenesei, mitgestimmt haben. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 52 (02586/2002-GFW) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Nachdotation an den Wiener ArbeitnehmerInnen-Förderungsfonds.

Es liegt hier keine Wortmeldung vor. 

Wir können sofort zur Abstimmung schreiten. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem Antrag zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Dies ist einstimmig der Fall.

Es gelangt nunmehr Postnummer 59 (02589/2002-GFW) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die 6. GR-Subventionsliste 2002. 

Hier liegt auch keine Wortmeldung mehr vor. 

Wir kommen zu einer getrennten Abstimmung. 

Vorerst rufe ich den Verein Wiener Wohnberatung auf. 

Ich bitte die Damen und Herren, die diesem Punkt zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Das ist ohne die Stimmen der GRÜNEN und der Freiheitlichen mehrheitlich angenommen. (GR Gerhard Pfeiffer - auf sich und GR Georg Fuchs deutend -: Stimmenthaltung!) Und zwei Stimmen, die nicht ... (GR Harry Kopietz: Was war das jetzt?)

Ich stimme nun die restlichen Punkte ab. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die den restlichen Punkten zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Dies ist jetzt einstimmig der Fall.

Es gelangt nunmehr Postnummer 60 (01842/2002-GFW) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft den 2. periodischen Bericht aus 2002. 

Auch hier gibt es keine Wortmeldung. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem Antrag zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Dies ist einstimmig angenommen.

Es gelangt Postnummer 18 (02477/2002-GKU) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Verlängerung der 3‑Jahresvereinbarung mit der Wiener Festwochen GesmbH um ein Jahr.

Auch hier ist kein Redner mehr gemeldet. 

Wir kommen daher gleich zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem Antrag zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Dies ist mehrheitlich, ohne die Stimmen der Freiheitlichen, geschehen.

Es gelangt nun die Postnummer 22 (02573/2002-GKU) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Ausfallshaftung an den Verein zur Förderung der kulturellen Zusammenarbeit zwischen den Bundesländern Niederösterreich und Wien. 

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Dr Ludwig, die Verhandlung einzuleiten. (GR Godwin Schuster: Das ist gestrichen! Alles weg!) Das ist nicht bis zu mir vorgedrungen. Das tut mir jetzt sehr Leid. (GRin Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Keine Wortmeldung!) Das tut mir sehr Leid, weder Ringler noch Stefan sind bei mir gestrichen. Ich nehme das jetzt zur Kenntnis und komme zur Abstimmung. 

Wer diesem Tagesordnungspunkt zustimmen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist, ohne die Stimmen der Freiheitlichen, mehrheitlich angenommen.

Und nachdem ich jetzt reden muss, bin ich sehr, sehr froh, dass mein Herr Kollege Hundstorfer mich ablöst. - Danke! (GR Christian Oxonitsch: Sie müssen nicht, kein Problem! - GR Mag Christoph Chorherr: Sie müssen nicht!) Ich korrigiere: Ich will. (GR Mag Rüdiger Maresch: Rudi, warum machst du das?)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Das demokratische Grundrecht der Redefreiheit ist natürlich gewahrt, Frau Mag Unterreiner. 

Ich darf die Postnummer 25 (02574/2002-GKU) jetzt zur Verhandlung bringen. Subvention an das Architektur Zentrum Wien. 

Frau GRin Winklbauer, bitte.

Berichterstatterin GRin Renate Winklbauer: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Frau Mag Unterreiner, Sie dürfen.

GRin Mag Heidemarie Unterreiner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Sehr geehrter Herr Stadtrat! 

Wir haben dem Architektur Zentrum in den letzten Jahren immer zugestimmt, aber die jüngste Entwicklung, was die Zerstörung historischer Bausubstanz angeht, hat uns doch bewogen, diesmal nicht zuzustimmen. Es ist nämlich so, dass ein Artikel von Mag Steiner - er ist der Direktor dieser Institution - im "profil" uns doch dazu bewogen hat, diesmal nicht zuzustimmen, denn er hat gesagt, dass die Einrichtung des UNESCO-Weltkulturerbes etwas Schlechtes wäre für Wien. Er sagt, da müsste man dann eigentlich die ganze Innenstadt unter einen Quargelsturz stellen. 

Wir empfinden das als Anschlag auf unsere historische Baukunst, und wir finden das eigentlich sehr schädlich für die Entwicklung auch einer modernen Stadt, denn wir sind der Meinung, dass jede Stadt in Europa ihre eigenen Charakteristika aufweisen, ihre eigene Eigenart, ihre eigene Baukunst haben soll, und genau das soll gepflegt werden. 

Wir Freiheitliche wollen nicht, dass alle Städte der Welt gleich ausschauen, dass eine Nivellierung stattfindet, dass man die eigene Stadt nicht mehr erkennt. Das ist ein Anschlag auf unser historisches Erbe, ein Anschlag auf unsere Identität, und das ist der Grund, warum wir diesmal dem Architektur Zentrum nicht zustimmen können. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Frau GRin Themel, bitte.

GRin Gerda Themel (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! 

In aller Kürze. Es hieße Eulen nach Athen tragen, über das Architektur Zentrum und über die Erfolge des Architektur Zentrums und damit des Leiters, Dietmar Steiner, der von Ihnen angesprochen wurde, zu sprechen. 

Ich hätte ganz gerne, dass Frau Mag Unterreiner mir zuhört, denn ich möchte betonen, dass Ihr Koalitionspartner, ein gewisser Herr Morak, zuständig für Kunst und Kultur, gerade jenen von Ihnen angesprochenen Herrn Steiner zum Leiter der Architektur-Biennale in Venedig berufen hat. Die Argumentation war, dass es in Wirklichkeit um den Herrn Steiner und nicht um das Architektur Zentrum geht, und die Begründung des Herrn Morak lautete: "Mit der Wahl von Dietmar Steiner zum neuen Österreich-Kommissär der Architektur-Biennale setzen wir einen neuen Schwerpunkt in einem so wesentlichen Thema für die österreichische Kulturlandschaft. Weg vom Macher und Pragmatiker zum beschreibenden Kommentator" und so weiter und so weiter. 

Er bezeichnet den von Ihnen genannten Dietmar Steiner als langjährigen Beobachter der österreichischen und internationalen Architekturszene, der durch seine vielfältigen Tätigkeiten bewiesen hat, wie sehr er das Thema Architektur besetzt hält, ein internationales Flair, das die österreichische Architektur in einen internationalen Kontext gebracht hat. 

Das ist möglicherweise das Einzige, worin ich jemals einer Meinung mit Herrn Morak bin. Deswegen bitte ich die Damen und Herren, diesem Akt zuzustimmen. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. - Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. 

Die Frau Berichterstatterin verzichtet. 

Wer ist für die Post 25? - Danke schön. Das ist mehrstimmig, ohne die Freiheitlichen, so angenommen.

Post 26 (02602/2002-GKU), Subvention an Depot - Verein zur Förderung der Diskurskultur in der Gegenwartskunst. 

Es liegt keine Wortmeldung vor. 

Ich komme zur Abstimmung. 

Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. - Mehrstimmig, ohne Freiheitliche, angenommen.

Postnummer 27 (02603/2002-GKU) betrifft einen Rahmenbetrag für die Kinoförderung. 

Frau GRin Winklbauer, bitte wiederum Platz zu nehmen.

Berichterstatterin GRin Renate Winklbauer: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. - Als Erster ist Herr StR Dr Marboe zum Wort gemeldet.

StR Dr Peter Marboe: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Da geht es ja wirklich um etwas. Es geht darum, ob zumindest rudimentär in Wien noch Einzelkinos weiter bestehen werden oder nicht. Im Grunde hat sich die Debatte der letzten Wochen und Monate zunehmend auf den Erhalt der beiden für die Viennale wichtigen Kinos - Gartenbau und Metro - reduziert. 

Ich will da auch fair bleiben, gerade was den jetzigen Stadtrat für Kultur und Wissenschaft betrifft, der ohnehin mit vielen Problemen umzugehen hat und der irgendwo einmal geschrieben hat, dass er Altlasten in niederschmetterndem Ausmaß oder in fast niederschmetterndem Ausmaß übernehmen musste. Ich sehe zwar nicht, wo das sein soll, aber im Kinobereich trifft das wahrscheinlich wirklich fast zu. Es sind allerdings Altlasten, die Jahre und Jahrzehnte zurückgehen, und die Verantwortung dafür ist in all diesen Jahren ausschließlich im Bereich der Sozialdemokratischen Partei gelegen, weil nämlich die Kiba-Kinos nie im Bereich der Kultur - auch bei meiner Vorgängerin nicht, auch bei mir nicht, auch bei meinem Nachfolger nicht - angesiedelt waren, sondern immer im Bereich der Finanzen, weil die Kiba-Kinos ja, wie wir alle wissen, an die Holding gegeben wurden und dann von der Holding an ein Konsortium von Privatbetreibern, von denen zu hoffen war, dass sie die wirklich heruntergekommenen Kiba-Kinos retten können. Die wurden damals von der Holding verkauft, diese Gruppe hat sie übernommen - ich weiß nicht, die meisten von Ihnen werden die Vorgeschichte ja kennen, weil sie auch veröffentlicht wurde -, um zu schauen, ob man das zusammenbringt. 

Es ist jedenfalls einmal im jetzigen Stadium nicht geglückt. Die sind in Konkurs gegangen, und das konkrete Anliegen, das wir heute behandeln müssen und auch beschließen werden, ist die Frage, ob es möglich ist, einen Weg zu finden - da sind wir jetzt alle einig, dass es sich lohnt, dafür zu kämpfen -, die zwei Kinos, Gartenbau und Metro, sozusagen unter dem Titel der kulturpolitischen Verantwortung zu retten, meine Damen und Herren. 

Wie bei vielen Dingen, die offene Fragen sind, geht es mir jetzt auch nicht mehr darum, in der Vergangenheit zu wühlen, wer jetzt da überall schuld war, wie sich das entwickelt hat. Ich glaube, dass das allgemein bekannt ist. Die Geschichte der Kiba-Kinos ist eine traurige, und sie ist eine doppelt traurige, weil alle Argumente, womit man versucht hat, andere Schuldige zu finden für diesen jetzigen Zustand, einfach nicht stichhaltig sind, denn sonst müssten die anderen Einzelkinos, insbesondere jene der Constantin-Gruppe, auch eingehen und nicht überleben können. Aber denen geht es sehr gut. Es geht nur den über die Jahre hinweg verlotterten Kiba-Kinos schlecht. 

Jetzt hat sich in letzter Zeit, in den letzten Tagen - wer die Zeitungen gelesen hat, weiß es - einiges getan, und der letzte Stand, so wie ich das heute den Zeitungen entnehme, ist, dass das Metro-Kino in die Verfügungsgewalt des Filmarchivs kommen soll. Das ist ein Angebot des Herrn Kieninger, eines Vertreters des Filmarchivs, gewesen, und der hat offensichtlich den Zuschlag dafür bekommen. Das Gartenbau und das Cine - das ist im Doppelpack vergeben worden - gehen zu einer neu konstruierten Gesellschaft, die sich im Grunde aus der alten City-Cinemas-Gesellschaft rekrutiert, zurück sozusagen. Jetzt ist natürlich die Frage: Wie geht man mit dem Geld um, das wir heute hier beschließen sollen und im Ausschuss ja auch beschlossen haben? 

Meine Damen und Herren! Ich glaube, eines muss der Herr Stadtrat schon machen: mit den Vorwürfen, die jetzt veröffentlicht wurden, so umgehen, dass man sie aus der Welt schaffen kann. Wenn im "Standard" vom 20. Juni zu lesen ist - ich zitiere -: "Wir werden massiv" - das ist diese Gruppe der City Cinemas - "unter Druck gesetzt, kein gemeinsames Angebot mit dem Filmarchiv an den Masseverwalter zum Erwerb des Gartenbau- und Cine-Kinos zu legen. Die Stadt wolle verhindern, dass Private die Kinos erwerben. Sie treten indirekt selbst als Käufer auf und missbrauchen Subventionen", so ist das nicht irgendein Vorwurf, das ist schon ein ziemlich massiver Vorwurf, und ich gehe jetzt einmal davon aus, dass das, was in Erwiderung dieses Vorwurfs veröffentlicht wurde, auch zutrifft. 

Ich sage das deshalb ein bisschen ausführlicher - und ich kann mir ja vorstellen, dass die Nervosität im Hinblick auf den Sporttermin, der da vor uns liegt, steigt -, und ich muss es deshalb ein bisschen ausführlicher - nicht so ausführlich, wie ich es sonst machen würde - begründen, weil man von uns ja etwas erhofft oder erwartet, Herr Stadtrat, nämlich die Zustimmung zu einer Pauschalermächtigung. 

Du weißt, und alle, die hier sitzen, wissen, dass die Zustimmung zu Pauschalermächtigungen für die Opposition immer ein Riesenproblem ist, weil man de facto eine Vollmacht erteilt, dann etwas zu tun, was man im Einzelnen nicht mehr beschließen lassen muss.

Ein Vorwurf, was die jetzige Situation betrifft, liegt schon noch in der Luft, der, wie ich eben auch höre und lese, noch immer nicht - ich hoffe, dass du uns dann doch noch ein klares Wort dazu sagst - gelöst ist. Ich lese heute in ORF online und in Zeitungen, dass die Viennale weiterbietet, dass die Viennale versucht, den jetzt mit dem Masseverwalter akkordierten Preis zu überbieten. Also vielleicht kannst du uns da wirklich noch etwas sagen, weil das natürlich nicht unwichtig ist auch als Vorinformation. 

Wenn wir heute 390 000 EUR sozusagen als Geld für den kulturpolitischen Aspekt dieser Rettungsmaßnahmen beschließen - das ist es ja Gott sei Dank, und dazu bekennen wir uns ja auch -, dann wollen wir natürlich schon auch wissen, was die konkreten Vorstellungen dazu sind, wie man tatsächlich diese zwei Kinos jetzt erhält, und zwar als Kulturräume. Das ist auch deshalb wichtig, damit es EU-konform ist, sonst haben wir sofort das Problem mit der Wettbewerbsverzerrung, und man kommt in fürchterliche Schwierigkeiten. Das ist ja, glaube ich, auch ein Hauptgrund, warum es beim Kulturressort abgewickelt wird: damit man diesen kulturpolitischen Aspekt in den Vordergrund stellt. Das Zweite ist natürlich der Erhalt des Viennale-Kinos, den wir uns alle wünschen und von dem ich hoffe, dass er sichergestellt werden kann. 

Heute steht auch im Online noch einmal ein ähnliches Zitat. Das ist auch wieder ein Vorwurf hinsichtlich des Drucks und dahin gehend, dass 250 000 EUR jetzt der Viennale zukommen sollen, damit, wie hier steht, "diese private Interessenten überbieten können". 

Herr Stadtrat, das sind schon Vorwürfe, die für uns natürlich auch große Fragezeichen sind. Ich wäre dankbar, wenn man auf diese zwei Dinge heute noch konkret eine Antwort geben könnte. 

Grundsätzlich - das haben wir auch im Ausschuss getan - wollen wir hier Partner sein, weil wir glauben, dass es im Interesse der Stadt und weiß Gott auch im Interesse der Kulturpolitik dieser Stadt gelegen ist, diese zwei Kinos zu erhalten. Grundsätzlich sind wir daher auch der Meinung, dass wir es riskieren sollten, diese Vollmacht zu geben. Ich möchte aber schon sehr deutlich dazusagen, dass wir darin auch einen großen Vertrauensvorschuss sehen, den wir damit der regierenden Partei erteilen. Ich kann nur hoffen, dass dieses Vertrauen nicht missbraucht wird, und ich kann vor allem hoffen, dass mit dieser Zustimmung und mit dem Beschluss, den wir heute fassen, die Grundlage geschaffen ist, diese beiden Kinos als Kulturräume und als Viennale-Kinos für diese Stadt zu erhalten. - Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr Mag Stefan, Sie sind der Nächste. 

GR Mag Harald Stefan (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Die Freiheitlichen lehnen diese Subvention ab. Und zwar aus dem einfachen Grund, weil wir nicht so viel Vertrauen haben wie Herr StR Marboe und die Dinge, die wir hier sehen, für sich sprechen. Die City Cinemas haben gezeigt, dass sie das Gartenbaukino nicht führen können. Sie sind in Konkurs gegangen. Und das muss man auch einmal erkennen: Jemand, der nicht wirtschaften kann, der wird dann auch gemäß der Gewerbeordnung von weiterer Tätigkeit ausgeschlossen und daher muss man da besondere Obacht walten lassen. 

Und jetzt herzugehen und zu sagen, gut, es gibt jetzt vollkommen neue Voraussetzungen, denn jetzt gibt es ja eine Förderung, jetzt werden ja 390 000 EUR zur Verfügung gestellt und daher können die dann plötzlich wirtschaften, das ist absurd. Sie haben mehr Geld zur Verfügung, wodurch dann der Konkurs vielleicht erst später eintritt. Daher können wir das keineswegs mittragen. 

Gleichzeitig erfolgt auch immer diese grundsätzliche Ablehnung von Blockbusters, also von Filmen, die zu populär wären. Gerade das Gartenbaukino war als Premierenkino berühmt. Alle diese Filme, die unter Blockbuster laufen, sind dort gezeigt worden. Dafür ist es auch von seiner Größe und von seiner Ausstattung her sehr geeignet gewesen. Jetzt plötzlich wird behauptet, diese Filme - das wird sogar als Auflage gegeben - dürfen nicht gezeigt werden. 

Ich frage mich nur: Wie soll das Gartenbaukino wirtschaftlich bestehen können, wenn Leute herangelassen werden, die bereits gezeigt haben, dass sie nicht wirtschaften können und denen dann auch noch die Auflage gegeben wird, Filme, die wirtschaftlich interessant wären, nicht zu zeigen? 

Das alles zusammen ist Grund genug für uns, das abzulehnen. Außerdem zeigt sich hier ein totales Chaos, allein wenn man jetzt auch in den Wortmeldungen, aber auch in den Medien sieht, dass die Gartenbauvereinigung zuerst einmal den City Cinemas im laufenden Konkursverfahren kündigt oder eine Auflösung vereinbart, dann wird mit der Viennale ein Vertrag abgeschlossen, der allerdings vom Masseverwalter so nicht akzeptiert wird, dann wird vom Masseverwalter plötzlich mit den City Cinemas beziehungsweise mit der neu errichteten Gesellschaft wieder ein Mietvertrag abgeschlossen. Die Gartenbauvereinigung fühlt sich übergangen, ist schwer enttäuscht. 

Das alles zusammen ist eine sehr unangenehme Vorgangsweise, und, wie ich anfangs schon gesagt habe, unser Vertrauen erstens in die Betreiber und zweitens auch in die politisch Verantwortlichen, dass hier ein Neubeginn gestartet wird, der wirklich auf Dauer hält, ist zu gering, als dass wir einer derartigen Subvention zustimmen könnten. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächste kommt Frau GRin Vitouch, bitte.

GRin Elisabeth Vitouch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren!

Erlauben Sie mir noch eine kurze Reminiszenz an gestern. Da war es nämlich schon sehr nett, und es stand alles im Zeichen der wichtigsten Nebensache der Welt. Ich habe mir schon fast gedacht, dass Sport oder Fußball eigentlich in unser Kulturressort oder sogar zu Wissenschaft ressortieren müsste. Ich frage mich nur bezüglich meines Vorredners, ob heute nach dem Semifinalspiel Brasilien gegen Türkei der Herr Mag Stefan auch sagen wird, wir haben gewonnen oder wir haben verloren in Bezug auf eine europäische Mannschaft, die Türkei. Aber lassen wir es im Raum stehen. 

Ich habe mich gestern sehr amüsiert bei den Apercus der Frau Mag Unterreiner bezüglich Herrn StR Dr Marboe, finde aber eigentlich nicht, dass er der Schiedsrichter im Schmollwinkerl ist. Ich analysiere ihn mehr als eine Art Rappastoni, der nicht begreifen kann oder will, dass die Zeiten des Catenaccio nun einmal passé sind, egal, ob man das jetzt schön oder schade findet. (Beifall bei der SPÖ.) 
Aber kommen wir zum Thema. Sie, meine Damen und Herren, haben gestern von Herrn StR Dr Mailath-Pokorny erfahren, dass das Metro und das Gartenbaukino so gut wie gerettet sind - immer vorbehaltlich der Entscheidung des Gerichts und der Zustimmung der Gläubiger, denn schließlich geht das Ganze ja vom Konkursverwalter aus -, und zwar sind diese Kinos nicht nur als bloße nackte Standorte oder als Museen gerettet, sondern als reale Kinospielstätten und mehr. 

Denn der vorliegende Antrag auf einen Rahmenbetrag in der Höhe von 390 000 EUR wird die entsprechende Flexibilität garantieren, um hier ein Arthaus-Konzept zu realisieren, die Spielstätten für die Viennale, für die Jüdische Filmwoche, aber auch für das Kinderfilmfestival, das im Gartenbau-Kino traditionellerweise und auch heuer im November stattfinden wird, nützen zu können. 

Und ich freue mich ganz persönlich, dass hier ein positiver Schritt nicht nur zur Optimierung der Qualität von Wiener Traditionskinos gesetzt wird, sondern auch zur Deeskalation der überhitzten Wiener Kinolandschaft. Ich darf noch einmal daran erinnern, ich habe es schon oft getan, dass Wien bei halb so viel Einwohnern genauso viele Kinosessel wie Berlin hat. Das muss sich einfach deeskalieren und muss gesundschrumpfen. Aber wir meinen, dass Wien hier einen entscheidenden Schritt zur Verbesserung der Qualität dieser Kinolandschaft setzt mit diesem Rahmenbetrag, mit diesen 390 000 EUR, mit der Rettung des Gartenbau- und des Metro-Kinos. 

Und ich kann eigentlich nur sagen, ich möchte gar nicht diesen Komparativ verwenden, "Wien macht’s besser". Ich finde, Wien macht’s einfach gut. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr Mag Chorherr gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Also es gelingt Ihnen immer wieder, Frau Kollegin Vitouch, ich wollte mich gar nicht auf Sie beziehen, Wien macht’s einfach gut. Dass wir heute vor diesem Schlamassel stehen, dem Schlamassel der Summe der Kinopolitik, da hat Wien so ziemlich alles schlecht gemacht, was schlecht zu machen war in den letzten Jahren und Jahrzehnten. Also wenn da jetzt jemand am wenigstens Schuld kurzfristig trifft, dann ist das der amtierende Stadtrat, mit einem einzigen Detail, auf das ich noch eingehen werde. 

Angefangen hat es - da haben Sie Recht - mit einem völligen Herunterwirtschaften der KIBA. Wer sich auskennt, weiß, was da passiert ist und welche Konsequenzen das letztlich hatte. 

Zweitens, und da kann ich den Kollegen Marboe nicht ganz aus der Verantwortung lassen, ich finde es aber nett, dass immer, wenn es darum geht, ganz visionär der Herr Görg noch immer in der ersten Reihe hier sitzt. Es waren SPÖ und ÖVP, die diese verrückten Widmungen für die Multiplexe beschlossen haben. Und wenn ich mich ein bisschen erinnere, saßen auch Sie, verehrter Herr StR Marboe, im Stadtsenat als amtsführender, außer ich irre mich jetzt total, wo Flächenwidmungen auch durch den Stadtsenat gehen müssen, und es sollte mich sehr wundern, wenn Sie Ihrem Kollegen Görg in den Rücken gefallen wären und gesagt hätten: Hallo, ich protestiere, ich stimme dieser Widmung nicht zu.

Wir standen hier und haben gesagt: Achtung Leute, ihr baut ein Multiplex-Desaster. Das war vor sechs Jahren, vor fünf Jahren, vor vier Jahren. Manchmal war ich es, manchmal war es der Kollege Kenesei. Jetzt ist es da, und gestern hat es Mailath-Pokorny gesagt, das ist die zweite wahre Ursache. Eine Verdreifachung von Kinosesseln in Wien, das geht nicht. Und dass internationale starke Konzerne jetzt laufend Verluste schreiben, weil es billiger ist, das in den Büchern stehen zu lassen und trotzdem leere Multiplexe durchzufüttern. Jeder glaubt, der andere wird zuerst zusperren. Und weitere werden zusperren und Ruinen werden in der Landschaft herumstehen. Ich fürchte mich ja vor einem noch: vor dem Todeskampf, dass, damit man irgendwelche Leute ins Kino bringt, falsch, nicht ins Kino bringt, in diese Räumlichkeiten bringt, damit sie Popcorn und Erlebnisgastronomie und diesen ganzen Mist konsumieren, wo ja das Kino nur der Anziehungspunkt ist, das als 1 EUR-Film angeboten wird und dann endgültig die umgebracht werden, die nicht die Kapitalvoraussetzungen haben. Dazu gibt es eine politische Verantwortung.

Und wenn Sie, Herr Kollege Görg, sagen, was hätten wir anders machen können, dann sage ich es noch einmal mehr - man soll zu den Fehlern stehen, man kann auch Fehler machen, jeder kann Fehler machen -: München ist es gelungen, dass überhaupt kein oder ein Multiplex errichtet worden ist. Es gibt keinen Großinvestor, der gegen den erklärten Willen der Stadt Wien eine Investition hinstellt. 

Wir erleben das jetzt im 7. Bezirk, wo selbstverständlich jeder Investor zu dem zum Unterschied von einem Planungsstadtrat oder dem Bürgermeister formal sehr schwachen Bezirksvorsteher kommt und sich erkundigt: Was sind die Voraussetzungen für meine Investition? Und man sieht sehr wohl: Wenn Skepsis geäußert wird, überlegen sich das sehr viele. Und ich schaue mir an, wenn der Planungsstadtrat und der Bürgermeister gesagt hätten, wir wollen dieses Multiplex nicht, ob der Betreiber sagt: Super, die wollen das nicht, ich lege jetzt einmal eine halbe Milliarde S hin, das schaue ich mir an, wie wir das trotzdem durchbringen.

Das heißt, hier gibt es eine Verantwortung. Die trifft nicht nur Görg, aber maßgeblich den Planungsstadtrat, aber auch die SPÖ, die jetzt mit der Stimme des Kulturstadtrats sagte: Da sind schwere Fehler gemacht worden. Ich hätte auch gerne, dass jemand herauskommt von denen, die jetzt jammern, und sagt, warum sie damals dem zugestimmt haben. Das sind die Fehler.

Also einmal noch ganz korrekt. Jetzt liegt der Ball beim Masseverwalter. Das ist eine wirtschaftliche Frage. Ich habe mich jetzt nicht einzumischen in den Streit, der auch gestern über die APA gelaufen ist, City Cinemas gegen Viennale. Entweder die Politik sucht sich für ein kommunales Kinokonzept jemanden aus, Variante 1, oder Variante 2, es wird nach ökonomischen Kriterien jemand gefunden. Ich habe das Gefühl, dass sich die Kultur eher für den zweiten Weg entschieden hat, dass es eine wirtschaftliche Frage ist. Die haben nicht wir zu entscheiden, sondern der Masseverwalter, an wen er das gibt. Darum stimmen wir dem jetzt heute zu.

Trotzdem ist Folgendes aufklärungsbedürftig, ohne Unterstellung: Wenn behauptet wird vom Herrn Grasser, City Cinemas, die Stadt Wien hätte versucht - an die Adresse vom Kulturstadtrat -, die Entscheidung mit unlauteren Mitteln zu Ungunsten der City Cinemas zu beeinflussen, würde ich gerne wissen: Was hat das Kulturamt doch getan? Also entweder ich sage, der Masseverwalter entscheidet, wir nehmen zur Kenntnis, wer das wird, und stelle ein Geld bereit, damit diese beiden Standorte aus kulturpolitischen Gründen erhalten bleiben, oder ich überlege mir, der oder der soll es machen, oder die oder die. Schlecht ist, einerseits Signale auszusenden, wenn welche gesendet wurden. Das würde mich jetzt noch einfach interessieren. Ich glaube nicht, dass es erfunden wird. Ich habe mit dem Herrn Grasser nicht gesprochen, ich zitiere ihn noch einmal. Im Vorfeld der Vergabe hatte Grasser behauptet, die Stadt Wien versuche, die Entscheidung mit unlauteren Mitteln zu Ungunsten der City Cinemas zu beeinflussen. So hätten die City Cinemas sich gemeinsam mit dem Filmarchiv um das Metro-Kino bemüht, es sei aber seitens der Stadt Wien auf den Leiter des Filmarchivs Druck ausgeübt worden. Außerdem habe Kulturstadtrat Mailath-Pokorny der Viennale 250 000 EUR zukommen lassen, damit diese private Interessen überbieten könne. So Grasser. 

Mich würde interessieren: Was hat das Kulturamt wirklich getan oder nicht getan? - Das soll jetzt einfach ausgeräumt werden, damit man gut starten kann. Wie man - und diese Hoffnung, Skepsis erlaube ich mir zu sagen - ein Gartenbau-Kino so ohne weiteres zum Arthaus-Center umbaut - das sage ich als jemand, der nicht nur bei der Viennale ins Gartenbau-Kino geht, aber da gebe ich Ihnen Recht, wo jetzt gelegentlich Filme gespielt wurden, wo ich nicht in das Gartenbau-Kino gehe; also wenn ich mir schon "Star Wars" anschaue, dann gehe ich auch in ein Multiplex-Kino, ich habe keine Multiplex-Phobie -, wie man einen Saal mit 600, mit einem so kleinen Vorbereich, so leicht mit einem Arthaus füllt und den Saal bestehen lässt, davon gehe ich ja aus, dass er nicht verkleinert wird, das würde mich noch interessieren. Dann würde mich auch interessieren, ob der Herr Kulturstadtrat hier Informationen hat.

Wir haben keinerlei Unterstellung, im Gegenteil, wir hoffen, dass dieses Geld gut eingesetzt wird, damit das Metro-Kino und das Gartenbau-Kino und das Cine weiter gut funktionieren. Wie ich weiß, hat das Cine ja durchaus noch schwarze Zahlen geschrieben. Mir tut es noch immer um das Flottenkino sehr Leid. Es gibt auch interessanterweise für zugesperrte Kinos Interessenten. Es ist ja nicht so, dass alles tot ist. Ich weiß um Interessenten um das Top, die das Richtung Schikaneder weiter führen wollen. Ich halte nämlich das Konzept Schikaneder für ein interessantes Konzept, das eine Spur - wenn ich das anmerken darf gegenüber dem Kulturstadtrat - sträflich vernachlässigt wird. Die Grundidee, nicht mit einem Kino Geld zu verdienen, sondern mit einer kulturellen Idee das zu betreiben und mit den Einnahmen aus dem Gastronomiebetrieb, aus einem guten Gastronomiebetrieb, das zu führen. 

Ich weiß um das Interesse, das Schikaneder-Konzept auf das Top auszudehnen. Ich würde es dem Kulturstadtrat nahe legen, so etwas zu unterstützen, dort mit Schwerpunkt osteuropäischer Film etwas zu haben, was sich mit einer sehr, sehr geringen Unterstützung auch rechnet. Ich weiß um ein Interesse der Stöbergasse für das Top. Soviel ich informiert bin, ist das De France jetzt auch vom Votiv-Kino übernommen worden. Also es gibt hier Nischen. Es gibt hier Nischen auch angesichts einer durchaus wachsenden, leider zu langsam wachsenden Zahl von Kinobesuchern. Das Gartenbau-Kino wurde auch an Private vermietet. Ich sage jetzt nur einen privaten Mieter, das sind die Wiener GRÜNEN, die einmal jährlich die Kinoweihnacht dort machen, wo auch das Gartenbau-Kino voll ist. Ich glaube, dass sehr viele private Firmen interessiert wären, nicht nur im Bierzelt zu feiern, sondern auch das Instrument des Films zu nutzen. Ich glaube, dass hier der Boden aufbereitet werden kann. 

Vor diesem Hintergrund meine Bitte noch einmal um Aufklärung, was da gelaufen ist, meine Hoffnung und auch meine Unterstützung, dass dieses Geld vernünftig und gut eingesetzt wird. Hier haben wir durchaus ein Vertrauen, dass das vernünftig passiert, und ich hoffe, dass es so passiert, dass wir nicht in zweieinhalb Jahren wieder dastehen mit einem nichtfunktionierenden Arthaus-Center-Konzept, das ich mir noch gerne erklären lassen würde. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Herr Klubobmann Dr Tschirf gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Es wurde hier der Eindruck vermittelt, als ob der Planungsstadtrat zuständig wäre für Widmungen wie Cineplex. Tatsächlich ist es so, dass es derartige Widmungen nicht gibt, dass die Bauordnung in die legistische Zuständigkeit des Stadtrats für das Bauwesen fällt und nicht in die des Planungsstadtrats. 

Ich würde daher die grüne Fraktion ersuchen, einigermaßen die einschlägigen rechtlichen Bestimmungen nachzulesen und danach erst ihre entsprechenden Wortmeldungen vorzunehmen. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als Nächster hat sich Herr StR Mailath-Pokorny gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren! 

Ich möchte erstens ausdrücklich hervorheben und mich auch bedanken für eine größtenteils, glaube ich doch, sehr sachliche Debatte über ein wichtiges Thema. Ich möchte mich jetzt auch nicht an Schuldzuweisung und auch nicht an Vergangenheitsbewältigungen beteiligen. Das haben wir ja oft und ausreichend, wie ich meine, diskutiert. Es sind ein paar Fragen an mich gerichtet worden, die ich gerne zu beantworten versuche.

Es ist von Anfang an klargestellt worden von meiner Seite, und das wurde auch ausreichend diskutiert und erörtert im Kulturausschuss und ich glaube auch hier und auch in anderen Foren. Im Grunde geht es doch darum, dass wir zumindest für zwei Kinos - wenn es mehr sind, dann umso besser - sicherstellen, dass die als Kinostandorte erhalten werden. Ich glaube, auf Grund auch meiner Berichte, insbesondere im Kulturausschuss, ist das auf relativ einhellige Zustimmung gestoßen. Die Frage ist, wie man in einem doch relativ komplizierten Verfahren, auf das man von der Politik her keinen oder nur einen sehr geringen Einfluss hat, wie in einem Insolvenzverfahren sicherstellen kann, dass dieses Ziel erreicht wird.

Ich habe in zahllosen Gesprächen zunächst mit den City Cinemas, als dann der Konkurs ganz offensichtlich unausweichlich war auch mit allen anderen, die sich als Interessenten an mich gewendet haben, das ist nachweisbar, aber auch öffentlich dokumentiert, immer klargelegt, dass erstens das oberste Interesse ist, dass diese Kinostandorte erhalten bleiben, dass zweitens diese Kinostandorte nach Möglichkeit kulturell anspruchsvoll bespielt werden und dass drittens insbesondere für das Gartenbau die Möglichkeit erhalten bleibt, das als Viennale-Standort vorzusehen. Die anderen Bedingungen möchte ich nicht noch einmal wiederholen, wir haben sie ausreichend auch heute schon genannt und dokumentiert. 

Damit komme ich zu der Frage, die sowohl StR Marboe als auch Klubobmann Chorherr an mich gerichtet haben, nämlich sozusagen zu der Frage: Was ist da jetzt eigentlich geschehen? Man liest ja in der Zeitung dieses und jenes.

Dieses habe ich allen, die sich brieflich und mündlich an mich gewendet haben, Herr StR Marboe, nachweisbar so mitgeteilt. Nur damit das dann nicht wieder auftaucht als Frage. Ich habe es schon einmal erklärt. Du hast mir dann gesagt, das ist jetzt verstanden. Ich verstehe, dass man das im Gemeinderat noch einmal erörtert, ich stehe auch gerne noch einmal zur Verfügung. 

Das heißt, wir haben den Weg gewählt, und das habe ich ja auch immer wieder in Abstimmung mit dem Kulturausschuss getan, zu sagen: Der Masseverwalter wird letztendlich entscheiden, aber es gibt offene Bedingungen für alle, die sich dafür interessieren, die aber doch relativ klargelegt sind, in diesem Sinne, wie ich sie jetzt dargestellt habe. 

Zu diesen Zeitungsmeldungen. Also ich würde schon bitten, wenn man Zeitungsmeldungen hier vorliest und zitiert, und das unter der Vorgabe der Objektivität macht, auch entsprechende Gegenzeitungsmeldungen zu zitieren. Also gestern zum Beispiel, wenn in einer Zeitung steht, das Kulturbudget ist gesunken, dann wäre es, Herr StR Marboe, redlich gewesen, auch den "Kurier" von gestern zu zitieren, wo drinnen steht, richtigerweise, wie ich es auch in der Pressekonferenz gesagt habe, dass dieses Kulturbudget gestiegen ist.

Wenn man Zeitungsmeldungen zitiert, wonach der Helmut Grasser sagt, Subventionsmittel wären unrechtmäßig, oder ich weiß nicht, wie das genau drinnen steht, verwendet worden, dann wäre es auch nur recht und billig gewesen und fair gewesen, den "Standard" vom nächsten Tag zu zitieren, wo ich das zurückgewiesen und klargestellt habe.

Im Übrigen muss auch der Gemeinderat wissen: Subventionsmittel können überhaupt erst dann unrechtmäßig verwendet werden, wenn sie genehmigt worden sind, und nachdem wir erst heute die Subventionsmittel genehmigen, können sie noch nicht unrechtmäßig verwendet worden sein. Also, das ist ja auch denkunmöglich. 

Ich habe auch mit dem Helmut Grasser und mit anderen, mit denen ich ja laufend in Kontakt bin, gesprochen. Er hat das dann im Gespräch mit mir wiederum zurückgezogen. Er hat gesagt, das ist alles nicht so gemeint und so weiter. Ich habe jedenfalls versucht, das im nächsten Tag im "Standard" klarzulegen, und es wäre meiner Meinung nach auch richtig gewesen, das hier zu zitieren. 

Selbstverständlich, um das jetzt auch hier fürs Protokoll zu sagen, haben wir nicht versucht, irgendjemand mit unlauteren Mitteln zu beeinflussen, sondern es ist nachweisbar, ich habe sogar auch dem Grasser dann einen Brief geschrieben, in dem ich ihm geschrieben habe: Selbstverständlich ist es dem Filmarchiv und allen anderen unbenommen, dem Masseverwalter gegenüber ein Anbot zu stellen. Das ist ja auch geschehen. 

Um jetzt zur Zukunft zu kommen, zu der Frage: Na was geschieht dort, oder wie kommen wir zu so einem Arthaus-Konzept? 

Selbstverständlich werde ich mich auch jetzt nicht einmischen. Wenn das Konkursgericht entscheidet, und das wird hoffentlich bald der Fall sein, damit diese Unklarheiten ausgeräumt sind, wird es jemanden geben, und so wie es jetzt ausschaut, ist es eine Nachfolgegesellschaft der City Cinemas für das Gartenbau-Kino und das Cine, und es wird jemanden geben, so wie es jetzt ausschaut, ist es das Filmarchiv, der das Metro übernimmt. Dann ist im Grunde das Ziel, das wir uns alle gesetzt haben, das nämlich als Kinostandorte zu erhalten, erreicht. 

Selbstverständlich werde ich mich dann, und das sage ich hier dem Gemeinderat, bevor wir hoffentlich diese Rahmenmittel beschließen, und ich glaube, dass es nach wie vor richtig und weise ist, angesichts der bevorstehenden Sommerpause diese Flexibilität zu ermöglichen, mit denjenigen, die den Zuschlag erteilt bekommen haben, und allen möglichen Partnern, also insbesondere die Viennale, aber auch mit allen anderen, mit Hinweis auf die Bedingungen oder den Sinn, weshalb wir das eigentlich alles machen, zusammensetzen und eine bestmögliche Form des zukünftigen Betriebs beraten, das heißt sowohl eine möglichst günstige, eine für die Steuer- und Subventionsmittel schonende Form, aber gleichzeitig das beinhaltend, was notwendig ist. Wir wissen alle, dass weder das Gartenbau-Kino noch das Metro schwarze Zahlen hatte. Das Cine hatte auch nicht schwarze Zahlen, es ist sich nur eine Null, eine plus/minus Null ausgegangen. Das heißt, wir werden eine Form, eine Vorgangsweise finden mit denjenigen, die den Zuschlag bekommen haben, und mit denjenigen, die sozusagen Partner sind und die auch in Zukunft mit daran teilnehmen sollen, wie das bestmöglich zu bespielen ist und wie gleichzeitig natürlich der Einsatz von Steuermitteln möglichst gering zu halten ist. 

Dass es subventioniert werden muss, steht außer Zweifel, weil insbesondere das Gartenbau-Kino nicht profitabel zu führen sein wird. 

Ob wir uns in zweieinhalb Jahren wieder zusammensetzen müssen und darüber diskutieren müssen, wie das jetzt weitergeht, hoffe ich nicht. Ich glaube, es ist jedem - und insofern danke ich für diese sachliche Debatte - klar, dass das ein schwieriges Unterfangen ist. Ich bitte Sie um Unterstützung für diesen Weg. Ich werde Sie so wie bisher auch laufend darüber informieren. Dass es die eine oder andere Irritation gibt, insbesondere in einem Konkursverfahren, wo sozusagen laufend dann die Fristen verlängert werden, wo sozusagen noch immer die Möglichkeit im Grunde genommen besteht, etwas zu überbieten und noch einmal zu bieten, das kann und will ich niemandem verwehren. Das ist sozusagen die Regel dieses Konkursverfahrens. Das wird vielleicht die eine oder andere Irritation noch erzeugen. 

Mein Ziel - noch einmal - ist, nach wie vor die Kinostandorte zu erhalten mit anspruchsvollem Programm und eine möglichst breite Anbieterbasis zu gewährleisten. Danach werde ich vorgehen, wenn der Gemeinderat diesen Rahmenbetrag beschließt, und werde mich, sobald der Beschluss vorliegt und sobald die Entscheidung des Konkursgerichts endgültig vorliegt, mit allen Beteiligten zusammensetzen und werde auch gerne darüber dann berichten. - Danke sehr. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen.

Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Ich bitte diejenigen Damen und Herren, die dem Antrag zustimmen wollen, die Hand zu erheben. - Dies ist ohne die Stimmen der Freiheitlichen - die ÖVP hat mitgestimmt, nehme ich an (GR Dr Matthias Tschirf: Ja!) - mehrheitlich angenommen. 

Es gelangt nunmehr Postnummer 31 (02606/2002-GKU) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein Link*Verein für weiblichen Spielraum. 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Yilmaz, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatterin GRin Nurten Yilmaz: Bitte um Zustimmung.

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Ringler. Ich erteile ihr das Wort.

GRin Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Bei diesem Geschäftsstück gibt es einerseits etwas, worüber man sich freuen kann, dass nämlich ein Fehler erkannt wurde und jetzt repariert wurde, und andererseits gilt es festzuhalten, dass es hier zu einem groben politischen Fehler gekommen ist, der schlicht und ergreifend im hohen Maße beschämend war und bestürzend war. 

Vielleicht kurz zur Vorgeschichte. Sie alle wissen, der kosmos.frauenraum ist eine Institution im 7. Bezirk, die seit vielen Jahren dafür kämpft, dass Frauen in dieser Stadt einen eigenen Raum bekommen, in dem sie ihre Arbeiten zeigen, präsentieren, spielen können. 

Das war eine durchaus immer wieder holprige Geschichte dieses kosmos.frauenraums. Die Bundesregierung hat sich dem frauenraum gegenüber nicht immer nur gütlich gezeigt, und auch mit der Stadt hat es immer wieder Verhandlungen gebraucht, um sicherzustellen, dass der kosmos.frauenraum die Mittel bekommt, die er braucht. 

Die Mittel, die er braucht, liegen bei den Mitteln, die so eine durchschnittliche Wiener Mittelbühne auch bekommt. Sie werden vom kosmos.frauenraum mit 10 Millionen S im Jahr angegeben. Bekommen tun sie de facto wesentlich weniger. Und das führt natürlich zu Problemen, das ist gar keine Frage. 

Nun hat sich die Wiener Stadtregierung offenbar durchgerungen, dem kosmos.frauenraum für die zweite Hälfte des Jahres 2002 doch noch einmal ein Geld zu geben. Das ist auch ganz begrüßenswert, und das finden wir auch ganz erfreulich, grundsätzlich. 

Denn was dann geschah, hat uns in hohem Maße bestürzt. Wir mussten nämlich feststellen, dass diese Subvention tatsächlich geknüpft wurde an eine Bedingung. Und diese Bedingung lautete nicht, man muss das ordnungsgemäß abrechnen, so wie alle anderen Subventionen sinnvollerweise auch, sondern diese Überbrückungssubvention für das laufende Jahr - und man beachte "für das laufende Jahr" - wurde mit der Bedingung verknüpft, die folgendermaßen im Begründungstext des Aktes lautet: "Als weitere Bedingung für die Subventionserteilung gilt, dass die Position der Leitung ab 1. Jänner 2003 vom Verein im Einvernehmen mit der Kulturabteilung der Stadt Wien ausgeschrieben wird." 

Das ist sehr ungewöhnlich, eine Subvention für das laufende Jahr an die Bedingung einer Ausschreibung für das nächste Jahr zu knüpfen. Und was daran noch viel, viel ungewöhnlicher ist, ist: Die Betroffenen wussten davon nichts, aber auch gar nichts. Auf meine Nachfrage im Kulturausschuss: "Na sagen Sie mal, haben Sie mit der Frau Klein gesprochen?", bekam ich die lapidare Antwort: "Nein, aber das moch ma dann schon." 

Meine Damen und Herren! Sie wissen, dass die GRÜNEN immer für Ausschreibungen eingetreten sind, und wir werden das auch in Zukunft tun. Aber man kann nicht in dieser Weise vorgehen. Das ist ein völlig unzulässiger Vorgang der politischen Einflussnahme, den wir striktest zurückweisen müssen. 

Sie müssen sich vorstellen, die Frau Klein bekommt am 10. Mai dieses Jahres einen Brief, in dem steht drinnen: "Nach Prüfung der vorgelegten Unterlagen können wir Ihnen nunmehr mitteilen, dass die MA 7 dem nächsten Gemeinderat einen Antrag vorlegen wird, der eine weitere Betriebssubvention für den kosmos.frauenraum in der Höhe von 145 300 EUR für das Jahr 2002 zum Gegenstand haben wird." 

Na, wie mir die Barbara Klein das ein paar Tage vor dem Ausschuss erzählt hat, habe ich mir gedacht: "Sehr fein, gut, da sind wir einer Klärung näher gekommen." - Das heißt, die Barbara Klein, mit der noch am 10. Mai kommuniziert wurde, hatte keine Ahnung, dass nur wenige Wochen später im Kulturausschuss ein Akt vorliegen würde, den sie formal ja auch nie zu Gesicht bekommen hätte, wie Sie alle wissen, auf dem festgehalten wird, dass das Geld für das laufende Jahr nur unter der Bedingung der Ausschreibung des Leitungspostens vergeben wird. 

Wir halten diese Vorgehensweise für höchst unzulässig, für eine Vorgangsweise, die dieser Stadt und ihrer Kulturpolitik nun wahrlich nicht würdig ist und die auch in hohem Maße menschenverachtend ist, wenn ich daran denke, was dann für Aussagen von so manchem SP-Politiker und so mancher SP-Politikerin kamen, die dann angefangen haben zu erklären, warum die Frau Klein halt irgendwie wirklich mühsam ist. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Das Kriterium mühsam, anstrengend oder auch Quälgeist ist kein Kriterium, das für eine Subventionsvergabe geltend gemacht werden darf. Wenn man der Meinung ist, jemand ist mühsam, dann soll man ihm gar kein Geld geben. Aber dann tun wir bitte nicht so, als ob es zulässig wäre, dass die Politik sich in die Personalagenden eines unabhängigen Vereins einmischt. Das kann wohl nicht sein. (Beifall bei den GRÜNEN und des StR Dr Peter Marboe.)

Und da, meine Damen und Herren, da macht Wien gar nichts besser als der Bund. Denn Sie wissen alle, auch ich habe immer wieder lautstark kritisiert, wenn der Bund genau dieses versucht hat, genau diese Formen der Herangehensweise an alles, was kritisch ist, um diese umzubringen. Das kann ja wohl nicht wahr sein. 

Und es wurde dann sozusagen im Ausschuss darüber debattiert, was da jetzt eigentlich drinnen steht. Das wurde dann abgetan mit als "das ist doch ganz normal", und auch in weiteren Pressemeldungen wurde gesagt: "Ja, aber das haben wir beim Rabenhof und bei der Freien Bühne Wieden auch gemacht." - Nein, das haben Sie nicht gemacht! Dort haben Sie die einzig richtige Vorgangsweise gewählt, nämlich mit den Betroffenen eine einvernehmliche Regelung zu finden. Und das nennt sich Kommunikation. Und so schwierig kann das ja nicht sein, mit Kulturschaffenden zu kommunizieren, darüber zu reden, was man sich vorstellt oder auch nicht. Und wenn dieser unabhängige Verein das nicht will, dann ist die einzige Entscheidung, die man treffen kann, ihm kein Geld zu geben. Aber Derartiges passiv in einen Subventionsakt hineinzuschreiben, ist himmelschreiend. Ich kann das eigentlich nur erklären mit einer völligen Verblendung der Macht, die offensichtlich von der SPÖ hier Besitz ergriffen hat. 

Und das, was daran so besonders auffällig ist, ist, dass es sich hier natürlich um eine ganz massive Grenzüberschreitung gehandelt hat. Denn wo beginnt dieses "mit Personalentscheidungen treffen" und wo hört es auf? 

Im selben Ausschuss haben wir eine Subvention für den Verein Wespennest beschlossen, der eine sehr, sehr gute und anerkannte Literaturzeitschrift führt. Wenn Ihnen demnächst der Chefredakteur dieser Zeitung nicht passt, hätten Sie dann auch diesen Passus hineingeschrieben, mit 1.1.2003 ist ein neuer Chefredakteur oder eine neue Chefredakteurin zu finden?

Wie ist denn das mit der Subvention der Kunsthalle? Ist es denn so, dass, wenn Sie dort anrufen und die Sekretärin ist am Telefon, nicht besonders freundlich, Sie in den nächsten Subventionsakt hineinschreiben: Aber nur wenn die Sekretärin gefeuert wird? Ist das die Vorgehensweise der SPÖ in dieser Stadt? Ist das Kulturpolitik einer Sozialdemokratischen Partei? - Also ich glaube nicht. 

Und dass das nicht nur mich und den Peter Marboe erregt, das können Sie ja wohl daran ablesen, wie viele Kulturschaffende in dieser Stadt heftigst gegen diese Vorgangsweise protestiert haben. Ich darf hier nur zitieren aus einer Pressemitteilung der IG-Kultur Österreich, der IG-Kultur Wien und der IG-Freie Theaterarbeit. Unter dem Titel "Autonomie der Freien Kulturarbeit muss unangetastet bleiben" schreiben sie: "Es kann nicht sein, dass plötzlich für einen Verein ganz andere Regeln gelten als für andere Vereine. Wer zahlt, schafft an, ist keine Basis für eine konstruktive Kulturpolitik." Oder: "Dieses Vorgehen von Kulturstadtrat Mailath-Pokorny könnte fatale Beispielwirkung haben. Die Autonomie und Unabhängigkeit der Freien Kulturarbeit muss unangetastet bleiben. Zukunftsentscheidungen sind ausnahmslos mit den Betroffenen abzustimmen."

Das Unabhängige Frauenforum, das ja auch von der einen oder anderen SPÖ-Politikerin mitgetragen wird, schreibt: "Wer jetzt glaubt, dass hier die blau-schwarze Regierungspartei ihr" - Barbara Klein - "an den Kragen will, der täuscht sich. Wenngleich Morak Mitschuld ist, dass der kosmos.frauenraum nicht arbeiten kann, es ist Mailath-Pokorny, Wiener Kulturstadtrat der SPÖ, der nun in einer einzigartigen und auch vereinsrechtlich sehr umstrittenen Aktion weitere Subventionen davon abhängig macht, dass die Leitung des kosmos neu ausgeschrieben wird."

Und schlussendlich hat die kulturpolitische Kommission auch ein Rechtsgutachten eingeholt. Denn tatsächlich ist es so, dass dieser Passus nicht nur himmelschreiend ist, sondern er ist auch rechtswidrig, meine sehr geehrten Damen und Herren. Also eines kann man eigentlich schon von einer Kulturverwaltung dieser Stadt erwarten: dass sie weiß, was rechtskonform ist und was nicht und was in einem Rechtsstaat ein unabhängiger Verein ist.

Die kulturpolitische Kommission hat ein Gutachten bei Lessiak & Partner Rechtsanwälte in Auftrag gegeben, in dem Folgendes steht: "Damit" - nämlich mit dieser Bedingung - "wird in das Recht des Vereins der freien Vereinsbetätigung, das einen Teil des verfassungsrechtlich gewährleisteten Rechts auf Vereinsfreiheit darstellt, eingegriffen."

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich bin auch keine Juristin, aber es hat nicht eines Jusstudiums bedurft, um zu wissen, dass der Passus in diesem Subventionsakt schlicht und ergreifend rechtswidrig ist.

Ich zitiere weiter das Gutachten: "Auf Grund der mittlerweile unstrittigen Fiskalgeltung der Grundrechte, die das Handeln staatlicher Organe auch im privatwirtschaftlichen Bereich an die Grundrechte bindet, stellt die von der Gemeinde Wien verlangte Förderungsbedingung eine Verletzung des Grundrechts der Vereinsfreiheit dar." Na bum! Da hat die SPÖ sich aber angestrengt, in das Grundrecht auf Vereinsfreiheit so mir nichts, dir nichts einzugreifen und dann auch noch zu behaupten, dass das, was Peter Marboe und ich da ankreiden, doch ganz normal wäre. Das ist nicht normal! (Beifall bei den GRÜNEN, des StR Dr Peter Marboe sowie des GR DDr Bernhard Görg.) 
Und das ist umso bedauerlicher, wenn man sich Revue passieren lässt, was StR Mailath-Pokorny zu Beginn seiner Amtsperiode so an schönen Worten von sich gegeben hat. Und es ist ein bissel bedauerlich, dass er bei dieser Debatte jetzt auch nicht im Raum ist. (Zwischenrufe bei der SPÖ.) Aha, aber da hinten versteckt. Okay, gut, gut, passt schon. Manchmal ist es besser, sich hinter der Bank zu verstecken, das wissen wir alle. (Anhaltende Zwischenrufe bei der SPÖ.) 
Vorsitzender GR Günther Reiter (unterbrechend): Bitte fortzufahren!

GRin Marie Ringler (fortsetzend): Ich erkenne an der aufgeregten Stimmung der Sozialdemokratischen Partei, dass Sie doch vielleicht ein bisserl ein schlechtes Gewissen haben, und das sollten Sie auch haben, dieses schlechte Gewissen. Das sollten Sie auch haben. (Beifall bei den GRÜNEN und bei Gemeinderäten der ÖVP. - Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.) 
Sehr geehrte Damen und Herren! Wenn Sie sich wieder etwas beruhigt haben und mir wieder zuhören können, dann will ich doch noch einmal festhalten, dass das, was hier passiert ist, wirklich jenseits von Gut und Böse ist, dass es einer sozialdemokratischen Kulturpolitik wirklich und wahrhaftig nicht gut ansteht und dass wir uns aber darüber freuen, dass dieser Fehler spät, aber doch erkannt worden ist und nunmehr etwas behelfsmäßig repariert wird. 

Allerdings, und das finde ich auch wieder nicht ganz unproblematisch, Sie wissen, wir bringen einen Abänderungsantrag zum Subventionsakt ein. Sie können dem, so höre ich, nicht zustimmen, denn was in dieser Begründung steht, so sagen Sie, das können Sie nicht mitbeschließen. 

Ja, meine Damen und Herren, das, was in Ihrer Begründung steht, ist schlicht und ergreifend Verniedlichung, und daher werden wir zwar sehr wohl unserem Abänderungsantrag zustimmen, aber nicht dem Ihren.

Und weiters bringen Sie einen Antrag ein, der lautet auf eine strukturelle Transparenz durch klare Trennung der Träger und der Geschäftsführung sowie einen mittelfristigen Finanzplan. Also wenn Sie dazu einen Antrag brauchen, dann frage ich mich, was Sie eigentlich den ganzen Tag tun, denn eigentlich wäre mittelfristige Finanzplanung für den kosmos.frauenraum schon seit mehreren Jahren angesagt gewesen, und eigentlich ist es eine Selbstverständlichkeit, dass Sie das tun.

Bei diesen Selbstverständlichkeiten und bei der Frage der Trennung der operativen Geschäftsführung und der gesellschaftsrechtlichen Träger sind wir grundsätzlich d’accord. Aber nachdem völlig unklar ist, in welcher Form Sie jetzt mit dieser Sachfrage umgehen werden, werden wir diesem Antrag nicht zustimmen, sondern mit sehr aufmerksamem Auge zusehen, wie Sie hier weiter mit dem kosmos.frauenraum vorgehen.

Wir bringen also folgenden Abänderungsantrag ein. Der Antragstext für die Subvention an den Verein Link*Verein für weiblichen Spielraum soll folgendermaßen lauten: 

"Dem Verein Link*Verein für weiblichen Spielraum wird im Jahr 2002 eine weitere Subvention in der Höhe von 145 300 EUR gewährt. Die Bedeckung ist auf Haushaltsstelle 1/3240/757, Förderung der Darstellenden Kunst, laufende Transferzahlungen an private Organisationen ohne Erwerbszweck, im Voranschlag 2002 gegeben."

Wir beantragen in formaler Hinsicht die sofortige Abstimmung dieses Antrags.

Elfriede Jelinek hat in sehr prophetischer Weise anlässlich der Eröffnung des kosmos.frauenraums eine Rede gehalten, in der sie auf die Schwierigkeiten einer solchen Gründung hingewiesen hat. Sie hat Folgendes gesagt, und ich würde vorschlagen, Sie hören genau zu, und dann überlegen Sie sich, wie Sie weiter in dieser Stadt Kulturpolitik machen wollen:

"Und glaubt man einmal, sich ein Stück Schatten samt Zwischenreich erkämpft zu haben, ist es plötzlich wieder weg. Es hat eine Gründung von einem frauenraum stattgefunden, aber das hat nichts begründet und man kann es den Frauen auch wieder nehmen, was sie da bekommen haben oder auch gar nicht wirklich bekommen haben, ohne Begründung."

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich hoffe sehr, dass diese Worte von Elfriede Jelinek nicht Zukunftsvisionen der SPÖ sind, und ich hoffe sehr, dass Ihnen das Kapitel oder man mag ja fast schon sagen, der Bauchfleck kosmos.frauenraum eine Lehre war. So sollten Sie keinesfalls die nächsten vier Jahre Legislaturperiode Kulturpolitik machen. Denn Kulturpolitik heißt, mit den Menschen dieser Stadt kommunizieren und reden und nicht, ihnen über Subventionsakte etwas anschaffen wollen. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN sowie des StR Dr Peter Marboe.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr StR Dr Marboe. Ich erteile es ihm.

StR Dr Peter Marboe: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Frau Kollegin Ringler hat jetzt in einem mich wirklich beeindruckenden, seriösen und sich auf einem Level der Auseinandersetzung befindenden Redebeitrag versucht, etwas darzulegen, was wir sehr ernst nehmen sollten, und ich finde es wirklich enttäuschend und ungehörig, wie seitens der Sozialdemokratischen Fraktion darauf reagiert wird. Hier wird gelacht, hier wird gesprochen, der Herr Stadtrat geht hier auf und ab, umgibt sich mit seinen Getreuen, damit es nicht an sein Ohr dringt, was hier gesagt wurde. Ich finde die Reaktion auf das, was hier gesagt wurde, und auf das, wie es gesagt wurde, wirklich unwürdig, um es milde auszudrücken, meine Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP und bei den GRÜNEN.) 

Denn lesen Sie das Protokoll nach, mit welcher fundierten und ernst gemeinten Argumentation die Frau Ringler hier versucht hatte, etwas aufzurollen und einem Dialog zuzuführen, was wirklich ein erstmaliger Skandal in dieser Stadt ist, meine Damen und Herren. Und Sie gehen lustig herum, ringen die Hände und sagen: War eh alles nix! - Ich sehe keine Reue, keine Zerknirschtheit, nix sehe ich hier in den Gesichtern, und es stünde Ihnen aber gut an. 

Wissen Sie warum? - Weil Sie heute einen Antrag stellen, weil Sie einen Antrag stellen, den Sie erst einmal erklären müssen, warum Sie das tun. Sie versuchen es ja. Jetzt muss man sich vorstellen, geschäftsordnungsmäßig. Da wird im Kulturausschuss ein Antrag gestellt. Der stößt auf Widerspruch. Darauf sind die GRÜNEN und wir fair genug, zu sagen: Meine Damen und Herren von der Regierungsfraktion, seid ihr von allen guten Geistern verlassen? Ändert das doch, dann können wir zustimmen. Nehmt doch diese vier Zeilen heraus, dann kriegen Sie unsere Zustimmung. Haben wir vor Zeugen ähnlich formuliert und gesagt. Darauf wird ein bissel getuschelt vom Herrn Kultursprecher und dem Herrn Stadtrat, darauf werden die Köpfe geschüttelt, und dann kommt eine unglaublich arrogante Antwort: Wir bleiben dabei, das ist uns Wurscht. Das ist völlig normal, hat der Herr Woller gesagt, was sich hier abspielt. So war es immer schon. 

Und dann kommt im "profil" ein skandalöser und unerträglicher Vergleich mit dem Schauspielhaus. Also das schlägt ja wirklich dem Fass den Boden aus. Eine Ausschreibung, die von A bis Z integer abgewickelt war, wo es keine Verstimmung gab, wo selbst ein Paulus Manker gesagt hat: Ich bin zwar ang’fressen, dass ich es nicht geworden bin, aber ich habe keinen Grund, böse auf irgendwen zu sein, weil die Abwicklung ausgesprochen transparent und in Ordnung war. - Das wird dann verglichen mit einem solchen skandalösen Vorgehen. Meine Damen und Herren, das ist inakzeptabel! (Beifall bei der ÖVP und bei den GRÜNEN.) 

Und ich bitte Sie auch, meine Antwort auf dieses Interview im "profil", im jetzigen "profil" auf Seite 6 nachzulesen, um Ihnen hier ein bisschen Zeit zu ersparen. Und gehen Sie nicht reflexartig her und sagen, das schauen wir uns gar nicht an, sondern setzen Sie sich, wozu Sie heute eingeladen wurden, von der Frau Ringler und von mir, einmal ernsthaft mit etwas auseinander. Nur die absolute Mehrheit zu haben, ist nicht Argument genug in der Kulturpolitik. (Beifall bei der ÖVP und bei den GRÜNEN.) 

Nur, das Leben ist ja gerecht. Das Leben ist ja gerecht. Reflexartig, möchte ich schon sagen, wie immer bei solchen Anlässen, ist einmal der Bund schuld. Auch das steht wieder im Interview vom Herrn Stadtrat im "profil": Eigentlich ist ja der Bund schuld. (Zwischenrufe bei der SPÖ.) Augenblick. Also höre ich recht, der Bund ist schuld? - Meine Damen und Herren! Der Herr Mailath hat nicht den Morak gemeint, der hat den Herrn Wittmann gemeint. Jetzt werde ich alles weitergeben an die frühere Bundesregierung, was Sie mir da gerade entgegenrufen. Der Skandal und das Auslassen ist ja in der Wittmann-Regierung passiert. Und welche Büros sind denn besetzt worden vom kosmos.frauenraum? - Nicht der Herr Morak, der Herr Wittmann und der Herr Mailath sind besetzt worden. Man braucht ja nur an der Biegung des Flusses zu sitzen und sich anzuschauen, wie die Leichen an einem vorbeischwimmen. 
Also wir haben gehört, der Bund ist schuld. Der Bund war Wittmann und Mailath, und jetzt muss der arme Mailath auf der anderen Seite das auskochen, was er sich drüben eingebrockt hat, meine Damen und Herren. (Beifall bei der ÖVP.) 
Also so gesehen, ist das Leben ja gerecht. Das steht ja schon in der Bibel. 

Aber jetzt ist schon etwas Bedenkliches. Dauernd ist von Frauen die Rede. Man will Frauen fördern und so weiter. Tatsache ist, dass bisher keine einzige künstlerische Leitung mit einer Frau besetzt wurde und dass man jetzt versucht, eine der wenigen Frauen, die eine künstlerische Intendanzverantwortung hat, aus ihrer Funktion zu jagen. Na, gratuliere zu einer solchen Frauenkulturpolitik in unserer Stadt.

Und das ist jetzt nicht von mir, nicht dass Sie glauben, das erfinde ich. Jetzt wird es schon problematisch. Ich habe ja immer den Verdacht gehabt, dass da irgendeine Verletzung vorliegt, weil die Frau Klein bei der Tanzhauseröffnung ein Transparent gehalten hat: "Muss man jetzt wieder SP-Mitglied sein, um zu einer Subvention zu kommen?" Ich habe mir gedacht, das ärgert sozusagen die jetzt Herrschenden, und der Verdacht ist ja auch nicht ganz von der Hand zu weisen, weil so schnell ist es schon lange nicht gegangen. 

Ich meine, jetzt wirklich, weil schon wieder "Morak" gesagt wurde: Man stelle sich einmal guten Gewissens in diesem Haus vor, wir hätten so etwas jetzt von Bundesseite erlebt. Der Herr Morak sagt: Ja, ist recht, wir subventionieren das Depot mit 2,3 Millionen. Wir machen das. Aber nur, wenn der Zingel dort nicht mehr Leiter ist. Na, ich möchte wissen, wie wir hier heute diesen Skandal diskutieren würden. Nur, der Morak denkt nicht an eine solche Ungehörigkeit. Das ist Ihnen überlassen geblieben! Das ist eine Neueinführung Ihrer Kulturpolitik, meine Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP.) 

Aber die IG-Kultur Österreich, die IG-Kultur Wien und die IG-Freie Theaterarbeit, apropos Frauenkulturbericht, schreibt Folgendes. "Abgesehen davon, dass diese Vorgangsweise keineswegs mit den Betroffenen abgesprochen war, scheinen auch durchaus persönliche Motive bei dieser Entscheidung im Spiel gewesen zu sein. Es liegt der Verdacht nahe, dass mit diesem Schritt auf eine Protestaktion von Kosmos-Leiterin Barbara Klein reagiert werden sollte, die bei der Eröffnung des Tanzquartiers im Herbst letzten Jahres gegen die Benachteiligung von Frauen im Kulturbetrieb demonstriert hatte." - Also herumgesprochen scheint sich das noch nicht zu haben, dass Sie etwas für Frauen überhaben, meine Damen und Herren. 

Jetzt glaube ich Folgendes, und das hat Frau Ringler, und ich kann mir daher vieles ersparen, schon sehr ausführlich gesagt. Frau Kollegin Ringler hat die Vorgänge im Kulturausschuss sehr einprägsam geschildert, auch sehr korrekt geschildert. So wie sie es gesagt hat, war es auch. Und so wie sie es gesagt hat, muss es auch gewesen sein, denn sonst würde nicht die Sozialdemokratische Fraktion heute reumütig einen Abänderungsantrag einbringen, der ihren eigenen Vorschlag im Kulturausschuss abändern möchte, den wir ja schon selber angeregt haben, um hier eine Korrektur vorzunehmen, meine Damen und Herren. Ich komme dazu noch gleich. 

Und jetzt ist schon etwas. Frau Ringler hat heute, ich glaube, zum dritten oder vierten Mal, wissend, wie das ankommt bei Ihnen, das Wort "menschenverachtend" erwähnt. Und ich habe gestern gesagt: Sagen Sie mir ein anderes Wort für alles das, was in dieser Stadt seit Ihrem Regierungsantritt geschehen ist. 

Kommt es nicht sehr, sehr nahe, und mir fällt kein besseres Wort dazu ein, wenn man, ohne mit der betroffenen Person ein Gespräch zu führen, dann, um eine Ungehörigkeit mit einem Akt zu korrigieren, Gerüchte in die Luft setzt, Gerüchte in den Raum setzt? Es kommt ja nach mir ein Sprecher Ihrer Fraktion. Ich kann nur hoffen, dass dort Klarheit geschaffen wird. Ja, da war was. Da ist was arbeitsrechtlich, da gibt es Streitereien, Konkurs, da gibt’s Gerichtsverfahren. Auf einmal wird etwas - nicht im Akt, nicht so, dass es die Opposition auch korrekt erfahren kann - so in den Raum gestellt.

Meine Damen und Herren! Vollkommen unabhängig von der Person der Frau Klein gilt für unsere Fraktion und gilt nach unserem Weltbild einmal die Unschuldsvermutung. Das ist ein Prinzip des Zusammenlebens, das man hoch achten sollte. (Beifall bei der ÖVP.) 

Und alles andere hat man zu argumentieren, und ich erwarte mir diese Argumentation heute im Zusammenhang mit diesem Akt. Denn so einfach kann man es sich nicht machen, dass man jemanden, den man aus irgendwelchen Gründen ablehnt, einfach junktimiert mit einer Ablöse. Wenn wir das einmal zulassen, dann wäre das eine derartig dramatische Veränderung des kulturpolitischen Klimas in dieser Stadt, mit der wir jedenfalls nichts zu tun haben wollen. 

Meine Damen und Herren! Ich habe es schon mehrfach gesagt, da hat Herr Kollege Mailath-Pokorny Recht, das ist eine Wiederholung, aber es muss auch eine Wiederholung sein, weil wir es nicht gehört haben sechs Jahre in der Stadt. Wir haben in Wien den Satz "wer zahlt, schafft an" sechs Jahre nicht gehört. Und wir hören ihn heute wiederholt. Einmal heißt es "wer zahlt, hat Recht" in der Zeit im Bild. Einmal heißt es "wer zahlt, schafft an" in Interviews, in Medien, in Publikationen. Wollen Sie wirklich, dass das das Motto der neuen sozialdemokratischen Kulturpolitik in dieser Stadt ist, meine Damen und Herren? Wir jedenfalls werden, was immer wir tun können, das nicht unterstützen und zulassen. 

Und jetzt hat Frau Ringler - wir haben es hier auch angestrichen - immerhin ernsthafte Vorwürfe weitergegeben und in den Raum gestellt. Bruch des Vereinsrechts. Bruch des Verfassungsrechts. Da kann man sich nicht mit Lächeln drüberschwingen und sagen, na was ist das schon. Das ist etwas, meine Damen und Herren, und das wird, solange wir etwas hier zu reden haben, auch immer etwas bleiben. 

Und deshalb haben wir uns die Anträge gut angeschaut. Den Antrag von den GRÜNEN werden wir unterstützen, einfach weil er korrekt formuliert ist. Da steht genau das drinnen, was Sie im Grunde auch spüren, weil sonst würden ja nicht Sie einen Abänderungsantrag stellen. 

Und deshalb bin ich auch enttäuscht, dass Sie nicht den Mut haben und die Courage haben und wie ich meine etwas tun, was in kulturpolitischen Auseinandersetzungen wirkliches Gebot ist, nämlich einfach fair zu sagen: Das war ein Unsinn. Wir haben uns da geirrt. Wir hätten das nicht so tun sollen. Wir glauben, dass das missverständlich war. Und wir wollen mit dieser Art von politischer Arroganz nichts zu tun haben. 

Na passen Sie auf, ob das alle verstehen. Dann lese ich jetzt Ihre Begründung vor. Sie schreiben, und das ist für mich nichts anderes als ein Weiterführen genau dieser Arroganz, von der Sie endlich Abstand nehmen sollten. Sie schreiben in der Begründung - noch einmal: da steht der Vorwurf des Verfassungsbruchs im Raum, des Bruchs des Vereinsrechts, der Menschenverachtung und so weiter, das steht alles heute hier herinnen, und Sie schreiben -: "Da durch die Formulierung des vom Gemeinderatsausschusses Kultur und Wissenschaft beschlossenen Antragstextes die Magistratsabteilung 7 - Kultur eventuell" - eventuell - "an der Auszahlung des zu beschließenden Betrags gehindert sein könnte, stellen die gefertigten GemeinderätInnen gemäß § 27 Abs. 1 der Geschäftsordnung folgenden Abänderungsantrag." 

Also, so ein Zynismus! Der wird nur dadurch überboten, dass Sie im Kulturausschuss gesagt haben: Die Frau Klein kann sich ja wieder bewerben, und der Herr Düriegl kann sich ja auch wieder bewerben. Das ist ein Zynismus, den wir sechs Jahre nicht gehabt haben in unserer Stadt, meine Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP.) 

Und der zweite Antrag ist ja noch skurriler. Wo ist denn der Herr Stadtrat? Du, verehrter Herr Kollege, wenn du dir das gefallen lässt, ich meine, dann kennt sich niemand mehr aus. Ist noch jemand da von den Medien? Da lässt sich ein Stadtrat gefallen, dass ihm von der Partei - das muss man sich vorstellen -, dass ihm von der Partei durch einen SPÖ-Antrag die Ermächtigung erteilt wird, mit seinen Beamten zu reden. (Oh-Rufe bei der ÖVP.) Ich habe so was Skurriles überhaupt noch nicht erlebt. Lesen Sie doch das genau durch. Die Magistratsabteilung 7 - Kultur wird beauftragt ... Als ob das nicht der Herr Mailath selber machen könnte. Ich habe meine Beamten beauftragt, wenn ich wollen hab. Also Führungsschwäche - wollen wir nicht davon reden: Du kannst doch nicht im Ernst, bitte, eine Ermächtigung des Gemeinderats brauchen, noch dazu vermutlich nur deiner eigenen Fraktion, um mit deinen Beamten einmal Tacheles zu reden, was sie zu tun haben, wenn es um einen solchen skandalösen Subventionsakt geht. Na, lies dir das genau durch. Ich kann nur hoffen, dass ihr das geschwind zurückzieht, weil das ist eine Bankrotterklärung der politischen Autorität eines Ressortleiters, meine Damen und Herren. (Beifall bei der ÖVP.) 

Und deshalb werden wir schon aus diesem Grund diesem Antrag auch nicht zustimmen. 

Was das andere betrifft, so wird jetzt sehr viel davon abhängen, ob Sie es bei den Gerüchten, und an diesen wird schon was dran sein, belassen oder ob wir jetzt bei den nachfolgenden Redebeiträgen einmal genau erfahren können, worum es eigentlich beim kosmos.frauenraum wirklich geht und was wir diesbezüglich zu erwarten haben. - Danke schön. (Beifall bei der ÖVP und der GRin Dr Sigrid Pilz.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Ernst Woller. Ich erteile es ihm.

GR Ernst Woller (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Die Situation, wie der kosmos.frauenraum entstanden ist, ist ziemlich klar. Es war dies eindeutig eine Initiative von Bundeseinrichtungen. Es waren zugegebenermaßen SPÖ-Minister und Ressortverantwortliche, die vor einigen Jahren die Idee, einen kosmos.frauenraum einzurichten, unterstützt haben, initiiert haben und auch Subventionen gewährt haben und weitere Zusagen gemacht haben. Es war die Frauenministerin Barbara Prammer und es war der Kunststaatssekretär Peter Wittmann, die diese Unterstützung seitens der Bundesregierung gegeben haben.

Ich verstehe schon, dass es der ÖVP heute unangenehm ist, wenn man sagt: Der Bund, und zwar die schwarz-blaue Regierung, hat diesen kosmos.frauenraum in Stich gelassen, hat nicht gezahlt und hat bis zuletzt auch jegliches Gespräch verweigert.

Und es ist eine wirkliche Unerhörtheit, und das hat es auch noch nicht gegeben, dass KulturvertreterInnen mit Gewalt aus einem Büro des Kunststaatssekretärs entfernt werden. Und es ist auch unglaublich, dass es der Herr Frauenminister seinen BeamtInnen untersagt, seit zwei Jahren zu jeglichem Gespräch mit der Stadt Wien zu kommen, weil sie einfach kein Gespräch über diese Frage führen wollen. 

Und eben weil der Bund jegliche Unterstützung und jegliches Gespräch verweigert hat, hat Wien seinen Beitrag geleistet und auch diesen Beitrag in den letzten Jahren erhöht. Und ohne die Unterstützung der Stadt Wien in den letzten Jahren, und das sind schon mehr als 20 Millionen S, würde es heute das Thema kosmos.frauenraum überhaupt nicht mehr geben. Wir sind dafür, wir waren dafür und wir werden in Zukunft dafür sein. (Beifall bei der SPÖ.) 

Es war immer klar, dass zumindest die Hälfte der Bund bezahlt und die Hälfte die Stadt Wien. Das war immer die Vereinbarung. Der Bund hat nicht gezahlt. Wien hat mehr gezahlt. Durch den Einsatz der Mittel der Stadt Wien ist es dazu gekommen, dass der kosmos.frauenraum vor zwei Jahren eröffnet werden konnte. Es wurde zwei Jahre ein sehr gutes Programm gemacht, wo man erkennen konnte, dass das Konzept aufgeht und dass es eine kulturpolitisch sehr wichtige Einrichtung in dieser Stadt ist, die wir auch wollen, und daher haben wir auch die Subventionen in den letzten Jahren erhöht. 

Und das waren die Sozialdemokraten, Herr StR Marboe, die in den letzten Jahren die Subvention erhöht haben. Die Subvention hat in der Amtszeit von Ihnen 1,4 Millionen S betragen, dann 2 Millionen S, letztes Jahr unter Andreas Mailath-Pokorny 6 Millionen S, nur das Betriebsbudget, und heuer sind wir bei 5 Millionen S. Das heißt, ohne die Unterstützung der Stadt Wien und ohne das Bekenntnis der Wiener Sozialdemokraten würde es den kosmos.frauenraum nicht geben. Und wir sind froh, dass es ihn gibt, und wir sind auch daran interessiert, dass es ihn in Zukunft gibt und dass er in der Zukunft in einer Art und Weise abgesichert wird, dass wir nicht jeden Monat darüber diskutieren müssen, ob es ihn geben soll oder nicht. (Beifall bei der SPÖ.) 

Es gibt aber gewisse Fragen, die unklar sind. 

Unklare Fragen, die einfach geklärt werden müssen, wenn man Politik sorgsam macht und auch sorgfältig die Subventionsvergabe durchführt. Die unklare Zukunft, dass ein Konkurs im Raum gestanden ist. Der Konkurs wurde nicht von der Stadt angemeldet, sondern vom kosmos.frauenraum selbst. Er wurde dann Gott sei Dank wieder zurückgezogen, er steht aber nach wie vor im Raum.

Es gibt die unklare Situation, die Frage: Was ist der kosmos.frauenraum? - Im ursprünglichen Konzept war das ein Frauenraum und nicht eine Mittelbühne. Heute wird immer wieder darüber diskutiert, auch von Ihnen, das sei eine Mittelbühne. Das ist keine Mittelbühne und daher ist es auch nicht mit den Kriterien einer Mittelbühne zu bewerten und zu subventionieren. 

Das Dritte ist, es gibt unklare Strukturen im Verein. Das ist jetzt nicht die Schuld der vor allem Damen in dieser Organisation, sondern das ist auch eine Schuld aus dieser unklaren Finanzsituation seitens des Bundes, dass hier Konstruktionen gewählt wurden, die zumindest uns nicht optimal erscheinen. Wenn es Ihnen optimal erscheint, dann müssen Sie es sagen. Aber es ist nicht eine optimale Situation, wenn der Trägerverein von der Frau Vorsitzenden Barbara Klein geführt wird, wenn es eine Gesellschaft gibt, die das operative Geschäft macht, die zu 100 Prozent der Frau Barbara Klein gehört und es dann vom Verein einen Auftrag an die Geschäftsführerin – Barbara Klein - bis ins Jahr 2003 oder 2005 gibt. 

Also hier gibt es keine Gewaltentrennung zwischen dem Verein, der quasi Aufsichtsrats- und Kuratoriumsfunktion hat, gesellschaftlicher Träger ist, und der Geschäftsführerin, die das operative Geschäft führt. Daher ist es eine Situation, mit der man auch als Subventionsgeber nicht glücklich sein kann und es gibt Beispiele, wo wir ähnliche Situationen versucht haben zu klären. 

Ein gutes Beispiel ist die "Freie Bühnen Wieden", die Sie uns in dieser unklaren Situation hinterlassen haben. Bei der "Freien Bühne Wieden" gab es zwei Vereine, wo jeder gesagt hat, wir sind der ordentliche Verein. Heute ist es so, dass die Vereinsfrage nach der Intervention durch die MA 7 geklärt ist. Es gibt einen völlig unabhängigen Verein. (StR Dr Peter Marboe: Vorher! Vorher!) Jetzt ist es geklärt worden, jetzt ist es geklärt worden. (StR Dr Peter Marboe: Vorher! Vor der Subvention! Ursprünglich!) Ja, jetzt ist es geklärt worden. Also es gab tatsächlich eine Situation, die viele Fragen aufgeworfen hat, eine unklare Zukunft hatte. 

Letztes Jahr haben wir 5 Millionen S für den kosmos.frauenraum als ordentliche Betriebssubvention beschlossen. Wir haben dann zusätzlich 1 Million S Entschuldung beschlossen. Heuer hatten wir 3 Millionen S beschlossen und es kam jetzt noch einmal ein Ansuchen der Betreiberinnen des kosmos.frauenraums um 2 Millionen S, gleichzeitig aber mit der Information, dass 

1. der Betrieb sofort eingestellt werden muss,

2. ein Konkursantrag im Raum steht, 

3. und das ist nicht eine Information, die geheim ist, das weiß jeder. Das wissen Sie, das weiß die Öffentlichkeit, dass es zumindest eine Reihe von ... (StR Dr Peter Marboe: Nicht jeder!) Also unter uns gesagt, der zuständige Referent der GPA hat den früheren Klubobmann Hannes Prochaska informiert - wenn es bei Ihnen keine Kommunikation gibt, dann ist das Ihr Problem -, aber es war bekannt. Es war bekannt, dass es eine Vielzahl von arbeitsrechtlichen Verfahren zwischen dem kosmos.frauenraum und Mitarbeiterinnen oder dienstfrei gestellten Mitarbeiterinnen gibt, die einen Betriebsrat gegründet haben, die gekündigt und dienstfrei gestellt worden sind. Für uns ist das kein Kavaliersdelikt. Das ist keine Frage, wo wir sagen, das ist Privatangelegenheit eines Vereins. Wenn zu uns ein Subventionswerber kommt und sagt, wir brauchen 2 Millionen S und gleichzeitig klar ist, dass das Haus zugesperrt wird, ohne Klarheit wie es weitergeht, ein Konkurs im Raum steht - eine Vielzahl, ich habe gehört 12, ich weiß nicht, wie viele es wirklich sind, Verfahren zwischen GPA als Vertreterin der Betriebsrätinnen und dem kosmos.frauenraum stehen im Raum, ohne genau zu wissen welche Summen - nicht unbeträchtliche Mittel, Gerichtskosten - dann vielleicht fällig werden könnten, also in der Situation ist es nicht ganz einfach zu sagen, wir beschließen jetzt 2 Millionen S und was der kosmos.frauenraum damit macht, ist uns egal. Ob die damit Gerichtskosten zahlen, zusperren oder was auch immer dort passiert, die Zukunft ist uns egal, wir zahlen 2 Millionen S. 

Also da möchte hören, wie wir hier zu Recht kritisiert werden würden, wie wir mit Steuermitteln umgehen. Wir haben daher gesagt, es muss zwar eine Subvention geben, weil wir an diesem kosmos.frauenraum prinzipiell Interesse haben, aber es muss auch die Zukunft geklärt werden. Und das ist leider unter großem Zeitdruck passiert.

Ich gebe zu, die Formulierung "es muss ausgeschrieben werden" war nicht glücklich. Wir ziehen das heute zurück, weil es uns nicht so sehr um die Ausschreibung gegangen ist und schon gar nicht um die Ablöse von der Frau Klein, die zweifellos große Verdienste für diesen kosmos.frauenraum erworben hat, sondern es ging uns darum, die Zukunft mittelfristig abzusichern, sodass wir nicht jedes zweite Monat hier über die Zukunft des frauenraums diskutieren und Nachtragssubventionen beschließen müssen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Im Wissen dessen, dass es hier eine Vielzahl von unklaren Verhältnissen gibt, haben wir gesagt, es muss aber eine Kommunikation mit den Betreiberinnen geben. Ich kann Sie beruhigen, wir haben dieses Gespräch geführt.

Der Marie Ringler möchte ich Folgendes sagen: Sie hat heute vieles gesagt, was eigentlich unglaublich ist, aber ich habe Klubobmann Chorherr beobachtet und er hat zu Recht schmerzerfüllt das Gesicht verzogen (Heiterkeit bei den GRÜNEN.), wie sie gesagt hat: Wenn jemand mühsam ist, dann soll er halt keine Subvention kriegen. Das können wir im Protokoll nachlesen, das wurde genau so gesagt. 

Uns geht es nicht darum, ob jemand mühsam ist oder nicht, sondern ob jemand Steuergelder ordentlich verwaltet oder nicht und es geht uns nicht um mühsame KünstlerInnen oder Kulturschaffende. Wir lieben sie alle, egal ob sie mühsam oder nicht mühsam sind. Es geht nicht darum, ob jemand für oder gegen uns demonstriert, sondern es geht darum, was mit dem Steuergeld passiert und das war unsere Sorge bei Beschlussfassung dieses Passus. (Beifall bei der SPÖ.) 

Allein die Tatsache, dass eine Position ausgeschrieben wird, ist nicht ein Passus, dass jemand abgelöst wird. Die künstlerische Leitung des Rabenhofs ist ausgeschrieben worden. Es haben sich viele beworben, unter anderem auch der Herr Welunschek. Er hat nicht alleine die Geschäftsführung erhalten. Es wurde eine Lösung gefunden, die viel besser ist als der Zustand zuvor. Er ist künstlerischer Leiter. Es gibt einen kaufmännischen Leiter, der Geschäftsführer ist. Seither herrschen dort auch viel, viel bessere Verhältnisse als zuvor. 

Ich glaube, dass eine Ausschreibung und eine Klärung einer Geschäftsführung durchaus auch von Vorteil sein kann und das ist sicher auch beim kosmos.frauenraum der Fall.

Es geht uns nicht um die Ablöse einer Geschäftsführerin. Es geht uns um die Klärung offener Fragen. Daher haben wir vor zwei Tagen ein sehr langes, sehr konstruktives Gespräch mit den Betreiberinnen des kosmos.frauenraums und mit den Verantwortlichen des Vereins Link* geführt und wir sind im Sinne dessen, was wir heute hier beantragen, zu großer Übereinstimmung gekommen.

1. In Gesprächen in den kommenden drei Monaten soll die strukturelle Transparenz durch eine Trennung zwischen der operativen Geschäftsführung und den gesellschaftlichen Trägern geklärt werden, egal ob das jetzt der Verein oder die Gesellschaft ist.

2. Zwischen der MA 7 und den Betreiberinnen des kosmos.frauenraums soll ein mittelfristiger Finanzplan und ein darauf abgestimmtes Programm im Umfang und im Inhalt erstellt werden, sodass die Bespielung des kosmos.frauenraums in den nächsten Jahren - und da denken wir mittelfristig über das Jahr 2003 hinaus - gesichert ist, weil wir uns prinzipiell für diesen kosmos.frauenraum einsetzen und dazu bekennen und nicht an einer kurzfristigen Lösung, sondern an einer mittelfristigen Absicherung dieses Frauenraums Interesse haben.

Daher bringen wir diesen Beschluss- und Resolutionsantrag auch ein. Das ist ein Antrag, wie gesagt, der mit den Betreiberinnen, auch mit der Frau Klein, in dieser Art und Weise besprochen wurde, die mit dieser Vorgangsweise auch völlig einverstanden ist. Ich kann nicht ganz verstehen, warum dann die Oppositionsparteien, die vorgeben, so sehr für den kosmos.frauenraum zu sein, dann nicht zustimmen können.

Wir werden aber auch einen zweiten Antrag einbringen, einen Abänderungsantrag zum im GRA für Kultur und Wissenschaft beschlossenen Antrag, der die Worte "laut Magistratsbericht" streicht, sodass nur beschlossen wird, dass dem Verein Link*Verein für weiblichen Spielraum im Jahr 2002 eine weitere Subvention in der Höhe von 145 300 EUR ohne Bedingungen mit sofortiger Auszahlung nach Beschluss durch den Gemeinderat gewährt wird, womit sichergestellt wird - und das ist auch mit den Betreiberinnen besprochen -, dass 

1. versucht wird, die Gerichtsverfahren zu beenden, weil das nur unnötige Kosten verursachen würde, dass 

2. versucht wird, die ausstehenden Löhne und Gehälter zu zahlen, und dass 

3. versucht wird, die Mieten und die Betriebskosten bis Dezember dieses Jahres sicherzustellen und einen minimalen Betrieb aufrecht zu erhalten. 

Das ist mit 2 Millionen S leistbar. Das ist auch im Interesse der Frau Klein. Es soll die Zeit in diesen sechs Monaten, diese Zäsur, genutzt werden, gemeinsam mit der MA 7 eine mittelfristige Lösung des Problems zu finden.

In diesem Sinne bringen wir auch diesen Beschluss- und Resolutionsantrag ein und ich hoffe, dass wir dafür auch eine Mehrheit, möglichst eine breite Mehrheit finden werden. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Herr GR Prochaska gemeldet. - Bitte schön.

GR Johannes Prochaska (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

In aller Kürze. Damit Sie die Woller'sche Version in ein anderes Licht rücken können: Na selbstverständlich wurde ich von einem Kollegen aus der Fraktion Christlicher Gewerkschafter informiert und selbstverständlich war das auch Gegenstand der Beratungen im Klub. Die Darstellung, es gäbe keine Information, entspringt der regen sozialdemokratischen Fantasie. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Der Herr StR Marboe hat mir das selber gesagt! Er hat mir das selber gesagt!) Allerdings hat er ... (GRin Renate Winklbauer: Der StR Marboe hat das gesagt! - GR Ernst Woller: Der StR Marboe hat das gesagt! - Aufregung bei der SPÖ.)

Es ist im Klub darüber gesprochen worden. Ich werde Ihnen die Anwesenheitsliste nicht heraufholen und schauen, ob er da war oder nicht. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Dann sagt er die Unwahrheit! Dann sagt er die Unwahrheit! - Weitere Aufregung bei der SPÖ.) Tatsache ist, es wurde im Klub darüber gesprochen und Sie werden das nicht besser wissen als ich. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Dann sagt er die Unwahrheit! - Aufregung bei der ÖVP. - Große Aufregung bei der SPÖ.) 

Zweitens ist die Information dergestalt gewesen, und Sie werden's nicht niederschreien können, ich hab' die lautere Stimme ... 

Drittens sag' ich Ihnen in aller Form, war die Information dergestalt, dass ich informiert wurde, dass es arbeitsrechtliche Verstöße ... (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Wer sagt die Wahrheit? Wer sagt die Wahrheit? Das interessiert mich! Wer sagt jetzt die Wahrheit?) Herr Stadtrat, Sie können sich auch melden, und zwar jederzeit, im Gegensatz zu mir! 

Ich sage Ihnen in aller Form, die Information war dergestalt, dass es dort arbeitsrechtliche Verstöße gibt, und ich habe ihm erklärt, dass selbst wenn dies belegt werden könne - er hat es mir ja nur gesagt -, wir nicht und niemals darauf einsteigen könnten, eine erpresserische, sittenwidrige Maßnahme der SPÖ - nämlich zu verlangen, dass wer entfernt zu werden hat, bevor es ein Geld gibt - oder, wenn Sie wollen, eine grob materialistische Drohung der SPÖ niemals akzeptieren könnten. Dafür hatte er Verständnis, weil auch er nicht wollte, dass die Leitung der Fraktion Christlicher Gewerkschafter vielleicht vom Wohlwollen der großen SPÖ-Fraktion abhängig gemacht wird.

Das war das gesamte Gespräch und darüber wurde auch im Klub gesprochen. So, jetzt wissen Sie es und alles andere fragen Sie andere Leute! (Beifall und Heiterkeit bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist jetzt Frau GRin Trammer. Ich erteile es ihr.

GRin Heike Trammer (Klub der Wiener Freiheitlichen): Danke schön. - Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Eines habe ich dann doch mit meiner Frau Kollegin Themel gemeinsam: Wir scheinen heute das letzte Wort zu haben. Nun, es geht ja auch um den kosmos.frauenraum.

Mit mehr oder weniger großen Amüsement konnte ich doch jetzt dieses Match Rot-Schwarz beobachten, dieses Schauspiel, für mich aber eher ein Sommernachts- oder Sommertagsalbtraum. 

Unsere Position zu dem Verein Link* und zum kosmos.frauenraum ist ja hinlänglich bekannt. Anfang des Jahres hat der Verein Link* bereits in diesem Hause ein Subventionsansuchen gestellt, sowohl im Ausschuss für Frauenfragen und Integration und als auch im Kulturausschuss. Jetzt haben wir wieder ein Subventionsansuchen auf dem Tisch.

Ich darf Ihnen zunächst einmal eine Zeitungsmeldung zur Kenntnis bringen, und zwar wird da geschrieben: "Der KPÖ-nahe Verein Link*, der den so genannten kosmos.frauenraum in Wien-Neubau betreibt, besetzt hier das Büro des Kunststaatssekretärs Franz Morak. Grund dafür ist die skandalöse Tatsache, dass niemand das drohende Budgetdefizit der Klassenkämpferinnen decken will." - Nun, dieses Match und dieses Schauspiel haben wir ja nun hinlänglich beobachten dürfen. 

Heuer brauchen die Kosmonautinnen, deren besonderes Liebkind die hauseigene Theaterbühne ist, noch 424 000 EUR, nächstes Jahr 712 000 EUR und 2004 schließlich bescheidene 784 000 EUR. Man kann freilich nicht behaupten, dass Staatssekretär Morak und auch Wiens SP-Kulturstadtrat Mailath-Pokorny knausrig gewesen seien. Schließlich war dem ÖVP-Sympathisanten Morak das Theater im kosmos.frauenraum, das voriges Jahr ein Stück zu Ehren der RAF-Terroristen Gudrun Enslin aufführte, 61 000 EUR wert, und dem Sozialdemokraten Mailath-Pokorny gar 218 000 EUR. Für die Kosmonautinnen und Barbara Klein war das aber nicht mehr als eine Provokation, zumal sie ja andere Beträge gewohnt sind. 

Für den Umbau gab es 1 Million und darüber hinaus noch eine zusätzliche Million Euro an Förderungen. Und so meldete man trotzig Konkurs an und verkündete mit Jahresmitte die Schließung des erst am 15. Mai 2000 eröffneten frauenraums. Solche Chuzpe, die durch eine Presseaussendung "28 investierte Millionen S an Steuergeldern sind verloren" komplettiert wurde, löste sogar im linken "Falter" Widerspruch aus. 

Wolfgang Kralitschek hält aus eigenem Erleben fest, dass das besagte Theater sich nicht von anderen unterscheide. Kralitscheks ebenso pointiertes wie vernichtendes Resümee: "Das Problem von Klein und Konsortinnen besteht darin, dass es ihnen in den knapp zwei Jahren, die der kosmos.frauenraum nun gespielt wird, nicht annähernd gelungen ist, so viel Aufmerksamkeit zu erregen, wie mit den Protestaktionen rund um das Theater." (GR Ernst Woller: Wer schreibt denn das? In welcher Zeitung?)
Das kann ich Ihnen sagen, das ist die "Zur Zeit". Das ist nicht unbedingt Ihre Lektüre (Heiterkeit bei der FPÖ.), Herr Kollege Woller, aber ich habe dort hinter Ihnen beim Herrn Kollegen LUDWIG den "Falter" gesehen und der "Falter" bringt ja nun auch nicht gerade unbedingt eine sehr gute Kritik von diesem Stück! (GR Ernst Woller: Wir wissen, aus welcher Ecke das kommt, welche Einschätzung da ist!) Das macht ja nichts, aus welcher Ecke das kommt, aber das steht da. Herr Kollege Woller, auch andere Meinungen und auch andere Pressemeldungen sollten Sie einmal lesen, um sich ein größeres Bild zu machen und nicht nur Ihre eigenen linken Publikationen! (Beifall bei der FPÖ.) 

Schauen Sie, Herr Kollege, wenn man politisch unterwegs ist, dann sollte man sich die ganze Bandbreite einmal geben und nicht nur mit den roten Scheuklappen herumlaufen. 

Aber auch ich kann aus eigenem Erleben berichten, dass das Theater kosmos.frauenraum und deren Bühne zweifelsohne sehr ansprechend sind. Ich weiß nicht, ob Sie da waren, Herr Kollege Woller, ob Sie sich so ein Stück einmal gegeben haben. Ich war dort mit meiner Kollegin Heidi Unterreiner, denn wir sind einer Einladung von Frau Barbara Klein gefolgt. Ich denke auch, wenn man etwas kritisiert und wenn man etwas ablehnt, dann sollte man schon auch wissen warum und sich genauer informieren. Im Gegensatz zu Ihnen, Herr Kollege! (GR Ernst Woller: Also, ich war mehrmals dort! - Aufregung bei der SPÖ.) 

Also ich denke, das ist Kommunikation und man soll auch ... (GR Ernst Woller: Ich war viele Male dort!) Nein, es ist auch legitim, es ist durchaus legitim. Sie sind jetzt sehr unruhig. Vielleicht kann ich Sie von dieser Stelle aus ein bisserl beruhigen, aber das ist Kommunikation! Ich habe auch das Recht, meine Meinung zu äußern und zu sagen, warum mir etwas gefällt und warum mir etwas nicht gefällt. Und wenn mir etwas nicht gefällt, dann gibt's halt kein Geld dafür. So einfach ist das. (Allgemeines "Ah" von der SPÖ. - Beifall bei der FPÖ. - GRin Inge Zankl: Da schau her!) Das ist die Freiheit (GRin Renate Winklbauer: Wer zahlt, schafft an!), nein, das ist meine ganz eigene Freiheit der Meinungsäußerung, Frau Kollegin. Das werden Sie mir schon gestatten, glaub' ich, in einer Demokratie, nicht? (GRin Renate Winklbauer: Wer zahlt, schafft an!) Ich hab's vergessen. Frau Kollegin, ich habe es vergessen: Wer zahlt, schafft an. Genau, das ist es, das haben wir ja hinlänglich gehört, gestern und heute. Ich gratuliere Ihnen. 

Aber das Haus - ich will Ihnen vielleicht noch etwas sagen, was Sie noch nicht wissen -, in dem sich das Theater kosmos.frauenraum befindet, soll den Brüdern des ÖVP-Gesundheitssprechers Rasinger gehören, wie uns Frau Klein berichtete. Das war uns neu. Und was uns auch neu war, ist, dass die Eintrittspreise für Männer wesentlich höher sind als für Frauen. 15 EUR für die Frauen und 22,50 EUR für die Männer. Nun, das ist wohl nicht ganz im Sinne des Gender Mainstreaming. 

Aber wenn nun ein Antrag auf Subvention, auf 145 300 EUR gestellt wird - das ist die Gleichstellung -, dann sollte man auch wissen, wofür etwas gewährt wird. Und so haben wir uns das Stück "V-days, die Vaginamonologe" angesehen. "V" steht für "Victory over violence", also "Sieg über die Gewalt an Frauen". Aber das Stück beginnt mit einem Video mit Elke Kristufek, und daraus darf ich Ihnen auch zitieren: "Die Frau, die Vaginas glücklich machen wollte." Sie sagt: "Ich liebe Vaginas, ich liebe Frauen. Ich denke, das gehört zusammen. Ich werde von Frauen dafür bezahlt, dass ich über sie herrsche und ich verschaffe ihnen dabei Erregungen und Orgasmen. Wenn ich über Frauen herrschte, trug ich ein ziemlich aufregendes Outfit: Spitzen und Seide und Leder, und ich benutzte Requisiten: Peitschen, Handschellen, Stricke, und so weiter, und so weiter." Eine Frau also ... (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Eine Frau also, die es mit Lust erfüllt, über andere Frauen zu herrschen. Gewalt von Frauen an Frauen. Ist das eine bessere, eine andere Gewalt? - Ich frage hier alle Anwesenden, die heute diesem Subventionsansuchen ihre Zustimmung geben werden: Das ist in Ihrem Sinn? Ich denke, linker ideologischer Fanatismus, falsche Moral statt stichhaltiger Argumente sind keine glaubwürdigen Ansätze, sehr geehrte Damen und Herren, um hier etwas verbessern zu wollen.

Gewalt an Frauen ist überhaupt etwas Verachtendes, wie Gewalt überhaupt etwas Schreckliches ist. Bundesminister Haupt hat ja hier bereits viele Maßnahmen getroffen, die sich gegen Gewalt an Frauen richten. Unsere Maßnahmen gegen Gewalt an Frauen: Ausbau von Notwohnungen für Frauen in ganz Österreich, Implementierung der Prozessbegleitung für sexuell missbrauchte Kinder und Jugendliche in ganz Österreich. Wir haben eine Fachtagung "Psychische Gewalt und Mobbing, die subtile Form der Gewalt an Frauen", Aktionsprogramm "Frauen haben Rechte", Informationen für Frauen (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Zur Sache bitte!), die sich gegen Gewalthandlungen wehren oder vor drohender Gewalt schützen wollen, legistische Weiterentwicklung des Opferschutzes und des Gewaltschutzes, das Projekt "Selbstschutz und Enpowerment". 

Das ist die Sache (Beifall bei der FPÖ.), Herr Stadtrat, weil das spielt im kosmos.frauenraum. Für diesen kosmos.frauenraum werden heute Gelder locker gemacht werden. Nicht mit unseren Stimmen, aber doch in einem etwas mehr oder weniger lustigen Match von Ihrer Seite. 

Ich denke, dass wir hier erstmals die richtigen Ansätze auf Bundesebene haben, um der (GR Mag Christoph Chorherr: Wollen Sie auch eine Kultursubvention haben?) psychischen und physischen Gewalt entgegenzuwirken. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Abschaffung des Frauenministeriums!) Ob der Kulturbereich die richtige Ebene ist, wie hier in den Vaginamonologen auf das so ernste Thema "Gewalt an Frauen" aufmerksam zu machen, wage ich zu bezweifeln, denn es ist Ihnen ja nicht mehr wert, als ein paar "sehr lustige" Einwände. 

Frauen und Kulturpolitik, meine Damen und Herren, ist für uns Freiheitliche aber mehr als die Reduzierung der Frau auf ein Körperteil. (Heiterkeit bei der SPÖ.) Wir haben noch vieles in diesem Bereich aufzuarbeiten. Die SPÖ-Frauenministerinnen Dohnal und Prammer haben ja in diesem Bereich kläglich versagt und überhaupt nichts weitergebracht. Aber abschließend ... (Beifall bei der FPÖ.)
Aber abschließend, damit Sie sehen, wie die sozialistischen Männer über die Frauen denken, zitiere ich aus dem Buch "Moderne Zitate aus dem Falken-Verlag". Da sagt 1994 Helmut Zilk, damals Bürgermeister von Wien: "Es gibt viele schöne Frauen in dieser Stadt, wie nirgendwo anders. Ein Ehemann, der hier treu ist, muss ein ziemlicher Trottel sein." Frauen als Sexobjekt, als Freiwild? Klären Sie erst einmal in den eigenen Reihen, liebe Kolleginnen der Sozialdemokratie, was das Frauenbild in Ihren eigenen Reihen ausmacht, bevor Sie in die große Frauenpolitik einsteigen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Salcher. Ich erteile es ihm.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Um keine Missverständnisse auszulösen: Es war nicht der Beitrag der Frau Kollegin Trammer, der mich so erregt hat, mich jetzt hier noch zu Wort zu melden, sondern es war wie immer der Ernst Woller. Also nur um keine falschen Erwartungshaltungen zu wecken, was meinen Beitrag betrifft. Aber ich habe ja gestern selber gesagt, dass dieser Themenbereich hier offensichtlich einer tieferen Erörterung bedarf. Aber das sollte man vielleicht einmal mit der Frau Kollegin Brauner machen. Ich darf mir erlauben, aber wieder kurz zur Kulturdebatte zurückzukommen. (GR Dr Herbert Madejski: Das war eine Kulturangelegenheit, die Angelegenheit!) 

Ich sage jetzt was, was sogar Sie abtörnen wird. (GR Dr Herbert Madejski: Oh je!) "Andi Mailath-Pokorny macht's besser". Das ist ja das Motto, unter dem heute noch immer die Kulturdebatte steht. Ich sag's nur deshalb, weil es hat schon lange keiner mehr über seine Lippen gebracht, auch keiner der SPÖ-Redner. Nur damit es uns nicht in Vergessenheit gerät! (Beifall bei der ÖVP.) 

"Andi Mailath-Pokorny macht's besser". Jetzt nehmen wir einmal an, Frauen sind Ihnen ein großes Anliegen. Ich sage jetzt nur zwei Beispiele: 

Die Kultursprecherin der GRÜNEN, die Frau Marie Ringler, haben Sie heute in laufender Debatte de facto mit Klage bedroht, weil sie das Wort "Erpressung" verwendete, das aber für jeden politischen Profi - und das sind Sie klar - natürlich im Kontext der politischen Erpressung gemeint war. Es ist eigentlich bisher noch nicht vorgekommen, dass ein amtsführender Stadtrat eine Kultursprecherin einer anderen Partei in laufender Debatte mit Klage bedroht hat. 

Und das Zweite, die Frau Barbara Klein, der ich persönlich sehr kritisch gegenüberstehe, aber entweder hätte man dieses Projekt von Anfang an nicht fördern dürfen (GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Ja, ja!), oder man hätte mit der Frau, wenn man sie ablösen muss, der Fairness halber ein Gespräch führen und darüber diskutieren müssen. Beides haben Sie nicht getan. Das ist offensichtliche Ihre Art und Weise, wie Sie mit Frauen und auch kulturpolitisch mit Frauen umgehen. Das halte ich für falsch und das halte ich nicht für besser. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Ich habe schon mit der Frau Klein Gespräche geführt, da waren Sie noch nicht einmal im Gemeinderat! - Beifall bei der ÖVP.) Aber ich gehe gleich weiter. 

Sie sind ja immer so ungemein stolz darauf, dass der kosmos.frauenraum eine Initiative der Bundesregierung war. Jetzt sagen wir einmal konkret: Wie hat die Initiative des damaligen SPÖ-Kunststaatssekretärs Wittmann ausgeschaut? Seine Initiative, um den kosmos.frauenraum zu schaffen: Er hat sein Büro von der Frau Barbara Klein und einigen anderen Aktivisten besetzen lassen! Das war der Start des kosmos.frauenraums. Das war die Initiative, die die damalige SPÖ-Bundesregierung gemacht hat: Sie hat ihr Büro besetzen lassen. Das war es und so war es nicht anders. Das wissen Sie auch genau. Ja, ich kann Ihnen die ... (Beifall bei der ÖVP. - Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Herr Salcher, Sie haben leider keine Ahnung!) Sie können sich gerne zu Wort melden. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Danke!) Das Angebot hat Ihnen ja heute schon Klubobmann Prochaska gemacht. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Da brauche ich aber nicht Sie dazu!) Vielleicht sagt dann auch wieder wer: "Andi Mailath-Pokorny macht's besser". 

Es gab damals eine Vereinbarung, zwischen dem Bund und Wien, die Sie kennen, dieses Projekt im Verhältnis 2 zu 1 zu finanzieren. Dieser Vereinbarung ist der Bund nie nachgekommen und damals unter einer SPÖ-Regierung. Es war damals in Wien der Peter Marboe, der das Projekt überhaupt ermöglicht hat. 

Sie stellen immer die Frage: Wo wäre der kosmos.frauenraum heute oder wie wäre heute die Situation, wenn es jetzt nicht die glorreiche SPÖ-Alleinregierung geben würde? - Eines kann ich Ihnen mit Sicherheit garantieren: Der kosmos.frauenraum wäre sicher nicht in einem derartig erschreckenden Zustand, der weder für die Leiterin noch für Mitarbeiterinnen noch für Kulturszene in der Stadt noch für die Frauen zu verantworten ist. Die Verantwortung haben Sie und zwar absolut und davon können Sie sich auch nicht trennen! (Beifall bei der ÖVP.)
Ich höre heute zum ersten Mal, der Korrektheit halber sage ich zum zweiten Mal, aber das ist eine Fairness, die hier unter allen Politikern zumindest im Kulturbereich gehandhabt wird, dass ich informelle Informationen nicht offen verwende, und das tue ich auch heute nicht. Hier höre ich das erste Mal von dieser Trägerkonstruktion, die dort in dem Verein herrscht. Das ist wirklich untragbar, da haben Sie ... (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Schauen Sie sich die Akten nicht an?) In dem Akt steht wirklich nicht drinnen, wer dort welche Beteiligungen hat und wer wem welche Verträge ausgestellt hat. Das werden Sie in keinem Akt finden, das mir heute offen gelegte Vertragsverhältnis, dass die Frau Barbara Klein sich de facto offensichtlich selbst einen Vertrag gegeben hat. Ich höre das heute in der Form hier das erste Mal. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: So wie der Marboe!) Die arbeitsrechtlichen Bedingungen und Verfahren und die sonstigen Probleme, die es dort gibt, habe ich in den Zeitungen vor einer Woche wahrgenommen. 

Sie wissen all das offensichtlich schon sehr lange. Sie waren nicht in der Lage, Gespräche zu führen, um dort zu einer Verbesserung der Situation beizutragen und wenn Sie das auch wollen, sozusagen dort die Veränderungen durchzusetzen, die Sie wollen. Das haben Sie einfach nicht getan. Was haben Sie getan? - Sie haben versucht, diesen verhunzten Akt da im letzten Kulturausschuss, meine Abwesenheit nützend, durchzubringen. Aber Gott sei Dank waren Marboe und Ringler wachsam und konnten das verhindern, und heute versuchen Sie das Ganze hier noch einmal. 

Ich sage es Ihnen klar und deutlich: Auf Grund der Situation und auch der Kollege Woller und ich haben ersucht, das zu tun und wir haben das getan: Was mit diesem Geld, das wir hier heute beschließen, konkret passiert, ist für mich nach wie vor offen. Wie eine neue Vereinsstruktur ausschaut, ist für mich völlig offen. Ich sage Ihnen: Das Fairste und Ordentlichste, was Sie machen könnten in der jetzigen Situation, ist, einen neuen ordentlichen Akt vorzulegen. Wenn dieser neue Akt ordentlich ist, dann wären wir auch bereit, den zu unterstützen.

Diesen Akt in der vorliegenden Form können wir nach den Informationen, die wir jetzt haben, bei bestem Gewissen nicht unterstützen. Daher werden wir das ablehnen. Wir werden aber aus symbolischen Gründen den Abänderungsabtrag der GRÜNEN unterstützen. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr StR Dr Mailath-Pokorny hat sich zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Meine Damen und Herren! 

Ich versteh' schon, dass die Opposition krampfhaft versucht, etwas zu finden. (GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Wir nicht!) Einmal mehr hätten Sie die vorbereiteten Reden einfach wegschmeißen können, die Sie da heute gehalten haben, weil so viel an Heuchelei war schon lange nicht mehr zu hören!

Ich nehme für mich zumindest in Anspruch, dass ich als Einziger und ich glaube, da war Dr Marboe noch Generalsekretär der ÖVP, oder wie hat das geheißen: Bundesgeschäftsführer? (StR Dr Peter Marboe: Bundesgeschäftsführer der Österreichischen Volkspartei!) Der Volkspartei. Bis wann warst du Bundesgeschäftsführer der Österreichischen Volkspartei? (StR Dr Peter Marboe: Bis 91!) Bis 91. Also dann warst du aber schon gleich in leitender Funktion in der Auslandskultur, also nicht mehr Bundesgeschäftsführer der ÖVP, wie auch immer. 

Jedenfalls in der Zeit habe ich schon längst Gespräche mit der Frau Klein geführt. Wenn schon sonst nichts, dann nehme ich für mich in Anspruch, dass ich mit der Frau Klein immer Gespräche geführt habe, zu jedem Zeitpunkt und ich wahrscheinlich als Einziger in diesem ganzen Raum hier ziemlich am Anfang des Gesamtkonzepts gestanden bin. 

Und weil das jetzt so dargestellt wurde, Herr GR Salcher: Die damalige Regierung und der damalige Staatssekretär Wittmann ... Es stimmt schon, es ist nicht nur das Büro besetzt worden, es ist auch vor dem Ballhausplatz demonstriert worden, aber wir haben nicht nur selbstverständlich immer mit der Barbara Klein und mit anderen Frauen gesprochen, anders als das jetzt ist - jetzt werden die offensichtlich mit Gewalt aus dem Sek-retariat hinausg'haut -, sondern es wurde auch ein Konzept entwickelt. Und es war damals der Staatssekretär Wittmann gemeinsam mit der Frau Bundesministerin Prammer, die das Konzept initiiert haben. Es war immer ein Konzept, das sozusagen zur Hälfte da, zur Hälfte dort, das war ein Viertelkonzept, aufgeteilt war, und es war immer auch zunächst einmal auch wenig niedriger. Es hat sich dann entwickelt. Es ist das, was Sie gesagt haben, nicht wahr, dass damals nichts geschehen sei, sondern es hat sich erst damals entwickelt. Ich habe mit der Frau Klein immer gesprochen. Das ist auch jetzt der Fall. Ich nehme das selbstverständlich auch in Anspruch, dass das auch in Zukunft der Fall sein wird. 

Ich verstehe die ganze Aufregung nicht, ganz offen, weil 

a) mit ihr immer gesprochen wurde, 

b) ihr Zusagen gemacht und 

c) ihr sogar über die Zusagen hinaus dann auch noch Mittel ermöglicht wurden. 

Dass von Haus aus das Konzept immer etwas größer war, als eigentlich die Zusagen da waren, ist nicht notwendigerweise das Problem des Subventionsgebers. Sehr wohl aber ist es ein Problem des Subventionsgebers, nämlich des Hälfte-Subventionsgebers und das ist der Bund, meine sehr verehrten Damen und Herren von der FPÖ und von der ÖVP, der plötzlich aussteigt. Das liegt dem ganzen Problem zugrunde, auch wenn Sie es nicht gerne hören und wenn die Frau Kollegin von der FPÖ da herunterleiert, was Herr Männerminister Haupt alles für die Frauen macht. Also, als Erstes hat er einmal das Frauenministerium abgeschafft. Das ist einmal die erste Lösung. Das Zweite ist, dass er die Gespräche abgebrochen hat beziehungsweise überhaupt nicht aufgenommen hat! (Aufregung bei der FPÖ.)
Wenn Sie über diesen frauenraum sprechen, sehr geehrte Frau Kollegin, und wenn Sie darüber sprechen, was Herr Männerminister Haupt nicht alles gemacht hat, dann hat er als Erstes die Gespräche überhaupt gar nicht zugelassen! Reden Sie einmal mit der Frau Klein, denn wenn man Sie fragt: Was sagt der Bund, redet's ihr mit dem Bund, hat der abgesagt, wird sie sagen: Er hat nicht einmal abgesagt, er redet nicht mit uns. Und mit Gewalt werden sie aus dem Sekretariat vom Herrn Staatssekretär Morak hinausgeworfen. Das liegt dem ganzen Problem zugrunde. Ich würde auch euch bitten (GR Mag Harald STEFAN: Das stimmt überhaupt nicht!), das zur Kenntnis zu nehmen, weil sozusagen alles andere im Grunde eine Heuchelei ist! (GR Mag Harald STEFAN: Da stimmt überhaupt nichts!)
Meine Damen und Herren! Es wird eine Subvention geben. Das Resultat - nur damit wir uns sozusagen auch ein bissel in der wechselseitigen Aufregung einkriegen - wird sein, dass selbstverständlich, wenn der Gemeinderat diese Zustimmung erteilt, auch heuer der kosmos.frauenraum eine erhöhte Subvention bekommen wird. Und weil gesagt wurde, ich hätte nichts getan: Also schaut's euch bitte noch einmal die Zahlen an, was unter dem StR Marboe geschehen ist und was unter mir geschehen ist. Das sind sozusagen selbstverständlich gestiegene Subventionen und es wird auch heuer so sein. Dann wird man sich - das war auch so vorgesehen und das ist auch überhaupt keine Änderung gegenüber vorher - vernünftig mit der Leiterin und mit dem Verein zusammensetzen und über die Zukunft sprechen, so wie das auch sonst überall und immer der Fall ist und das wird auch da geschehen.

Wir werden uns mit ihnen zusammensetzen und es wird natürlich auch um klare Strukturen gehen. Und ich meine, das gehört schon auch zum Thema Heuchelei, sich jetzt herzustellen und zu sagen: Ich hab' nichts gewusst, ehrlich gesagt, ich hab' nicht gewusst, dass der Verein so konstruiert ist. Also das, glaube ich, passt einfach nicht und das ist nicht. (StR Dr Peter Marboe: Hast du es gewusst? )
Im Übrigen apropos wissen, Herr Stadtrat: Wie ist das jetzt? Wer von euch hat etwas gewusst? Herr Klubobmann Prochaska sagt, er hätte das im Klub erzählt. Du sagst mir: Ich habe nichts gewusst, nein, also das hab' ich wirklich noch nie gehört, dass es diese Probleme gibt. (StR Dr Peter Marboe: Hast du es gewusst? - Aufregung bei der ÖVP.) Ich würde gerne wissen: Was ist jetzt wahr in diesem Gesamtzusammenhang von Heuchelei?

Tatsache ist: Wir werden diesen frauenraum weiter unterstützen, so wie in der Vergangenheit. Ich glaube, das wird eine gute Sache sein. - Danke. (Beifall bei der SPÖ. - Weitere Aufregung bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter. Danke, Herr Stadtrat. - Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist somit geschlossen. 

Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort.

Wir kommen somit zur Abstimmung. 

Zuerst über die beiden Abänderungsanträge, die ich in der Reihenfolge der Antragstellung auch abstimme, betreffend Subvention an Link* Verein für weiblichen Spielraum.

Der erste Abänderungsantrag wurde von den GRÜNEN gestellt. 

Wer dafür ist, bitte um ein Zeichen. - Dieser Antrag hat nicht die notwendige Mehrheit gefunden.

Der zweite Antrag zum gleichen Thema ist von den Sozialdemokraten, eingebracht von Renate Winklbauer und Ernst Woller. 

Wer dafür ist, bitte um ein Zeichen der Zustimmung. - Dieser Antrag ist mit den Stimmen der Sozialdemokratischen Fraktion angenommen.

Ich bitte jetzt jene Damen und Herren des Gemeinderats, die dem Antrag der Frau Berichterstatterin zustimmen wollen, die Hand zu erheben. - Das heißt, diese Post ist ebenfalls mit den Stimmen der Sozialdemokraten und der GRÜNEN angenommen. 

Wir kommen jetzt - bitte noch um die notwendige Aufmerksamkeit - zum Beschluss- und Resolutionsantrag ebenfalls der GRe Winklbauer und Woller, zum Thema Link*Verein für weiblichen Spielraum. Sofortige Abstimmung wurde beantragt. 

Wer dafür ist, bitte um ein Zeichen. - Das ist mit den Stimmen der Sozialdemokraten angenommen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 32 (02482/2002-GKU) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft den Verein europaen GROUP THEATRE, die Jura Soyfer Gesellschaft und die ehemalige Geschäftsführung des "Vereins Freie Bühne Wieden". 

Die Berichterstatterin, Frau GRin Klicka, wird die Verhandlung einleiten.

Berichterstatterin GRin Marianne Klicka: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön. - Zum Wort gemeldet hat sich Frau GRin Ringler. Ich erteile es ihr.

GRin Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich nehme zur Kenntnis, dass die SPÖ offensichtlich kein Unrechtsempfinden, was den Fall des kosmos.frauenraums betrifft, hat, das finde ich sehr bedauerlich, und dass offensichtlich der Herr Stadtrat auch nicht zugehört hat, als ich sehr ausführlich darüber gesprochen haben, dass es 

a) positiv ist, dass die Stadt Wien den kosmos.frauenraum immer unterstützt hat und

b) negativ ist, dass der Bund sich ziert. 

Zum vorliegenden Akt. Wir haben hier die getrennte Abstimmung beantragt, weil es tatsächlich so ist, dass wir nicht der Meinung sind, dass der Ablösebetrag von 1,69 Millionen S an die "Freie Bühne Wieden" gerechtfertigt ist. Wir haben gerade sehr ausführlich darüber geredet, wie mit öffentlichen Geldern umgegangen wird. Und ich halte fest: Vielleicht hätten Sie sich alle das Gutachten etwas besser anschauen sollen, denn in diesem Gutachten sind eine Reihe von Posten aufgeführt, wie etwa drei Klimageräte, Aircondition, installiert zum Raum, adaptierter Zustand, Firmenbezeichnung ohne Demontage, nicht auffindbar, laut Angabe Firma Carrier bewertet mit 2 906 EUR. 

In diesem Gutachten gibt es aber darüber hinaus eine ganze Menge Posten, die vom Gutachter mit einem Fragezeichen versehen wurden. Deshalb steht in diesem Gutachten auch: "Vorläufig ermittelter Ablösewert". 

Wenn ich all diese Posten, die mit einem Fragezeichen bewertet wurden, zusammenzähle, wie zum Beispiel den Posten 31, bestehend aus drei verschiedenen Geigen 

a) eine Halbgeige, laut Klebezettel Stradivarius Cremonensis 1736? beschädigt, Resonanz- und Stimmboden gesprungen, Steg und Besaitung teilweise lose, Halsbügel fehlt,

b) eine Viertelgeige ohne Bezeichnung, halb restauriert, 

c) eine Halbgeige, laut Klebezettel Stradivarius Cremonensis 1713? Resonanzboden restauriert, Besaitung lose, in Formkoffer ein Bogen, wurde vorläufig ohne Beiziehung eines Geigenexperten bewertet mit 872 EUR. 

Also wenn ich all diese Posten, die mit einem Fragezeichen bewertet wurden, zusammenzähle, dann komme ich bei einer Gesamtsumme von 102 535 EUR immerhin auf 43 456 EUR, bei denen der Gutachter festhält, dass er entweder die Objekte nicht auffinden konnte oder sie so stark beschädigt waren, dass er ohne eine Expertenmeinung kein entsprechendes Gutachten erstellen konnte, oder die nur einen ideellen Wert haben, der vom Gutachter mit einem Fragezeichen angegeben wurde. 

In diesem Falle halte ich einmal fest, dass von 100 000 EUR fast die Hälfte mit einem Fragezeichen bewertet wurde! Wir kennen alle die Geschichte der "Freien Bühne Wieden" und der Schwierigkeiten und ich kann mir vorstellen, dass es der MA 7 wichtig ist, diese Geschichte endlich zum Abschluss bringen. 

Aber ich halte fest: Ein Gutachten, in dem fast die Hälfte der Posten mit einem Fragezeichen versehen ist, sollte vielleicht doch nicht die Basis für eine doch nicht ganz unerkleckliche Summe von 102 000 EUR an die "Freie Bühne Wieden" sein. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Mag STEFAN hat sich zum Wort gemeldet. - Bitte schön.

GR Mag Harald STEFAN (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Stadtrat! (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Wir führen! Wir führen!)
E freut mich, dass Sie gut aufgelegt sind. Ich wollte im Zusammenhang mit diesem Akt sowieso schon einmal etwas berichtigen, was Sie immer wieder gerne anführen, und zwar, dass der Herr Szyszkowitz ÖVP-Gemeinderat ist. Er ist Gemeinderat der Bürgerliste (GR Ernst Woller: Das ist ja egal!), die der ÖVP massive Verluste zugefügt hat und massiv gegen die ÖVP arbeitet. Nur für die Zukunft. Sie verwenden ja den Herrn Szyszkowitz als Feigenblatt dafür, dass es objektive Besetzungen in Wien gibt, weil Sie immer sagen: Es ist ja gar nicht wahr, dass nur Sozialisten oder nur Linke oder sonst was drankommen, auch der ÖVP-Gemeinderat Szyszkowitz kommt dran. Also zur Kenntnis genommen: Das ist eine falsche Aussage, in Zukunft ein Feigenblatt weniger.

Dennoch muss man die Arbeit des Herrn Szyszkowitz zweifellos anerkennen und wir sind daher froh, dass er die Möglichkeit bekommt, in der "Freien Bühne Wieden" tätig zu sein. 

Zum Umstand, der hier abzustimmen ist: Auch wir haben die getrennte Abstimmung verlangt. Der erste Punkt, der wesentliche, geht darum, dass für die Abfertigung an die vorige Pächterin der "Freien Bühne Wieden" eine Rückstellung gemacht wurde. Dieser Betrag wurde auf Grund des Gutachtens nunmehr reduziert. Es ist so, dass man natürlich kritisieren kann, dass hier Fragezeichen angeführt sind. Das ist vollkommen richtig. Aber es ist offensichtlich extrem vorsichtig bewertet und daher zweifellos zum Nutzen der Gemeinde Wien, wenn diese Abfertigung geringer ist, als der ursprünglich festgestellte Betrag. Daher können wir froh sein, wenn hier Geld frei bleibt, das ja letztlich dem Steuerzahler zu Gute kommt. 

Wir sind allerdings der Ansicht, dass, wenn schon hier Geld aus einer Rückstellung für eine Abfertigung zur Verfügung steht, man das, wenn dann auch im Rahmen dessen, was hier Thema ist, zur Verfügung stellen sollte. So geschehen, indem man Frau Riki May beziehungsweise ihrem Verein das Geld teilweise zur Verfügung stellt, weil sie ja Vorbereitungskosten hatte. Aber der dann noch verbleibende Restbetrag wäre unserer Meinung nach richtigerweise auch für die "Freie Bühne Wieden" zur Verfügung zu stellen gewesen.

Daher stimmen wir hinsichtlich der Subvention an die Jura Soyfer Gesellschaft für die Jura Soyfer-Ausstellung, die mit der ganzen Angelegenheit überhaupt nichts zu tun, gegen diesen Antrag. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Zankl. Ich erteile es ihr.

GRin Inge Zankl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Es ist zwar banal, aber mir fällt zu dem nur ein Sprichwort ein: "Allen Menschen recht getan" - in dem Fall allen Parteien recht getan -, "ist eine Kunst, die niemand kann". Und jetzt behaupte ich einmal flapsig, so wie wir es machen, ist es wahrscheinlich gerade richtig, weil die Oppositionsparteien einmal da "Nein" sagen oder einmal da "Nein" sagen. 

Aber jetzt zum Ernst der Sache. Ich finde auch, dass es ganz wichtig ist, die rechtlichen Voraussetzungen für die "Freie Bühne Wieden" zu schaffen. Eine Rücklage war da. Es wurden die Forderungen der früheren Betreiber um die Hälfte reduziert und ich denke mir, deswegen lässt man ja ein Gutachten machen um einen halbwegs realistischen Wert zu erzielen. Und wenn man nicht genau weiß, was die Marionetten wert sind oder die Geigen, das ist halt so, wie wenn ich mir jetzt unbedingt etwas wünsche, dann kann ich mir das kaufen und da wird man sich in der Mitte treffen. 

Dass die Gruppe um Riki May Geld für die Vorbereitungsarbeiten kriegt, ist unbestritten. Es ist halt auch sehr schwierig. Normalerweise, wenn ein Betrag frei wird und man gibt ihn in den allgemeinen Topf, dann regt sich die Opposition auf und sagt: Wir können das nicht überprüfen. In diesem Fall wird von Anfang gesagt Dieser Betrag gehört der Jura Soyfer Gesellschaft, die für den Herbst eine virtuelle Ausstellung anlässlich des 90. Geburtstags des Jury Soyfers plant. Wir haben Geld zur Verfügung. Warum soll man das nicht gleich von Anfang an in diesem Gremium beschließen lassen? So gesehen, will ich niemanden mehr aufhalten. 

Wir stimmen zu, so wie wir uns das vorgenommen haben. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen und die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Sie verzichtet. 

Wir kommen zur Abstimmung, die wir getrennt durchführen. 

Es wurde verlangt abzustimmen "Verein Freie Bühne Wieden". Wer dafür ist, bitte um ein Zeichen. - Gegen die GRÜNEN. 

Wer für die Jura Soyfer Gesellschaft ist, bitte ein Zeichen. - Gegen die Freiheitlichen. 

Und ich nehme an, dass der Verein european GROUP THEATRE einstimmig ist. - So ist es. 

Es gelangt nunmehr Postnummer 33 (02607/2002-GKU) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft Subventionen für die Errichtung eines Kindertheaterhauses. 

Ich bitte hier die Berichterstatterin, Frau GRin Zankl, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Inge Zankl: Ich ersuche um Zustimmung. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Unterreiner. - Bitte schön. 

GRin Mag Heidemarie Unterreiner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! 

Nachdem sich die drei Rednerinnen entschieden haben, auf ihre Rede zu verzichten, bringe ich nur die zwei Anträge ein, die ich vorbereitet habe. Sie alle wissen, dass wir immer wieder betont haben, was das Kindertheater anbelangt, dass es eine Gelegenheit geben soll, dass Kinder selbst aktiv und kreativ sein dürfen und dieser Antrag zielt auch in diese Richtung. 

Das heißt: "Der Kulturstadtrat möge sich dafür einsetzen, dass bei der Erstellung der Rechtsorganisations-, Nutzungs- und Strukturform für das zu errichtende Kindertheaterhaus im Museumsquartier wie auch bei der Ausschreibung der künstlerischen Leitung ein Schwerpunkt für Projekte und Initiativen, bei denen Kinder selbst aktiv und kreativ sein können, gesetzt wird."

Ein zweiter Antrag beschäftigt sich damit, dass kurz nach der Eröffnung des Museumsquartiers eines der Gebäude ja wieder geschlossen werden musste, weil es Planungsfehler und Baumängel gegeben hat, und da haben sich auch Behindertenvertreter gemeldet, haben heftige Kritik geäußert und haben auch gesagt, dass geforderte Maßnahmen noch immer nicht umgesetzt wurden. 

Das wollen wir zum Anlass nehmen, um diesmal rechtzeitig darauf einzugehen, und der Antrag lautet:

"Der amtsführende Stadtrat für Kultur und Wissenschaft möge dafür Sorge tragen, dass bei der Planung des Kindertheaterhauses im Museumsquartier rechtzeitig darauf geachtet wird, dass das Theater behindertengerecht ausgestattet wird." 

Ich möchte noch ganz kurz sagen, dass wir diesem Antrag doch zustimmen, in der Hoffnung, dass unser kulturpolitischer Schwerpunkt, dass Kinder dort in Zukunft selber kreativ sein können, auch umgesetzt werden wird. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen und die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin GRin Inge Zankl: Meine Damen und Herren! 

Ich freue mich auch, dass wir den Akt Kindertheater einstimmig beschließen und die Freiheitliche Partei sich dazu durchgerungen hat, das im Museumsquartier mitzubeschließen. Das finde ich ganz toll. 

Natürlich sind wir auch dafür, dass der Antrag, der sich für die Behinderten einsetzt, positiv beschieden wird. 

Eine Anmerkung möge man mir zu dem Antrag erlauben, dass die Kinder auch selbst kreativ werden wollen. Ich glaube, es wäre kein Antrag mehr notwendig gewesen. Wir sind selbstverständlich dafür, dass die Kinder kreativ sein sollen. Aber wir haben im letzten Ausschuss ohnedies beschlossen, dass wir da dafür sind und es ist ein Teil des Programms, dass natürlich im Kindertheaterhaus auch Kinder selbst spielen können, aber nicht ausschließlich. (GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Allgemein!) Okay. 

Ich bitte nochmals um Zustimmung. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön. - Wir kommen somit zur Abstimmung. 

Gibt es einen Abänderungsantrag? 

Ich bitte also jene Damen und Herren des Gemeinderats, die dem Antrag der Frau Berichterstatterin zustimmen wollen, die Hand zu erheben. - Das ist einstimmig so der Fall. 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über die beiden Beschlussanträge der Frau GRin Mag Unterreiner. 

Der eine betrifft Rechts-, Organisations-, Nutzungs- und Strukturform des zu errichtenden Kindertheaterhauses im Museumsquartier. 

Wer dafür ist, bitte um ein Zeichen. - Dieser Antrag ist einstimmig angenommen.

Der Zweite betrifft Behindertentauglichkeit des Kindertheaterhauses im Museumsquartier. 

Wer dafür ist, bitte ebenfalls um ein Zeichen. - Auch dieser Antrag ist somit einstimmig angenommen. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 34 (02158/2002-GGS) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Änderung des Wirtschaftsplans 2002 für die Unternehmung Wiener Krankenanstaltenverbund. 

Die Frau Berichterstatterin Dr Neck-Schaukowitsch ist schon hier, um einzuleiten. 

Berichterstatterin GRin Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Ich ersuche um Zustimmung. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Dr Pilz und ich erteile es ihr. 

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Schade, dass die Frau Stadträtin ... (Berichterstatterin GRin Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Sie kommt schon!) Aha, sie ist schon unterwegs. (GR Johannes Prochaska: Sie bleibt aber eh immer hinter der Bühne!) Ja, es wäre aber trotzdem ... Gut, sie ist unterwegs. Die Kultur ist zum Schluss doch ein bissel schneller gegangen, als wir gedacht haben, aber ich freue mich, wenn sie kommt. 

Es ist vielleicht eine Bemerkung da an den Anfang zu setzen: Interessant ist, dass wir beim kosmos.frauenraum über, ich glaub', es waren 150 000 EUR diskutiert haben und mit Recht diskutiert haben, aber das ist trotzdem nur der zweihundertste Teil von der Summe, über die wir jetzt reden werden, nämlich über 40 Millionen lockere Zusatzinvestitionen, Zusatzbudget für das Unternehmen Krankenanstaltenverbund, wobei es meiner Position nach nicht heißt, dass wir nicht über den kosmos.frauenraum reden sollen. Aber wir sollen auch lang und ausführlich darüber reden, welches Geld wir wie in den Krankenanstalten investieren. Ich gebe zu, es hat vielleicht etwas weniger Erotik als die Frage des kosmos.frauenraums, wo man hier dann auch genüsslich aus toller Literatur zitieren kann. 

Wir GRÜNE unterstützen im Prinzip das Ansinnen, die Wirtschaft in Wien zu fördern, denn es ist uns hier auch ein großes Anliegen, der Arbeitslosigkeit vorzubeugen und Maßnahmen der öffentlichen Hand zu setzen. Aber wir sind - und das bringt mich zu den 40 Millionen EUR zurück - sehr, sehr interessiert, dass dieses Geld, das wir im Krankenanstaltenverbund jetzt in einem Vorgriff investieren, zielorientiert investiert wird und nicht einfach nach dem Motto: Stellen wir dem Unternehmen Krankenanstaltenverbund einen Persilschein, einen Blankoscheck aus. Nehmen Sie diese 40 Millionen EUR und tun Sie schon mal, was Sie meinen, tun zu müssen. 

Die Akte, mit der dieser Vorgriff auf die Investitionssumme, die dem Krankenanstaltenverbund zur Verfügung gestellt werden soll, die uns hier vorgelegt wurde, ist nämlich eine Schmeck’s-Akte. Schmeck's, wofür das Geld verwendet werden soll und schmeck's, wie man damit umgehen soll, damit es dann möglicherweise am Ende des Geldes noch recht viele Jahre, mit denen der Krankenanstaltenverbund wirtschaften muss, geben wird. 

Die Akt scheint mir so zu sein, wie die Politik meines kleinen Sohnes Felix mit seinem Taschengeld. Zu Beginn des Monats hat er viele auch sehr gute verständliche Wünsche und dann kauft er sich Bücher und CD´s und alles Mögliche, und am Ende des Monats hofft er, dass seine Mutter einspringt, wenn's Geld aus ist. (Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann geht zu ihrem Platz.)

Frau Stadträtin, Sie sind da und vielleicht sind Sie die Mutter, zu der das Unternehmen Krankenanstaltenverbund dann kommen wird, wenn das Geld aus ist? Das Geld, das er eigentlich nicht mehr nachfordern darf, weil die Investitionen im gedeckelten Haushalt des Unternehmens Krankenanstaltenverbund eigentlich nicht mehr nachzubessern sind, wenn wir das Geld jetzt und heuer durch einen Vorgriff ausgeben. 

Dieser Vorgriff ist ein Zugriff auf die Rücklagen des Krankenanstaltenverbunds und wenn wir das tun, dann sollten wir uns sehr, sehr gut überlegen, wofür wir dieses Geld ausgeben. Auch in diesem Punkt, Frau Stadträtin, sind wir Ihrer Meinung: Investiert und saniert und in Stand gehalten muss und soll in den Häusern des Krankenanstaltenverbunds werden. Allein wenn man Geld, das nicht auf den Bäumen wächst, zu verwalten hat, muss man sich überlegen, was man prioritär investiert, wo man prioritär saniert und vor allem, Frau Stadträtin, welche gesundheitspolitischen Ziele damit verfolgt werden sollen. 

Frau Stadträtin! Heute Morgen habe ich im Rahmen der mündlichen Anfrage zur Organisationsstruktur der Zusammenarbeit mit Niederösterreich auf die Situation der Strahlentherapie im SMZ-Ost hingewiesen und auch auf die Unhaltbarkeit dieser Situation. 

Das wäre beispielsweise ein Investitionsvorhaben, das ich Ihnen sehr ans Herzen legen wollte. Es steht allerdings nicht in der Akte. In der Akte ist nichts zu finden, wo Sie sagen, mit unserem Vorgriff wollen wir mit dem Ausbau des Linearbeschleunigers, dem Ankauf eines zweiten Gerätes, hier wichtige Akzente setzen.

Frau Stadträtin, Sie wissen es vielleicht noch nicht, aber der Linearbeschleuniger im Donauspital steht seit drei Tagen wieder still. Es ist ein Totalausfall. Das Gerät ist wieder einmal wegen Überlastung kaputt. Bis jetzt, so sagt mir der zuständige Primar, ist noch nicht abzusehen, wann es wieder in Betrieb genommen werden kann. 

Ich glaube, dass die Kinderfotos von Herrn StR Mailath-Pokorny sehr schön sind, aber vielleicht hören Sie mir trotzdem zu, Frau Stadträtin. (Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Ich höre Ihnen trotzdem zu!) - Gut, da bin ich froh! (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Auch der Kulturstadtrat hört Ihnen zu!) Es ist nämlich nicht witzig für die Patienten und Patientinnen, die am Linearbeschleuniger hängen, dass folgende Situation eintritt: Gezählte vier Patienten können ans Wilhelminenspital vermittelt werden. Mehr werden dort nicht genommen, weil das Gerät dort auch an den Kapazitätsgrenzen ist. Lainz ist voll, das Kaiser-Franz-Josef-Spital ist voll und dort sind die Systeme auch nicht kompatibel. Mit dem Linearbeschleuniger im SMZ Ost sind, Frau Stadträtin, das Lainzer System und das System im Kaiser-Franz-Josef-Spital nicht kompatibel. Auch im AKH sind keine Patienten und Patientinnen unterzubringen.

Wer nun die Hoffnung hat, dass man die Gastpatienten nach Wiener Neustadt auslagern könnte, wird feststellen, auch dort ist das Gerät ausgelastet. Der Primar, der zuständige Arzt, muss jetzt ethisch vertreten, dass Sie, Frau Stadträtin, heute gemeint haben, im Falle einer Überlastung - im Moment ist es der Totalausfall, das macht es noch viel schlimmer -, muss er als Arzt eine Reihung vornehmen, nämlich die Gastpatienten wegschicken. Da laden Sie den Ärzten und Ärztinnen sehr viel auf.

Im Moment, Frau Stadträtin, sollte das auf Ihrer obersten Prioritätenliste stehen, dass man Verhältnisse schafft, die es nicht notwendig machen, dass Menschen, die eine Strahlenbehandlung brauchen, unversorgt an dieser unhaltbaren Situation leiden müssen. Investitionen, Reinvestitionen und Sanierungen sind notwendig. Sie stellen uns in der Akte keine Prioritäten, was Sie vorhaben. Es ist eine Akte schmecks, schauen wir, was dem KAV selber einfällt.

Es gäbe noch einen weiteren Schwerpunkt, bei dem man dringend investieren und sanieren müsste. Wir haben im Rahmen der Rechnungsabschlussdebatte ausführlich über die räumliche Situation in den Pflegeheimen gesprochen. Auch dort müssten dringend bauliche Maßnahmen zur Verbesserung der Lebensbedingungen gesetzt werden. 

Der dritte Punkt, der dringend auf Ihrer Sanierungsliste stehen müsste, wäre das Allgemeine Krankenhaus, das nach gut zehn Jahren seines Bestehens in eine erste Phase kommt, wo vieles leider gleichzeitig zur Ergänzung, zum Austausch und zur Sanierung ansteht.

Für all diese Dinge müsste dringend investiert werden. Allein Ihre Akte, die Sie uns vorlegen und wo diese 40 Millionen EUR als Vorgriff auf die Investitionssummen gefordert werden, macht keinerlei Aussagen, welche dieser Prioritäten Sie setzen wollen oder ob Sie andere setzen wollen. Es ist die Rede von Zusatzinvestitionen im Rahmen der wirtschaftsbelebenden Maßnahmen, aber Sie sagen im nächsten Satz, es ist auch denkbar, dass Teile des Gesamtbetrags in den Instandhaltungsaufwand fließen. Was Sie nun tatsächlich wollen, sagen Sie nicht.

Sie können nicht einfach meinen, dass man zur Jahresmitte das ganz geschwind, zwischen jetzt und August oder jetzt und September, entscheidet. Wenn eine ordentliche Gebarung gemacht wird, haben Ausschreibungsverfahren Platz zu greifen und diese müssen wohl argumentiert und ordentlich administriert werden. 

Frau Stadträtin, wir würden sehr gerne zustimmen, wenn Sie uns einen Plan vorlegen würden, der plausibel ist, der schlüssig ist (GRin Ursula Lettner: Den Akt gibt es nicht, wo Sie zustimmen!) - dann hätten Sie ihn, Frau Lettner, den Akten beilegen müssen - und der beweist, dass Sie mit dem Geld, das Sie im Vorgriff nehmen, nicht so umgehen, wie mein kleiner Sohn Felix (GRin Ursula Lettner: Das müssen Sie dem Felix erklären, nicht uns!), nach dem Motto: "Jetzt geben wir aus, wissen nicht genau wofür und im Jahr 2004 oder 2005 fehlt uns das Geld dann und wir haben vielleicht gerade noch genug Geld, um die kaputten Fenster zu sanieren, aber nichts, um eine ordnungsgemäße Gesundheitsversorgung für die Bevölkerung zu gewährleisten." 

Vielleicht sind Sie dann in der Situation, Frau Stadträtin, wo Sie entweder die Politik des Unternehmens Krankenanstaltenverbund, nämlich selbständig, eigenverantwortlich und mit einem gedeckelten Budget auszukommen, nicht umsetzen können oder Sie müssen den Menschen zumuten, dass man am Anfang der Periode unkoordiniert Geld ausgegeben hat und am Ende der Periode dringendst Nötigstes fehlt. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Hahn. Ich erteile es ihm.

GR Dr Johannes Hahn (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren!

Zunächst wollte ich dir nur sagen, Sigi, es gibt auch so etwas wie den Eros des Geldes, also wenn wir jetzt über 40 Millionen EUR reden, dann ist das eine erkleckliche Summe und wenn auch die Geschäftsgruppe Gesundheits- und Spitalswesen auch nur unwesentlich kürzer als die Kultur diskutiert, so haben wir dennoch das 15‑fache des Budgets und werden uns auch dieser Sache mit entsprechender Intensität annehmen.

Von Seiten der Volkspartei gibt es zu dieser Beschlussfassung ein uneingeschränktes Ja. Das habe ich schon im Ausschuss deponiert. Ich habe dort auch durchaus meine Kritik angemeldet, dass im Akt noch keinerlei Aussagen über mögliche Projekte zu finden sind. Ich habe mich in der Zwischenzeit schlau gemacht. Es gibt eine Reihe von Überlegungen, von Vorhaben, was mit diesem Geld passieren soll. Festzuhalten ist nur, es ist nicht so, dass diese 70 Milliarden EUR, die nun als konjunkturbelebende Maßnahmen zur Verfügung gestellt werden, jedenfalls was die 40 Millionen EUR des KAV anbelangt, sozusagen frisches, zusätzliches Geld darstellen, sondern das ist im Rahmen eines Gesamtpakets für den KAV ein Geld, das in einem Gesamtrahmen von fünf Jahren, also bis 2005, dem Grunde nach schon budgetiert und vorgesehen ist. Man greift eben auf einen Teil dieses bereits budgetierten Geldes vor, sodass das nicht fresh money ist, sondern das ist eines, das bereits existiert. Hier wäre eigentlich nur anzumerken, dass man diesen Vorgriff schon früher hätte tätigen können, weil dass die Konjunktur nicht gerade oben ist, weiß man eigentlich schon länger. Insofern ist aus meiner Warte kostbare Zeit verstrichen, aber lieber später als gar nicht. Das wäre dazu zu sagen.

Das Zweite ist, meine Sorge ist eher nicht, dass mit dem Geld nicht Vernünftiges angestellt wird. Man kann sicherlich über die eine oder andere Maßnahme diskutieren, aber meine Sorge begründet sich eher darin, ob die 40 Millionen EUR tatsächlich in dem Ausmaß früher zur Anwendung gelangen, als dies ursprünglich vorgesehen gewesen wäre, weil das Ganze ist Teil eines Konzepts eines Investitionsbudgets. Man hat Pläne, man hat Vorhaben und nun geht es darum, nicht nur umzuschichten, sondern es geht darum, mit einer doch erklecklichen Summe schneller etwas zu unternehmen. Da frage ich mich, ob die Ressourcen da sind, wenn ich mir insbesondere das aktuelle Planungs- und Durchführungschaos beim Otto-Wagner-Spital anschaue, wo ich den Eindruck habe, dass schon ein bisschen etwas aus dem Ruder gelaufen ist, was jedenfalls den Umbau im Rahmen des Otto-Wagner-Spitals anbelangt. 

Kurz und gut, ich meine, unsere Sorge ist eher darin begründet, ob diese 40 Millionen EUR - das ist, wie gesagt, kein kleiner Betrag - ausreichend schnell in die Wirtschaft gepumpt werden, sodass man in der Tat von einer konjunkturbelebenden Maßnahme sprechen kann und dass sich nicht sozusagen nach zwei oder drei Jahren herausstellt, dass es in Wahrheit ein Placebobeschluss war, wo wir eine konjunkturbelebende Maßnahme beschlossen und die Mittel bereitgestellt haben, aber die Abwicklung eigentlich doch nicht wesentlich schneller vonstatten gegangen ist, als dies ohnedies geplant war. Wir werden uns also seitens der Volkspartei sehr genau anschauen, ob die Investitionsmaßnahmen in diesem Jahr und auch im folgenden Jahr deutlich von den bis dato budgetierten Größenordnungen abweichen und dann werden wir beurteilen können, ob es tatsächlich diese konjunkturbelebende Maßnahme gegeben hat, von der wir heute sprechen, aber grundsätzlich jetzt und hier ein Ja zu dieser vorgezogenen Investitionsmaßnahme von 40 Millionen EUR im Rahmen des KAV. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Kollege Mag Kowarik hat sich zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Mag Helmut Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Es ist hier schon ein paar Mal die Zahl 40 Millionen EUR genannt und mit anderen Beträgen verglichen worden. Ich möchte das auch gleich eingangs meiner Wortmeldung tun.

Wir haben hier beschlossen, dass dem KAV eine jährliche Investition in der Höhe von 1,5 Milliarden S, das sind 120 Millionen EUR, vom Magistrat zukommt. Wenn wir jetzt die Zahl 40 Millionen EUR betrachten, muss man schon sagen, dass zusätzlich ein ganz schöner Betrag aus dem Bereich des KAV für Investitionsmaßnahmen zur Verfügung gestellt wird. Wir haben von Anfang an, als dieser Betrag beschlossen worden ist, gesagt, dass diese jährliche Summe von 1,5 Milliarden S zu gering ist und dass auch die Valorisierung von 0,8 Prozent sicherlich dazu beiträgt, dass eigentlich absehbar ist, dass hier zu wenig Geld für Investitionen zur Verfügung gestellt wird. 

Dass wir eine Fülle von Investitionen im Krankenanstaltenverbund haben, ist bekannt. Ich möchte mich daher jetzt nicht in Einzelheiten verbreitern, sondern lediglich feststellen, dass wir gesagt haben, wir haben es von Anfang an für zu wenig gefunden. Wir haben auch im Dezember 2001 einen diesbezüglichen Antrag eingebracht, dass dieser Investitionsbeitrag erhöht und auch dafür gesorgt werden soll, dass er alle Jahre bis 2004 erhöht wird. Dieser Antrag ist abgelehnt worden. 

Jetzt müssen wir feststellen, dass uns diese 40 Millionen EUR, die aus den Rücklagen des Unternehmens Krankenanstaltenverbund zu nehmen sind, ins Haus stehen. Das sind ein paar Dinge, die mir nicht ganz gefallen, denn es hat den Anschein, als ob hier, nachdem das Budget erstellt war und nachdem der Wirtschaftsplan des Krankenanstaltenverbunds festgestellt war - der diesmal sicherlich nicht einfach festzulegen war, weil der Krankenanstaltenverbund nunmehr ein Unternehmen ist und eigentlich eine andere Form der Budgetierung da war -, plötzlich nach einem halben Jahr, nachdem das alles festgelegt worden ist, Gelder für die Gesamtwirtschaft zur Verfügung stehen sollen. Sicherlich - davon bin ich überzeugt - werden diese 40 Millionen EUR für Investitionen im Bereich des Krankenanstaltenverbunds verwendet werden, die allerdings konjunkturbelebende oder arbeitsplatzverbessernde Maßnahmen nach sich ziehen sollen. Damit ist es aber schon eingeschränkter, wofür das Geld eigentlich verwendet werden kann, denn ich kann mir eigentlich nicht vorstellen, dass das dann für Geräte verwendet wird, sondern dass man mehr oder weniger Wert darauf legen wird, dass das für bauliche Maßnahmen, die irgendwie auch beschäftigungspolitisch zum Niederschlag kommen, verwendet wird. Ob das dann unbedingt im Sinne des KAV ist, bleibt dahingestellt.

Besonders bekritteln möchte ich - das ist schon angesprochen worden -, dass wir eigentlich überhaupt nicht wissen, was mit dem Geld geschieht. Ich möchte allerdings dazusagen, dass wir auch damals bei der Vorlage des Wirtschaftsplans des KAV bekrittelt haben, dass wir nicht wissen, was letztendlich mit diesen 1,5 Milliarden S geschieht, weil ein Globalbudget vorgelegt wurde, das nicht aufzeigt, was in den einzelnen Häuser zu tun ist oder was dort investiert werden soll. Ähnlich ist es jetzt hier. Hier werden aus den Rücklagen 40 Millionen EUR herausgenommen und für Investitionen verwendet. Man weiß nicht wofür und man wird es letztendlich auch nicht nachvollziehen können, ob sie wirklich so verwendet worden sind, wie es hätte sein sollen, weil ich fürchte, dass wir, wenn die Aufzeichnungen und die Berichte des KAV so sind, wie wir es jetzt erlebt haben, nicht nachvollziehen können, was für die einzelnen Häuser mit den 40 Millionen EUR gemacht worden ist.

Wir haben im Ausschuss zugestimmt. Wir haben sehr lange im Klub darüber diskutiert. Wir werden aber auch jetzt zustimmen, weil wir es für wichtig finden und glauben, dass es notwendig ist, dass zusätzliche Investitionen getätigt werden. Ich möchte aber doch darauf hinweisen, dass es sich hier um Rücklagen des Krankenanstaltenverbunds handelt, die für Investitionen verwendet werden, von denen wir eigentlich erwartet hätten, dass diese von der Stadt Wien bezahlt werden. Es kann ja sein, dass, wenn wir das weiter so durchführen, dann plötzlich die Rücklagen aus sind. 

Dass der Krankenanstaltenverbund diese Rücklagen für eigene, ganz dringende Zwecke sehr wohl notwendig hat, können wir auch aus diesem Aktenstück ersehen, weil ein Teil dieser Rücklagen, nämlich 17 Millionen EUR, für Personalaufwendungen verwendet werden soll, und zwar für Personalaufwendungen, die man vorher - das muss ich dem Generaldirektor zugute halten - nicht wusste und die auch nicht budgetiert waren, weil die Gehaltserhöhungen, die durchgeführt worden sind, über das erwartete Ausmaß hinausgegangen sind. 

Wir haben von der Problematik im Pflegebereich gesprochen, dass es zum Beispiel auch dazu kommen kann, dass eine geriatrische Zulage kommt. Diese könnte wiederum die erwartete Budgetierung übertreffen und es kann dann dazu kommen, dass der KAV dann plötzlich kein Geld mehr hat, um solche Zahlungen durchzuführen.

Wir stimmen jedenfalls zu, hoffen aber, dass die Rücklagenentnahme in Hinkunft in einer anderen Art und Weise vor sich gehen wird. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: GR Rudolf Hundstorfer hat sich gemeldet. Ich bitte ihn zum Rednerpult.

GR Rudolf Hundstorfer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Es ist an und für sich natürlich verlockend, zu sagen, wenn wir schon zusätzliche Wirtschaftsimpulse tätigen, dann versuchen wir, gewisse Geräteinvestitionen, die ohne weiteres - keine Frage - zu tätigen sind, damit zu tätigen. Es ist nur genau diametral dessen, was dieses Geld gedacht ist, weil dieses Geld ist nicht gedacht, um eine Großfirma, die noch dazu die Wertschöpfung für dieses Gerät nicht innerhalb der Republik Österreich hat, zu fördern - das ist nicht Sinn und Zweck dieser Wirtschaftsmaßnahme -, sondern der Sinn und Zweck dieser Wirtschaftsmaßnahme ist es, in erster Linie dem Wiener Baugewerbe, dem Wiener Baunebengewerbe und was an gewerblichen Betrieben noch alles dazugehört, einen Wirtschaftsimpuls zu geben beziehungsweise bestehende Arbeitsplätze abzusichern. - Das ist der eine Punkt.

Der zweite Punkt: Herr Mag Kowarik, Sie gestatten mir einen kleinen Rückblick auf Ihre zustimmende Wortmeldung. Das, was an Großgeräten vorgesehen ist, ist im Wirtschaftsplan extra ausgewiesen und war auch Bestandteil des Wirtschaftsplans, den wir hier im November hatten. Das ist an und für sich nachvollziehbar. Es sind grundsätzlich alle Projekte, die jetzt umgesetzt werden, keine Neuerfindungen. Die Hälfte des Geldes wird dazu verwendet, um bei bestimmten Großprojekten, wie zum Beispiel Küche Wilhelminenspital, wie zum Beispiel Küche Kaiser-Franz-Josef-Spital beziehungsweise Geriatriezentrum Süd, die vorgesehenen Bauraten zu verstärken. Die Hälfte des Geldes geht dafür weg, dass bei bestehenden Großprojekten, die laufen, die ausgeschrieben sind, was es rundum alles gibt, halt nicht der vorgesehene Betrag X, sondern der vorgesehene Betrag X plus Y versehen und so rasch als möglich verwendet werden kann. Das heißt, wir haben kürzere Bauzeiten, wir haben diesen Wirtschaftsimpuls und wir haben auch den Effekt der Nachhaltigkeit, weil das Geld ist, das in den Folgejahren bereits eingeplant war. Dieses Geld ist in Wahrheit ein geplantes Geld und wir ziehen das vor. An und für sich ist das, glaube ich, eine richtige Budget- und Wirtschaftspolitik, ich sage jetzt nicht im Gegensatz zur Bundesregierung, weil das Match haben wir uns schon zwei Tage lang geliefert, sondern das ist halt der Weg, dass es Wien besser macht, dass es Wien etwas anders macht. Wir sind halt der Meinung, wenn Arbeitsplätze gefährdet sind, wenn die Wiener Wirtschaft gefährdet ist, wollen wir so rasch als möglich einen entsprechenden Impuls geben. Das ist dieser Punkt. 

Ein weiterer Punkt ist, dass wir uns im Sinne der Wiener Wirtschaft bemühen, akut zu helfen, rasch zu helfen und eine ganze Reihe von Kleinprojekten in die Hand zu nehmen, wo wir nicht neu ausschreiben müssen, sondern wo wir bestehende Kontrahentenausschreibungen verwenden können. Es ist natürlich klar und dazu bekenne ich mich, damit das jetzt nicht missverstanden wird - Herr Ing Rudolph ist auch ein Wissender, nachdem er in diesem Bereich tätig ist -, wenn wir heute sagen, wir tun es, ist mit der Gesamtprojektierung, Ausschreibung und so weiter, ein gewisser Zeitrahmen verbunden. Im Winter der Wiener Bauwirtschaft zusätzlich Geld zur Verfügung zu stellen, ist zwar nett, aber in Wahrheit nicht wirksam. Demzufolge wird es eine Reihe von Kleinprojekten geben, die teilweise - ich sage das jetzt sehr salopp formuliert - minimalistische Dinge sein werden, seien es Stationsausmalungen, sei es, dass WC-Gruppen erneuert werden, sei es, dass Stationen saniert werden, das heißt, eine ganze Reihe von wirklich kleinen Projekten, die in den Anstalten alle da sind, die in der berühmten Schublade liegen, die ausprojektiert sind, die ausdiskutiert sind, die mit allen möglichen Dingen versehen sind und wo wir ganz einfach rasch sagen können, dass wir das tun. Das ist der zweite Teil dieses heutigen Betrags.

Dass wir uns natürlich weiterhin bemühen werden müssen, das Budget im Rahmen zu halten und dass wir uns bemühen müssen, weiterhin Einnahmen für den KAV in verstärktem Ausmaß zu erzielen, ist kein Geheimnis. Dass der KAV natürlich nicht jenen Kurs nach dem Motto "Hurra! Was kostet die Welt?" fahren kann, ist auch kein Geheimnis. Deshalb bemühen wir uns auch darum, die Finanzierungen des Gesundheitswesens längerfristig und nachhaltig abzusichern, da wir unter anderem nicht aus Jux und Tollerei immer wiederum sagen, wir brauchen eine moderate Beitragserhöhung unserer Sozialversicherungsbeiträge. Das ist nicht, weil wir jetzt meinen, wir müssen, sondern das ist ganz einfach aus dem tiefen Verständnis heraus, dass der Solidarbeitrag zur Absicherung unseres Gesundheitswesens immer noch der bessere Weg als die so genannte Eigenvorsorge der Kranken ist, nämlich dass dann die Kranken noch weniger in die Krankenhäuser gehen, weil sie Angst haben, sich das nicht leisten zu können. 

Das heißt, dieses heutige Geschäftsstück ist einerseits im Sinne einer nachhaltigen Wirtschaftsförderung beziehungsweise andererseits einer sehr kurzfristigen Wirtschaftsförderung und Förderung der Arbeitsplätze in Wien. 

Zu der von Ihnen zitierten Geriatriezulage, Herr Mag Kowarik: Ich habe Ihnen am Dienstag um 2 Uhr in der Früh nicht darauf geantwortet. Ich darf Ihnen aber jetzt mitteilen, dass es schon eine sehr lange und alte Forderung ist und dass wir uns grundsätzlich über das Prozedere einig sind. Wir sind uns grundsätzlich darin einig, wie sie ausschauen soll, wie sie konfiguriert sein soll. Ich gehe davon aus, dass wir im Laufe des heurigen Kalenderjahrs die praktische Umsetzung noch zu Stande bringen werden. Es ist natürlich ein Teil dessen, was bei der Mitarbeiterbefragung herausgekommen ist, und es ist ein Teil des Umsetzen des Programms, vor allem für die in der Geriatrie Beschäftigten, zusätzlich einen gewissen Beitrag zu entwickeln, um dieses dort auftretende Arbeitsleid etwas angenehmer zu gestalten, soweit man dieses Wort hier verwenden kann. 

Ich ersuche demzufolge für die Sozialdemokratische Fraktion um Zustimmung zu diesem Geschäftsstück im Interesse der Wiener Wirtschaft, aber auch im Interesse von uns allen, weil hier der Wirtschaft, aber in erster Linie den Patientinnen und Patienten in den Wiener Spitälern und Pflegeheimen, geholfen wird. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist somit geschlossen. 

Die Frau Berichterstatterin hat auf das Schlusswort verzichtet.

Wir kommen damit sofort zur Abstimmung. 

Wer von den Damen und Herren des Gemeinderats für die Postnummer 34 ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Das ist mehrheitlich, gegen die Stimmen der Grünen, angenommen. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 36 (02382/2002-GGS) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Anhebung des Honorars des Wiener Drogenbeauftragten. 

Die Frau Berichterstatterin, GRin Klicka, kommt zum Rednerpult und leitet ein. 

Berichterstatterin GRin Marianne Klicka: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegendem Geschäftsstück. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Dr Pilz. Ich erteile es ihr.

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!

Wenn wir uns heute gegen dieses Geschäftsstück aussprechen, dann nicht, weil wir damit die Arbeit des Herrn Dr David als Drogenbeauftragter kritisieren wollen, sondern weil es uns nicht gefällt, dass auf eine höchst lapidare Weise die wichtige Aufgabe des Drogenbeauftragten an jemanden mit einer Honorarerhöhung in einer Verlängerung vergeben wird, der schon sehr viel in dieser Stadt macht und auch in vielen Themen aktiv ist. Wir schätzen die Situation so ein, dass dieser Job einer sein sollte, dem man sich mit einer möglichst ungeteilten Aufmerksamkeit widmen soll und nicht als Teil einer multifunktionalen Rollenauffassung, wie das bei Herrn Dr David der Fall ist. 

Herr Dr David ist Allgemeinmediziner und hat einen Kassenvertrag. Das macht Arbeit, nehme ich doch an, denn ich gehe davon aus, dass er seine Patienten und Patientinnen gut versorgen möchte. 

Er ist weiters Schularzt in einem Blindeninstitut. Wenn er diese Aufgabe ordentlich erfüllen will, muss er Zeit dafür aufwenden, um sich mit den Schülern zu beschäftigen, die speziell in so einer Institution hohe Zuwendung und auch die Zuwendung eines Arztes brauchen. 

Und er ist Hausarzt in einem Pflegeheim. Wir wollen doch hoffen, dass er dort die alten Menschen gut betreut, mit der nötigen zeitlichen, emotionalen und energiemäßigen Ressource, die er zur Verfügung hat. 

Nicht genug damit, arbeitet er in zwei Dialogdrogeneinrichtungen und ist dort hoffentlich auch ungeteilt der Aufgabe aufmerksam, die er zu erfüllen hat. 

Worüber wir heute reden, ist, dass er zu all diesen Dingen, die schon mehr als einen Mann beschäftigen würden, so meine ich, auch noch im Ausmaß von 20 Wochenstunden Drogenbeauftragter dieser Stadt ist. Ich frage mich, wieso sich die Stadt Wien nicht dazu entscheiden kann, jemanden zu beauftragen oder den Herrn Dr David zu fragen, ob er nicht seine Prioritätenliste neu orientieren möchte, kurzum, die es ermöglicht, dass diese Aufgabe von jemandem erfüllt wird, der damit leben kann, dass der Tag 24 Stunden hat. Denn auch für Herrn Dr David hat der Tag 24 Stunden und da sollte der Job eines Drogenbeauftragten einen prominenten Platz einnehmen. 

Ich habe das schon im Ausschuss zur Debatte gestellt und angemerkt, dass ich mir nicht vorstellen kann, wie das alles im Eilzugstempo, von einem Job zum anderen, erledigt werden kann. Der Drogenkoordinator, der nicht der Herr Drogenbeauftragte ist, sondern der Herr Drogenkoordinator Hacker, der anwesend war, ist dann auf meine Fragen eingegangen, ich muss sagen, in einer sehr arroganten Weise. Ich sage das nicht deshalb, weil ich mich persönlich irgendwie emotional betroffen fühle, aber wir haben ein Aktenstück, in dem eine Honorarerhöhung zur Genehmigung vorgeschlagen wird und in dieses Honorar ist ziemlich viel hineinverwurstet, jene Aufgabe, von der wir schon gesprochen haben, aber auch die Entlohnung einer Sekretärin und der Betrieb der infrastrukturellen Einrichtungen, die die Arbeit des Drogenbeauftragten mit sich bringt. Ich habe nachgefragt, wie man nun das Honorar differenzieren kann, was die Sekretärin bekommt, welche Aufwendungen für Telefon und so weiter zu veranschlagen sind, und Herr Hacker hat gemeint, ich könnte einmal im Grünen Klub nachschauen, ob der Akt von 1992 - heiße zehn Jahre alt - noch da ist, denn darin stünde das alles. (GRin Ingrid Korosec: Das ist unglaublich!) 

Sie sagen, es ist unglaublich, Frau Korosec. Es ist unglaublich, wie man im Ausschuss mit Fragen der Opposition umgeht! Es spricht für den schlechten Service, der der Opposition geboten wird, wenn man meint, in so einem lapidar kurzen Akt, der im Übrigen nicht die Aussagen, die ich hier für Sie mache, nämlich die Multifunktionen des Herrn Dr David, enthält, sondern lediglich lapidar die Honorarerhöhung, und von uns erwartet wird, dass wir in einem Akt aus dem Jahr 1992 nachschauen, wo viele von uns - ich zum Beispiel - noch nicht im Amt waren, was darin steht, wie sich die Summe aufteilt.

Ich halte es nicht für eine seriöse Vorgangsweise, in das Honorar des Drogenbeauftragten gleich die Sekretärin einzurechnen. Ich würde einmal sagen, so viel Zeit, so viel Aufklärung, so viel Transparenz müsste sein, dass uns hier eine nachvollziehbare, verständliche und begründete Darlegung der Kosten und der Honorarsteigerung vorgelegt wird, denn es geht immerhin um künftig 80 900 EUR im Jahr, für diejenigen, die noch in Schillingen denken, 1,1 Millionen S. 

Ich bin nicht gewillt hinzunehmen, dass wir im Ausschuss, aber auch hier abgespeist werden mit Hinweisen, dass wir in unseren alten Akten von 1992 nachschauen sollen, falls wir diese finden und Sie uns die Informationen kurzum gleich gar nicht vorlegen. Dies lässt noch den Schluss zu, dass sich in der Drogenpolitik der Gemeinde Wien seit 1992 offensichtlich nichts geändert hat, denn sonst könnten Sie vielleicht ein paar innovative Bemerkungen machen, wenn Sie einen solchen Akt vorlegen. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Schmalenberg. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Heidrun Schmalenberg (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Es geht heute um die Anhebung des Honorars des Wiener Drogenbeauftragten. Wir werden dieses Aktenstück ablehnen. Aber nicht, weil es um die Valorisierung des Gehalts geht, sondern weil es erstens darum geht, wie belastbar ein einzelner Mensch ist. Frau Dr Pilz hat schon berichtet, wie viele Tätigkeiten Herr Dr David zu erfüllen hat. (GR Dr Harald Troch: Sagen Sie das auch dem Herrn Gaugg!) Zweitens werden wir dieses Aktenstück ablehnen, weil das Team, das in dieser Stadt für Drogenpolitik verantwortlich ist, eine Politik macht, die wir Freiheitliche ablehnen. 

Vor allem im Bereich der Drogenprävention wird unserer Meinung nach viel zu wenig getan. Im Kindergarten sollte die Prävention bereits beginnen. Hier zeigt sich eine doch erfreuliche Entwicklung, denn das Institut für Suchtprävention hat uns die Auskunft gegeben, dass in Kooperation mit der MA 11 endlich begonnen wird, die Prävention und die Fortbildung zu intensivieren. Das freut mich sehr und das finde ich sehr gut, aber in der Volksschule klafft dann schon wieder die Lücke. Hier gibt es immer noch keine Suchtprävention, die wienweit alle Kinder erreicht. Dabei sind gerade die Kinder im Volksschulalter besonders aufnahmewillig. Es tut mir Leid um jedes Kind, das es nicht geschafft hat, eine gesunde selbstkritische Einstellung mit sich und seinem Körper zu finden. Manche Kinder können das von selbst, andere brauchen unsere Hilfe. Wenn wir das nicht erkennen, dann können wir die Entwicklung beim Drogenmissbrauch von Kindern und Jugendlichen, die ein dramatisches Ausmaß annimmt, nicht aufhalten.

Wir müssen auch ein vermehrtes Augenmerk auf die Sekundärprävention legen. Besonders geht es mir darum, dass in den Wiener Schulen Projekte durchgeführt werden, die den Jugendlichen eine bewusste und eigenverantwortliche Einstellung zu den Drogen Alkohol und Nikotin vermitteln sollen. Diese Süchte sollten meiner Meinung nach ein ganz großes Thema in den Schulen sein, denn erstens sind Alkohol und Zigaretten gerade im Wachstum besonders schädlich und zweitens wird ein Mensch, der Nein zur Zigarette sagt, auch Nein zu anderen Drogen sagen. (Beifall bei der FPÖ.) 
Sehr geehrte Frau Stadträtin, ich habe hier ein Schreiben der Wiener Schulärzte, die Alarm schlagen, weil das Rauchverhalten von jugendlichen Mädchen einen sprunghaften Anstieg genommen hat. Nach Ihren vorgestrigen Ausführungen in der Gesundheitsdebatte darf ich hoffen, dass Sie die Wiener Schulärzte darin unterstützen werden, die Wiener Schulen zu rauchfreien Zonen ähnlich wie U‑Bahn-Stationen und Krankenhäuser zu wandeln. (Beifall bei der FPÖ.) 
Weil Sie, sehr geehrte Damen und Herren von der SPÖ, immer das Märchen von der stabilen Wiener Drogensituation verbreiten und weil Sie auch Ihre eigenen Versäumnisse immer auf die Bundesregierung abwälzen, muss ich ein paar Worte zu den Maßnahmen, die die Bundesregierung zur Verbesserung der Drogensituation gesetzt hat, sagen. Auf die Änderungen im Bereich des Suchtmittelrechts, die Herabsetzung der Grenzmengen und so weiter möchte ich nicht im Detail eingehen. Das Ziel dieser Maßnahmen ist aber, bessere Voraussetzungen für eine effektive Strafverfolgung des Drogenhandels zu schaffen. Selbstverständlich werden gleichzeitig die gesundheitsbezogenen Alternativen für Drogenabhängige im Rahmen von "Therapie statt Strafe" nicht nur gewahrt, sondern verbessert.

Besonders im Bereich der Prävention hat die Bundesregierung eine deutliche Intensivierung der Maßnahmen vorgenommen. Vor allem die Tätigkeitsschwerpunkte "außerschulische Jugendarbeit" und "Alkohol" sind uns ein Anliegen. Es geht uns vor allem um Verbesserungen im Bereich des Jugendschutzes, um ein Werbeverbot für Tabak und Alkohol sowie um die Erschwerung des Zugangs von Kindern und Jugendlichen zu diesen Drogen. Ich verstehe in diesem Zusammenhang nicht, warum es nicht möglich war, im Wiener Jugendschutzgesetz den Verkauf von Alkohol und Zigaretten zu verankern. Sehr geehrte Damen und Herren, wir haben jedenfalls die Gewerbeordnung erfolgreich beeinsprucht und wir haben eine Studie in Auftrag gegeben, die sich mit dem Thema "Jugendschutz im Zusammenhang mit Alkoholausschank und Verkauf" beschäftigt. Wir werden nicht müde werden, ehe wir die Aktion "Kein Alkohol unter 16" umgesetzt haben. (Beifall bei der FPÖ. - GR Kurt Wagner: Ich erinnere nur an Ihre Gemeinderatswahlaktivitäten!) 
Im November haben wir jedenfalls den Auftakt für das Projekt "Jugend und Alkohol" gesetzt, das auf einer WHO-Studie aufbaut und in Zusammenarbeit mit dem Anton-Proksch-Institut und mit der Alkoholkoordinations- und ‑informationsstelle erarbeitet wurde. Wir haben weiters einen Fortbildungskurs für Angestellte im Gastgewerbe mit dem Titel "Responsible Serving" initiiert. Wir haben weiters einen Wettbewerb für Projekte zur Alkoholprävention begonnen, wo sich einzelne Menschen, Vereine und Verbände, aber auch ganze Gemeinden, beteiligen und wo das Ziel ist, den Alkoholkonsum einzuschränken und alkoholfreie Alternativen zu fördern. (GR Heinz Hufnagl: So wie im FPÖ-Wahlkampf das Gratisbier!) 
2002 konnten die Fördermittel im Drogenbereich von 23 Millionen S auf 25 Millionen S aufgestockt werden. Mit diesen zusätzlichen Mitteln wird vor allem die Prävention für Kinder und Jugendliche intensiviert werden. 2002 wurden daher die Fachstellen für Suchtvorbeugung stärker als bisher gefördert. Es ist hier zu einer Aufstockung um mehr als 50 Prozent gekommen. Auch bei den Therapieeinrichtungen und bei den Beratungseinrichtungen ist eine Erhöhung vorgenommen worden.

Zu den Therapieeinrichtungen möchte ich sagen, dass wir in Wien immer noch viel zu wenig Therapieplätze haben und dass die Qualität von manchen Einrichtungen mehr als zu wünschen übrig lässt. "Junkiehotel" wird eine Wiener Einrichtung im Volksmund bezeichnet, weil jeder weiß, dass die Patienten, die eigentlich von ihrer Krankheit geheilt werden sollten, dort von besonders findigen Dealern regelmäßig mit Stoff versorgt werden. Solche Einrichtungen, sehr geehrte Damen und Herren, mit Steuergeld zu subventionieren und obendrein von den Betroffenen und ihren Angehörigen noch Geld zu verlangen, das kann man nur als fahrlässig bezeichnen.

Es ist uns daher ganz besonders wichtig, die Qualität der Einrichtungen der Drogenhilfe sicherzustellen. Deshalb werden in Zukunft qualifizierte Einrichtungen der Drogenhilfe vom Bundesministerium im Bundesgesetzblatt veröffentlicht werden. Damit soll der Wildwuchs von teilweise zweifelhaften Einrichtungen endlich eingedämmt werden. (Beifall bei der FPÖ.) 
Ein weiteres Projekt, das uns ganz wichtig ist, ist die Aus- und Weiterbildung für alle Gesundheits- und Sozialberufe, die mit Drogenkranken zu tun haben, Ärzte, Psychotherapeuten, klinische Psychologen und Sozialarbeiter, seien sie im Bereich der Therapieeinrichtungen tätig oder im Bereich der Substitutionsbehandlung. Besonders im Zusammenhang mit dem Substitutionserlass wurde von Experten immer wieder die Notwendigkeit einer verbesserten suchtspezifischen Qualifizierung, insbesondere der niedergelassenen Ärzte, aber auch der Amtsärzte, betont. Die jetzige Bundesregierung ist endlich tätig geworden und das ÖWEG erstellt die inhaltlichen Grundlagen für diese Weiterbildungsmaßnahmen. 

Sehr geehrte Damen und Herren, die Wiener Drogenpolitik kennzeichnet sich durch Intransparenz und Willkür aus. Intransparenz deshalb, weil Geldflüsse im Bereich der Drogeneinrichtungen nicht nachvollziehbar sind, und Willkür, weil ein Mann allein die Arbeit einer ganzen Einrichtung boykottieren kann, nur weil er irgendwelche nicht nachvollziehbaren Ressentiments hat. Denn die Tatsache, dass in der Drogenambulanz im AKH noch immer keine Sozialarbeiter tätig werden konnten, weil Peter Hacker diese boykottiert, ist, finde ich, ein Skandal. 

Sehr geehrte Damen und Herren, ich freue mich ganz besonders, dass vor wenigen Minuten im Parlament die Novellierung der Straßenverkehrsordnung beschlossen werden konnte. Ich bin sehr froh, dass es endlich gelungen ist, diese Verfassungsbestimmung durchzubringen. Froh sind alle Österreicherinnen und Österreicher, froh sind die Autofahrerorganisationen, übrig geblieben sind die Grünen. 

Sehr geehrte Frau GRin Jerusalem, dass Sie eine notorische Kämpferin für den Missbrauch von illegalen Drogen sind, haben Sie gestern wieder bewiesen. Sie haben auch bewiesen, dass Sie alles andere als eine Fachfrau sind. Damit Sie jetzt endlich einmal erfahren, wie diese dringend benötigten Maßnahmen gegen Drogenlenker genau aussehen, darf ich sie Ihnen kurz erklären.

Wenn ein Exekutivbeamter einen Autofahrer anhält, dann wird er schauen, ob es Hinweise auf den Konsum von Drogen gibt. Das ist beispielsweise eine unsichere Fahrweise bei 0,0 Promille, die Verengung oder Erweiterung der Pupillen oder auch wenn der Computer drei Vorstrafen wegen Drogenkonsum auswirft und wenn ein Lenker gerade einen Joint in der Hand hat, was immer wieder vorkommt. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Anschließend wird der Autofahrer dem Amtsarzt vorgeführt. Dieser wird Reaktionstests durchführen und wenn sich der Verdacht erhärtet, dass der Lenker Drogen konsumiert hat, dann erst wird er ins Spital zum Bluttest kommen. (GR Dkfm Dr Ernst Maurer: Frau Schmalenberg, das haben wir alles schon in der Zeitung gelesen!) Wenn sich der Lenker weigert, dann wird das, wie beim Alkohol, als Schuldeingeständnis gewertet werden. 

Werden beim Drogentest Drogen im Blut festgestellt, dann kann es zum Entzug des Führerscheins und zu einer Geldstrafe kommen und es wird eine Meldung an das Gesundheitsamt erstattet. Ganz besonders wichtig ist, dass das Gericht nicht eingeschaltet wird, es kommt zu keiner Anzeige. Dann ist das Gesundheitsamt am Zug und wird feststellen, ob es sich um einen Erstkonsumenten oder um einen Drogenabhängigen handelt. (GR Mag Christoph Chorherr: Das steht nämlich im Bluttest!) Der Drogenabhängige wird dann aufgefordert, eine Therapie zu besuchen und wenn er diese Therapie regelmäßig besucht, dann ist das Kapital abgeschlossen. Erst wenn er verweigert, eine Therapie in Anspruch zu nehmen, wird das Gericht eingeschaltet, sehr geehrte Damen und Herren. Wenn Sie immer noch behaupten, dass mittels Harntest zuckerkranke Menschen, die Insulin benötigen, kriminalisiert werden sollen, dann kann ich Ihnen nicht mehr helfen! 

Sehr geehrte Damen und Herren, wir werden weiterhin die Legalisierung von Cannabis verhindern, weil wir mit den legalen Drogen schon genug haben! (Beifall bei der FPÖ.) 

Wir werden weiterhin gegen Fixerstuben eintreten, weil wir diese für ein gesellschaftspolitisches Experiment halten, das tödliche Folgen haben kann. Wir Freiheitliche bleiben lieber bei unserem kurativen Ansatz. Wir wollen die Heilung der Drogenkranken und wir wollen, dass die Behandlung die Abstinenz zum Ziel hat. (GR Mag Christoph Chorherr: Prost!) 

Sehr geehrte Damen und Herren, wir lehnen dieses Geschäftsstück ab, weil die Wiener Drogenpolitik die Problematik verharmlost und die Betroffenen verunsichert. (Beifall bei der FPÖ. - GR Günter Kenesei: Ein Bierzelt ist Ihnen egal!) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster ist Herr GR Kurt Wagner zum Wort gemeldet. - Bitte.

GR Kurt Wagner (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Vorsitzender! Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!

Ich möchte meine Ausführungen heute mit einem kleinen Zitat beginnen, das da lautet: "Es gibt auf der Welt nicht viel Gutes, es sei denn, man tut es." 

Frau Kollegin von der Freiheitlichen Partei - ich habe Ihnen das schon einmal bei einer Diskussionsdebatte mitgeteilt -, wenn Sie schon Forderungen in den Raum stellen, bin ich bei Ihnen, Prävention, Alkoholmissbrauch bei Jugendlichen, nur dann sollten Sie sich in Ihrer Gesamtpartei daran halten und nicht wie im abgelaufenen Gemeinderatswahlkampf Freibier an Jugendliche ausschenken. Da sind Sie dann für den Missbrauch mitverantwortlich! (Beifall bei der SPÖ. - GR Kurth-Bodo Blind: Und wie ist das mit dem Leykam?) 
Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen, eines möchte ich hier namens meiner Fraktion auch festhalten: Bei all den politischen Streitigkeiten, die Fraktionen untereinander austragen sollen in diesem Haus - ich darf das persönlich sagen, denn ich kenne die Kollegin Susi Jerusalem jetzt schon sehr lange -, halte ich es für nicht vertretbar, in diesem Hause einer frei gewählten Mandatarin vorzuwerfen, sie würde eine Kämpferin für den Drogenmissbrauch sein! Ich sage das bewusst als Mitglied der Sozialdemokratischen Fraktion über eine Kollegin der grünen Fraktion. Hören Sie mit solchen dummen Verdächtigungen bitte auf! (Beifall bei der SPÖ und bei den GRÜNEN.)

Meine Damen und Herren! Sie haben in den Ausführungen meiner beiden Vorrederinnen gesehen, wie unterschiedlich die Positionen hier sein können. Der einen Partei, nämlich unseren Freunden von der grünen Fraktion, arbeitet unser Drogenbeauftragter insgesamt zu viel, die macht sich Sorgen, dass er das arbeitsmäßig nicht bewältigt, der anderen Partei, der freiheitlichen Fraktion, arbeitet er naturgemäß viel zu wenig. Hier gilt ebenfalls der Grundsatz, meine Damen und Herren, allen Menschen recht getan, ist wahrscheinlich eine Kunst, die niemand kann. 

Ich hätte schon an die Kollegin Pilz einen kleinen Hinweis. Ich glaube, es wäre nicht notwendig gewesen, dass Sie sich die Akten aus dem Jahr 1992 angeschaut hätten. Ich hätte einen persönlichen Rat für Sie: Hätten Sie Herrn Dr David einfach selber angerufen. Das ist ein so ehrlicher und integrer Mensch, dass er Ihnen das alles einwandfrei beantwortet hätte. Damit wären Ihre Informationslücken auf einmal beseitigt gewesen. (Beifall bei der SPÖ. - GRin Dr Sigrid Pilz: Schreiben Sie es doch in die Akten!) 

Meine Damen und Herren, ich halte es für verwunderlich, dass hier eine teilweise sehr merkwürdige Diskussion zu einem Akt stattfindet, der eigentlich klar und eindeutig ist. Es geht um eine Persönlichkeit, die sowohl in der Fachwelt als auch im politischen Bereich, von solchen, die Drogenpolitik und Drogenprävention ernst nehmen, vor allem durch sein persönliches und sein menschliches Engagement besonders angetan sind. Es geht hier nicht um eine Neubestellung, liebe Kolleginnen und Kollegen, eines Generaldirektor-Stellvertreters, zum Beispiel einer Pensionsversicherung, der extremste Vorstellungen in seiner Gehaltsentwicklung hat. Da fragen Sie nicht, ob der überhaupt von der Zeit her in der Lage ist, das alles zu leisten. Der darf sein Mandat im Nationalrat behalten und soll Generaldirektor-Stellvertreter werden.

Ich darf Ihnen sagen, ich habe hier eine Aussendung, eine Vorinformation der APA zur morgigen Ausgabe von "NEWS", in der steht, dass es bereits einen Vertrag gibt, zumindest einen Vorentwurf eines Vertrags für Herrn Gaugg. 10 000 EUR und unkündbar auf Lebenszeit. (Aufregung bei der SPÖ.) Meine Damen und Herren, das ist die Personalpolitik und die Stellung der Freiheitlichen Partei! 

Aber jetzt sage Ihnen noch etwas. Es kommt noch viel ärger. Gestern fand die Generalversammlung der Pensionsversicherungsanstalt der Angestellten statt und ich habe mir von Herrn GenDior Wetscherek erzählen lassen, dass er zum Herrn Sozialminister beordert wurde. Das wird auch in diesem "NEWS" zitiert. 

In einer Aktennotiz desavouiert zum Beispiel auch Herr Sozialminister Haupt die Chefin und Vizekanzlerin Susanne Riess-Passer, die stets auf einen Mandatsverzicht Gauggs bestanden hatte, massiv. Unter Punkt 5 heißt es in Bezug auf die Doppelfunktion wörtlich: "Hinsichtlich des Nationalratsmandats sieht er" - Haupt - "kein unüberbrückbares Problem, zumal Bedienstete in gleich gelagerter Verwendung auch andere Tätigkeiten (zum Beispiel Aufsichtsratsmandate) ausüben." - Liebe Kolleginnen und Kollegen, das ist ein bisschen ein Unterschied. Ein Aufsichtsratmandat und gleichzeitig Generaldirektor-Stellvertreter und Nationalratsabgeordneter, ich frage mich, wieso der Gaugg das eigentlich braucht. Bei Ihrer Einkommensregelung mit 66 000 S kommt er sowohl mit der einen als auch mit der zweiten Funktion bereits darüber. Völlig unnötig. 

Aber was wirklich das Verwerfliche ist, ist, einen Generaldirektor eines so großen Unternehmens in das Ministerbüro zu zitieren. Gauggs Chef in der PVA wurde von Haupt - wieder aus "News" - am Morgen des 29. Mai ins Büro des Sozialministers zitiert und vom Ressortchef persönlich mit einem halben Dutzend Wünschen in Sachen Gaugg-Vertrag konfrontiert. Haupts zentrale Forderungen, so die geheime Aktennotiz wörtlich: "Herr Gaugg ist per 1. Juni 2002 in den Dienst zu stellen und bei der Gebietskrankenkasse anzumelden." - "Ebenso geht er" - Haupt - "davon aus, dass mit Gaugg ein Sondervertrag in Aussicht genommen wird, der den herkömmlichen Sonderverträgen entspricht."

Meine Damen und Herren, eines ist mir neu in der Privatwirtschaft. Bei der erstmaligen Bestellung - sei es darum, dass er Generaldirektor-Stellvertreter wird -, ist es normalerweise nicht üblich, jemandem einen unbefristeten Dienstvertrag zu geben. (GR Franz Ekkamp: Drei Jahre!) Vorher schaut man sich den einmal an, ob er überhaupt diese Funktion kann, ob er dort etwas weiterbringt, aber gibt ihm nicht einen unbefristeten Vertrag, der ihn so absichert, dass man dem Herrn dort dann eigentlich nichts mehr machen kann. (GR Johann Römer: Wie bei den ÖGB-Funktionären früher!)

Und da stellen Sie sich, Frau Kollegin, hier hin und regen sich über den Drogenbeauftragten der Gemeinde Wien auf. (GR Johann Römer: Ein bisschen Wahrheitsgehalt bitte, Herr Kollege Wagner!) Da geht es nicht um 200 000 EUR, meine Damen und Herren, sondern da geht es, wenn Sie sich das umrechnen, im Monat um 3 974 EUR. Das ist im Prinzip die ganze Wahrheit in dieser Diskussion.

Wenn Sie Herrn Dr David vorwerfen - das möchte ich Ihnen auch sagen -, er tut zu wenig, dann frage ich Sie, wer zu wenig tut. Es tun Ihre Minister in den Ministerien zu wenig. Wissen Sie, dass es im Gesundheitsbereich keinen einzigen Drogenexperten mehr auf Bundesebene gibt? Die gibt es nicht mehr. Es hat früher zwei gegeben. Ich werde Ihnen sogar die Namen sagen, Herr Dr Viskot als Psychiater und Frau Dr Erlach als Psychologin. Die gibt es nicht mehr. Das ist Ihr Beitrag zur aktiven Drogenpolitik und zur Drogenprävention! Die Leute, die etwas davon verstehen, sind nicht mehr dort. Das ist Ihr Beitrag und dazu gratuliere ich Ihnen! (Beifall bei der SPÖ.) 

Meine Damen und Herren, damit aber nicht genug, es kommt noch ärger. Die Bestellung dieses Herrn Generaldirektors kostet die PVAng - jetzt hören Sie mir einmal zu - 1,5 Millionen S Headhuntingkosten für die Firma Jenewein, damit ein Gutachten erstellt wurde, das im Prinzip ausgibt, was man vorher auch machen hätte können, hätte der Haupt gleich gesagt, es gibt sowieso nur einen Kandidaten, der in Frage kommt und das ist für ihn der Gaugg. Er wird es, egal was dabei herauskommt. Da hätten Sie den Steuerzahlerinnen und Steuerzahlern zumindest 1,5 Millionen S ersparen können. Ich frage mich, wer das bezahlen soll. Wie mir gesagt wurde, sind die Selbstverwaltungsträger in der Sozialversicherung nicht bereit, dass sie die 1,5 Millionen S bezahlen. Das muss halt dann der Herr Minister mit einer Weisung veranlassen. Ich gratuliere Ihnen dazu, weil das werden wir genauestens verfolgen! (GR Johann Römer: Sie haben es ja beschlossen! Die Selbstverwaltung hat es beschlossen!)
Meine Damen und Herren, jetzt komme ich zurück zum Herrn Dr Alexander David. Wenn hier gesagt wurde, der Herr Dr David hat eine Situation, wo man einfach Angst hat, dass er die Leistungen, die notwendig sind, nicht mehr erbringen kann, dann darf ich Ihnen auch etwas sagen, Frau Kollegin Pilz. Ich habe gestern mit Herrn Dr David ein sehr langes Gespräch gehabt und habe mich mit ihm ein bisschen unterhalten, nicht nur politisch, sondern auch privat. Ich habe ihn gefragt, was er denn überhaupt macht und wie hoch seine Stundenanzahl ist. Das werde ich Ihnen jetzt zur Information mitgeben. 

Sie haben in einem Recht, Dr David ist Arzt für Allgemeinmedizin in einer Ordination im 2. Wiener Gemeindebezirk. Mit allen Kassen, das muss man auch dazusagen. Er hat dort 20 bis 25 Stunden pro Woche, weil, seit er in Wien Drogenbeauftragter ist, hat er seinen Patientenstand aus diesen Gründen um 30 Prozent reduziert, da er sich für diese Funktion als Drogenbeauftragter genügend Zeit nehmen wollte. 

Wenn Sie das Heim der Caritas, ebenfalls im 2. Bezirk, in der Laufberggasse, angesprochen haben, darf ich Ihnen sagen, da macht der Dr David nichts anderes, als jeder frei praktizierende Arzt. Er ist in diesem Heim nicht angestellt. (GRin Dr Sigrid Pilz: Das habe ich auch nicht gesagt!) Er hat dort fünf Privatpatientinnen, die er betreut, die ihn aber nicht jeden Tag brauchen. Sie brauchen ihn auch nicht wöchentlich, sondern nur ab und zu. Nach seinen eigenen Angaben, und ich zweifle nicht am Wahrheitsgehalt, braucht er dafür auf das ganze Monat gesehen, zirka 1 Stunde pro Woche für diese Tätigkeit mit den fünf Patientinnen. 

Dann ist er noch Drogenbeauftragter. Seit dem Jahr 1998 hat er hier einen Arbeitsvertrag mit 20 Wochenstunden. 

Rechnen Sie sich das jetzt zusammen, vorher 20 bis 25, da 20 und die 1 Stunde dazu. Bei dieser Gelegenheit sollte man auch nicht unerwähnt lassen - das haben Sie richtigerweise auch gesagt -, dass in seiner Honorarnote auch der Gehalt der Sekretärin enthalten ist, aber nicht nur das, sondern es ist auch das Geld für Telefonkosten, Faxkosten und so weiter darin enthalten. Dieser Vertrag wurde seit 1992 nicht einmal indexvalorisiert. Sie brauchen sich nur den Verbraucherpreisindex anzuschauen, dafür hat er seit zehn Jahren keinen Schilling mehr bekommen. Wenn man seine Tätigkeit mit der Funktion Dialog, wie Sie vorher auch gesagt haben, zusammenrechnet, wo er - ich werde Ihnen genau nachschauen, weil ich ihn diesbezüglich auch interviewt habe - auf 10 bis 15 Wochenstunden kommt, macht er insgesamt 60 bis 64 Stunden in der Woche, was einem täglichen Arbeitsanfall von 10 bis 12 Stunden entspricht. 

Meine Damen und Herren, da können Sie sich, glaube ich, alle bei der Nase nehmen. Wer von uns arbeitet nicht auch 10 bis 12 Stunden in seiner politischen Funktion? Von jedem Manager, der heute von Ihnen irgendwo ins Rennen geschickt wird, verlangen Sie, dass er auf jeden Fall diesen Zeitrahmen und diese Stundenanzahl erbringen muss. Nichts anderes, als ich damit sagen möchte, der Dr David macht seine Sache gut, hat seine Sache immer gut gemacht und wird, wie wir glauben, diese Sache auch künftig gut machen. 

Wenn die Freiheitlichen meinen, sie wissen nicht, was generell im Bereich der Drogenpolitik und Prävention gemacht wird und was der Dr David diesbezüglich macht, darf ich Sie einladen, bei den Sitzungen des Drogenbeirats ein bisschen besser aufzupassen, denn dann werden Sie es wissen und auch hören, was, unbestritten von den Fachleuten, die darin sitzen, Herr Dr David alles höchstpersönlich und mit einem Engagement, das wirklich bewundernswert ist, tut. 

Ich sage es Ihnen aber jetzt, was er tatsächlich alles tut, weil Wiederholen den Lerneffekt erhöht, allerdings nur in Überschriftenform, denn sonst würden wir noch sehr lange hier sitzen. 

Er ist einer der Hauptbeteiligten bei der Umsetzung des Wiener Drogenkonzepts und berät die Stadt Wien bei der Behandlung und Betreuung von Drogenabhängigen. Meine Damen und Herren, wenn das so schlecht wäre, was er dort macht, dann verstehe ich nicht, wieso Tirol das Modell Wien 1 zu 1 übernommen hat. Wenn das so schlecht wäre, kann ich mir nicht vorstellen, dass zum Beispiel das schwarze Bundesland Tirol die Wiener Drogenpolitik diesbezüglich übernimmt. Aber es gibt auch noch andere Beispiele. Salzburg und Niederösterreich haben es ebenfalls fast 1 zu 1 kopiert. Ich sage Ihnen, Sie unterliegen einem Trugschluss. Die Wiener Drogenpolitik in Verbindung mit Herrn Dr David funktioniert erstklassig. Sie ist nicht nur ein Vorbild für Wien, sondern für ganz Österreich und darüber hinaus in ganz Europa. 

Herr Dr David ist weiters zuständig für die Zusammenarbeit mit den Dienststellen der Stadt Wien, mit verschiedenen Einrichtungen, mit den zuständigen Magistratsabteilungen. Er arbeitet sehr eng - das ergänzt seine Tätigkeit und schließt sie nicht aus, wie ich glaube - mit dem Stadtschulrat für Wien, mit der Bundespolizeidirektion und mit der Ärztekammer zusammen. Da habe ich wieder eines gemacht, ich habe den Herrn Ärztekammerpräsident angerufen und ihn gefragt, ob es denn Probleme mit Dr David gäbe, ob es so gravierende Meinungsunterschiede der Ärzteschaft mit unserem Drogenbeauftragten gibt. Ich darf Sie wieder beruhigen, denn hier wurde mir gesagt, es sei eine völlig konfliktfreie Zusammenarbeit und eigentlich hätte man noch nie so gut mit jemandem zusammengearbeitet wie mit Dr David. 

Sie dürften anscheinend immer die falschen Leute fragen. Es ist nicht gescheit, immer nur Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Herrn Haupt zu fragen, die haben oft gar nicht das Studium, sind schneller wieder weg und wissen oft das Wenigste. Fragen Sie wirklich Leute, die etwas davon verstehen, meine Damen und Herren der Freiheitlichen! (Beifall bei der SPÖ.)
Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, hoher Gemeinderat, ich könnte Ihnen jetzt noch seitenlang einige Dinge aufzählen, was unser Dr David noch macht. Was ich aber hier machen möchte, ist - und das gehört, glaube ich, zur Pietät und zur Menschlichkeit -, dass ich dafür hier Herrn Dr David einen sehr persönlichen und einen sehr herzlichen Dank aussprechen möchte. Die Kosten für die Vertretung zum Beispiel seiner Sekretärin bei Urlaub, Krankenstand, werden ebenfalls von ihm im Rahmen des Honorarvertrags getragen. Ich überlasse es, liebe Kolleginnen und Kollegen, Ihrer Fantasie, Dr Alexander David einzuschätzen, was dieser für diese Stadt leistet und was er für ein Mensch ist. 

Ich persönlich kann Ihnen nur eines sagen, und das in meinem Namen und auch im Namen der Sozialdemokratischen Fraktion: Wir sind froh, einen so engagierten Menschen, Arzt und Mitarbeiter in unserer Mitte zu haben. Wären nur alle so wie Dr David, sagen Sie das Herrn Gaugg und einen schönen Gruß von mir. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Wir haben eine weitere Wortmeldung: Herr Dr Tschirf. Ich erteile ihm das Wort.

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Der Stil, den wir hier jetzt erlebt haben, ist wirklich einer, der in diesem Hause keinen Platz haben sollte. Es geht hier ... (GRin Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Na geh!) Es geht hier wirklich um eine ernste Sache und ich würde alle ersuchen, sich auch an den Eid zu erinnern, den Sie abgelegt haben, für diese Stadt zu arbeiten. Wir können aber trennen zwischen dem Stil, der hier gepflogen wird, und der Person des Herrn Dr David. Sie sind eigentlich hier schon am besten Weg gewesen, uns dazu zu bringen, dass wir das ablehnen, aber wir können sehr wohl zwischen dem einen und dem anderen unterscheiden.

Ich würde die Mehrheitsfraktion hier in diesem Haus bitten, in Zukunft mehr Ernsthaftigkeit und mehr Seriosität an den Tag zu legen. Das wäre eigentlich der bessere Weg für Wien und für die Wiener Bevölkerung. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer für die Postnummer 36 in der vorliegenden Form ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Danke, das ist mehrstimmig, ohne die GRÜNEN und ohne die FPÖ so angenommen.

Es kommt nun Postnummer 4 (02460/2002-GIF) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den "Verein zur Förderung von Frauen im Internet".

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrstimmig, ohne die Freiheitlichen, so angenommen.

Es kommt nun Postnummer 5 (02333/2002-GJS) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein "Hildegard-Burjan-Institut".

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrstimmig, ohne GRÜNE und Freiheitliche, so angenommen.

Es gelangt nun Postnummer 7 (02336/2002-GJS) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein Rosa Lila Tip.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrstimmig, ohne die Freiheitlichen, so angenommen.

Es gelangt nun Postnummer 8 (02337/2002-GJS) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Verband Wiener Volksbildung. 

Ich ersuche Frau GRin Novak-Schild, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Barbara Novak-Schild: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Cordon. Ich erteile es ihr. - Sie haben 20 Minuten Zeit. - Bitte schön. 

Ich lasse mir von euch nicht vorhalten, ich dränge die Demokratie, aber ich hoffe, Sie schaffen es in 5 Minuten auch. - Bitte. (Heiterkeit bei der SPÖ und bei den GRÜNEN.)
GRin Waltraud Cecile Cordon (Grüner Klub im Rathaus): Werden wir sehen, danke jedenfalls. 

Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Auch wenn hier schon eine ziemliche Aufbruchstimmung herrscht, wollte ich trotzdem nicht versäumen, zu diesem Geschäftsstück, das die Subventionierung des Jüdischen Instituts für Erwachsenenbildung betrifft, auch ein Wort zu sagen, nämlich zur Subventionshöhe.

Ich habe nicht das Gefühl, dass die Stadt Wien es wirklich ernst meint mit dem, was dieses Institut vermitteln soll. Denn bei einer Jahressubvention von 10 900 EUR - ich kam bei meiner lässigen Umrechnung von 150 000 S auf immerhin 12 000 EUR, das muss aber ein Irrtum gewesen sein -, was im Monat ungefähr 800 EUR beträgt, ein engagiertes Programm, ein zweisemestriges engagiertes Programm, das viermal die Woche mit mindestens zwei, drei Referaten, drei Veranstaltungen pro Abend stattfindet, da können Sie sich selber ausrechnen, wie viel da für einen Abend übrig bleibt.

Zugegeben, der Bund steuert 17 000 S - ich habe es nicht umgerechnet - für die Gehälter bei. Es sind zwei, in dem Fall Frauen, angestellt, die Leiterin und eine Mitarbeiterin. Eine Leiterin eines solchen Unternehmens mit 17 000 S pro Monat, das kann nicht Ihr Ernst sein. Natürlich, Sie geben noch eine Kleinigkeit aus dieser tollen Jahressubvention dazu, aber selbst dann ist das noch kein Gehalt für diese Position. 

Was ist nun die Aufgabe dieses Instituts? - Ich will hier kurz ein Inhaltsverzeichnis, es ist aus dem Jahre 2000, heranziehen. Da ist zum Beispiel das Jüdische Lehrhaus, das ist eine Vermittlung über die religiösen Bräuche im Judentum. Jüdische Philosophie, jüdische Geschichte, Geschichte und Literatur, Literatur, Kirchen und Judentum, Ausstellungen - da könnte ich Ihnen verraten, für wie viel Geld man im Jüdischen Institut eine Ausstellung auf die Beine stellen muss. Ich hatte das Vergnügen dort, und ich habe es gerne gemacht, ich habe für ganze 2 000 S die ganze Arbeit dort verrichtet. Psychologie, Therapie, Musik, Tanzkurse, Tanz-Workshop, Sprachkurse, Exkursionen und ein Israel-Workshop.

All diese Programme sind nicht in erster Linie für die jüdische Bevölkerung gedacht, sondern für die Gojims, also eigentlich für unwissende, aber immerhin interessierte Menschen.

Mit diesem Geld ist es kaum möglich, hochkarätige Referenten einzuladen. Es ist nicht möglich, effiziente Werbung zu machen, was ja heute ein oberstes Gebot ist. Das Institut wird wirklich gerade so am Leben erhalten, dass es nicht sterben muss, aber auch nicht wirklich leben kann. Für das Projekt Jüdische Theaterwochen muss man halt um Projektsubvention ansuchen. Ja, okay, ja, ich weiß. 

Aber Sie können nicht für, ich weiß nicht wie viele Projekte, jedes Mal um Subvention ansuchen, denn das übersteigt wirklich die Arbeitskapazität dieser zwei Frauen. Das können Sie nicht verlangen.

Zum Beispiel: 2002 100‑jähriger Geburtstag von Rose Ausländer. Das wäre dort eine ganz besonders wichtige Veranstaltung gewesen. Rose Ausländer - ich weiß nicht, ob sie Ihnen ein Begriff ist -, eine jüdische Lyrikerin, die noch im alten Österreich geboren ist, die man allerdings 1947 in Wien nicht sehr wohlgefällig aufgenommen hat, sie lebte und starb dann in Deutschland. 

Die wirklich wichtigen Referenten wären aus Deutschland zu holen gewesen samt dem Ausstellungsmaterial. Es war nicht möglich, weil es einfach zu teuer ist. Es wäre wirklich dringendst nötig, um die Aufgabe dieses Instituts zu erfüllen, nämlich jüdisches Leben und jüdische Kultur an eine interessierte Bevölkerung weiterzugeben, hier wirklich einmal zu überlegen, ob es nicht möglich wäre, mehr Geld dafür locker zu machen.

Jetzt hat man mir heute schon gesagt, ja, warum suchen sie nicht um mehr Geld an. Ich gebe zu, das ist eine eigene Sache. Ich kenne den Präsidenten Rosenkranz, er traut sich nicht, irgendwo gibt es da Schwierigkeiten. Also, die Leiterin dieses Instituts und auch Frau Mag Unger-Klein weiß davon und wäre sehr glücklich, wenn sie ein bisschen mehr Geld bekäme, aber sie allein kann das wohl ohne Zustimmung von Präsident Rosenkranz nicht beantragen.

Das Institut braucht mehr Geld - und man wird mir vielleicht dann erklären, was so komisch ist daran, ich würde mich wirklich interessieren -, um ein anspruchsvolles Programm bieten zu können und ich glaube, dass das in dieser Stadt wirklich dringend notwendig und eine sehr lohnenswerte Aufgabe wäre. - Ich danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Frau Berichterstatterin, bitte.

Berichterstatterin GRin Barbara Novak-Schild: Liebe Kollegin, ich danke Ihnen für die inhaltlich flammende Rede und Sie können versichert sein, wir unterstützen dieses Institut inhaltlich sehr, wir begrüßen die Arbeit, die dort passiert, auch die Qualität, in der sie ausgeführt wird und auch ich möchte, weil Sie es auch schon erwähnt haben, was den Akt betrifft, den Vorschlag machen, und vielleicht setzen Sie sich auch im Institut nochmals dafür ein, dass sie, wenn Sie glauben, dass sie mehr Geld brauchen, das nächste Mal auch anders kalkulieren und auch anders beantragen. 

Denn eines, glaube ich, können wir uns auch nicht gefallen lassen, nämlich den Vorwurf, hier nicht rechtmäßig gehandelt zu haben oder zu zeigen, dass es uns das nicht wert ist, denn es ist uns so viel wert, was beantragt wurde und es ist genau das, was beantragt wurde, jetzt auch im Akt zum Beschluss vorgeschlagen und letztendlich ist es auch das, was in der Kalkulation, die beigelegt wurde und die auch dem Akt beiliegt, als Differenzbetrag aufscheint und als Subvention auch eingeplant ist. Also, vielleicht sollte man innerhalb des Vereins hier auch auf eine Linie kommen und im nächsten Jahr schauen wir, wie die Situation dann aussieht, und ich beantrage einmal die Zustimmung zu diesem vorliegenden Poststück. (GR Gerhard Pfeiffer: Entschuldigen brauchen Sie sich aber nicht!) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr GR Pfeiffer, es ist dieses Geschäftsstück kein Anlass für Zwischenrufe, dafür ist es viel zu ernst. 

Postnummer 8 in der vorliegenden Fassung. 

Ich darf die Zustimmenden um ein Zeichen mit der Hand ersuchen. - Das ist einstimmig so angenommen. 

Postnummer 10 (02424/2002-GJS): Sie betrifft die Subvention an den Verein der Freunde der Wiener Städtischen Büchereien. 

Wer dafür ist, den darf ich um ein Zeichen mit der Hand ersuchen. - Das ist einstimmig so angenommen. 

Postnummer 12 (02438/2002-GJS): Sie betrifft eine Subvention an den Verein "Förderung von Kommunikation von Nachbarschaftshilfe im Stuwerviertel - Bassena". 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrstimmig, ohne die Freiheitlichen, so angenommen. 

Postnummer 38 (02645/2002-GSV): Sie betrifft das Plandokument Nr 7409 im 10. Bezirk, KatG Favoriten und Oberlaa Stadt. 

Frau GRin Bayr, bitte.

Berichterstatterin GRin Petra Bayr: Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. - Herr GR Mag Chorherr, bitte.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Meine Damen und Herren!

Weil ich schon bei der Rechnungsabschlussdebatte zum Bereich Planung dazu ausführlich gesprochen habe, möchte ich es kurz machen. Für mich ist mit dem Beschluss heuer dieses Thema nicht beendet. Ich möchte Sie noch einmal erinnern, warum ich diese Überplattung so falsch finde, das denkbare Projekt der Überplattung Südosttangente mit der Errichtung von Wohnbauten, Bürobauten, Geschäftszonen et cetera, mit nachweislichen Lärmbelastungen signifikanten Ausmaßes für die Wohnbebauung - das weiß man -, wie kann man also so etwas widmen. 45 Dezibel sind in Önormen vorgeschlagen, dort erwartet man 60 Dezibel, das ist mehr als das 2 ½fache an Lärmbelastung. Wie kann man so etwas widmen! 

Ein zweites Argument: Weitab von einem hochrangigen öffentlichen Verkehrsmittel, zu Fuß 15 Minuten. Das ist falsch, wir werden weiterhin, wenn es darum geht, wenn diese Widmung vorbei ist, alle uns möglichen Schritte einleiten, um weiter hier klar zu machen, dass das ein falscher Standort ist. Wir werden hier auch eine öffentliche Diskussion weiterführen und wir werden auch im Zuge des Bauträgerwettbewerbs, der ja jetzt im Gange ist, und auch dann bei der Wohnungsvergabe sagen, dass es sich hier nicht um den Monte Laa, sondern um den Monte Lärm handelt, und das als Ergebnis von falscher Planungspolitik in dieser Stadt. 

Heute nur kurz diese Argumente, eine weitere wesentliche und heftige Auseinandersetzung aber noch in der Öffentlichkeit. Wir werden aus diesem Grund selbstverständlich nicht zustimmen. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Frau GRin Frank, bitte schön.

GRin Henriette Frank (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Wahlversprechen der SPÖ 1996, die U‑Bahn in den Süden Wiens, Wahlversprechen 2001 der SPÖ, Verlängerung der U‑Bahn in den Süden Wiens. Und was ist passiert? - Nichts. 

Und wir haben schon Vorschläge vor 1996 erbracht, nämlich die U‑Bahn-Verlängerung in den Süden und parallel dazu eine Schleife, die die Laaer-Berg-Straße anbindet. Sie wurde nicht zur Kenntnis genommen, aber die Überplattung wurde verwirklicht. 

Und wie sieht jetzt die Zukunft aus? - Herr StR Schicker hat in einem Arbeitsausschuss gesagt, er werde eine Busverbindung herstellen, kein attraktives öffentliches Verkehrsmittel wie es in den Bezirksleitlinien gefordert ist, aber die Buslinie soll in der Absberggasse fahren, wo schon jetzt Gutachten eine Auslastung von 108 Prozent prognostizieren. Und ich frage Sie, wie ein Bus auf einer Straße mit 108 Prozent Auslastung fahren kann, denn Fließverkehr kann man das dann nicht nennen. 

Wir stimmen dem jetzt zu, obwohl es - und das möchten wir ausdrücklich betonen - keine Lösung, sondern nur eine Notlösung darstellt. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die Debatte ist somit, da niemand mehr zum Wort gemeldet ist, geschlossen. 

Frau Berichterstatterin, bitte.

Berichterstatterin GRin Petra Bayr: Ich möchte feststellen, dass das Flächenwidmungsstück 7409 schon in seiner vorherigen Fassung ein Hochhaus vorgesehen hat und dass es in der jetzigen Form, wie es uns vorliegt, nur eine andere Form und eine andere Kubatur hat, eine höhere, schlankere Bebauung, eine andere Silhouette zulässt mit einer Bebauung bis zu genau 110 Metern. Im Hochhauskonzept ist der Standort schon vorher auch als Hochhaus drinnen und vorgesehen gewesen.

Zur Verkehrserschließung und zum öffentlichen Verkehr möchte ich sagen, es gibt eine Verkehrsuntersuchung von Lust aus dem Jahr 2001. Schon da ist klar und festgeschrieben, dass der 68 A in Spitzenzeiten auf 3 Minuten verdichtet werden soll und muss. Das ist auch mit den Wiener Verkehrsbetrieben ausverhandelt und das wird auch so sein. Es wird zusätzlich zwei Haltestellen des 68 A zwischen der Absberggasse und der Urselbrunnengasse und es wird auch eine Ampel geben, damit es möglich ist, dann gefahrlos zur Schule zu kommen. 

Ich denke mir aber, dass es aber auch durchaus sinnvoll ist, längerfristige Überlegungen anzustellen und ich freue mich auch sehr, dass die FPÖ schon 1996 gefordert hat, dass man die U 1 in den Süden verlängern muss, das ist hervorragend. 

Wir halten jetzt auch schon seit den Siebziger Jahren die Fläche auf der Trasse dafür frei, also wir sind auch schon ein Stückchen früher darauf gekommen, dass das wichtig und notwendig ist, und ich denke mir, wenn dann hoffentlich möglichst bald einmal die U 1 in den Süden, in die Hansson-Siedlung verlängert wird, ist es durchaus möglich, den jetzigen östlichen Ast des 67igers nicht nur durch die Favoritenstraße zu führen, sondern über die Laaer-Berg-Straße an den Südeingang des Kurparks und so auch dieses Gebiet anzubinden, also sowohl die Schmidtstahlwerke von hinten als auch die Porr-Gründe. 

Abschließend möchte ich sagen, es ist erwähnt worden, dass nächste Woche die Jury des Bauträgerwettbewerbs zusammentritt. Der Schwerpunkt dieses Bauträgerwettbewerbs war kinder- und jugendfreundliches Planen und Bauen und ich hoffe, dass sehr viele, sehr kreative, sehr gute Ideen in diesem Wettbewerb vorkommen, die wir dann auch verwirklichen können und hoffe, dass die Bebauung auf der Platte ein wirkliches Pilotprojekt im Sinne der jungen Bewohnerinnen und Bewohner wird und bitte um Zustimmung zu diesem Akt. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer für die Postnummer 38 in der vorliegenden Fassung ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrstimmig ohne die GRÜNEN so angenommen. 

Es gelangt die Postnummer 39 (02677/2002-GSV), Plandokument Nr 7337, 12. Bezirk, KatG Altmannsdorf, zur Verhandlung. 

Der Berichterstatter ist Herr GR Deutsch.

Berichterstatter GR Christian Deutsch: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Chorherr.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Meine Damen und Herren! 

Bevor man mir jetzt hier das Wort abdreht, nur noch einen Satz zum vorigen Dokument, was ja nicht zulässig ist, aber ich sage nur einen Satz: Dass niemand auf das Lärmargument eingegangen ist, weder ein Redner der SPÖ, noch auch die Berichterstatterin, ist schon interessant. (GR Gerhard Pfeiffer: Es ist so laut herinnen!) Ja, vielleicht war es so laut herinnen, ich würde das nicht so auf die leichte Schulter nehmen, ich finde das wirklich absurd. 

Aber so wie das Leben differenziert ist, haben wir es jetzt mit einem Akt zu tun, den ich über weite Strecken, über weiteste Strecken, für sehr gut vorbereitet und für ein sehr interessantes, aus den verschiedensten Bereichen interessantes, wichtiges Entwicklungsgebiet erachte. 

Das Erste ist: Es ist ein Entwicklungsgebiet, das unmittelbar an einer U‑Bahn liegt, das eine sehr gute, sehr intensive Vorbereitung der Bebauung hatte, mit Wettbewerben, Verfahren, ich glaube, auch eine durchaus vorbildliche Einbeziehung der Bevölkerung, und wo es gelungen ist, schon auf Bezirksebene sehr klar zu kommunizieren, mit den Bauträgern, auch mit der Stadt, und dass es darum geht, Chancen für einen Bezirk oder Chancen für ein zukunftsträchtiges, nachhaltiges Bauen und Wohnen zu gewährleisten. Einerseits gibt und gab es dort eine kulturelle Nutzung im Zwischenbereich und auch weitere, sehr wichtige Kriterien sollen dort erfüllt werden. 

Um bestärkend zu wirken - weil irgendwie von den Bauträgern oder von Teilen der Bauträger gesagt wurde, nun ja, das war ja nur ein Bezirksbeschluss in welchem viele Dinge gewünscht wurden -, freue ich mich, jetzt gemeinsam mit Günter Kenesei und mit Frau GRin Zankl auch einen Antrag einzubringen, der die Stadtregierung und insbesondere Herrn StR Schicker, Herrn StR Faymann und Herrn StR Mailath-Pokorny ersucht, im Zuge der Errichtung dieses großen Stadtteils Kabelwerk, einige wesentliche Ziele sicherzustellen. Wie wir wissen, sind gute Ziele, gute Planung das eine und ich glaube, dass das hier erfolgt ist. Aber die Sicherstellung dieser Ziele in einem Dialog und oft auch in einem Ringen mit Bauträgern umzusetzen, weil ja hoch gesteckte Ziele auch Geld kosten, ist ein Zweites. Und ich halte es für gut, dass das jetzt erfolgt, sage auch dazu, dass es keine Bedingung für die Widmung ist, aber es ist ein Sicherstellen, dass der Gemeinderat in der Öffentlichkeit klarstellt, dass Ziele erreicht werden sollen. 

Einmal ein sehr wesentlicher Punkt, der für mich in der Verkehrsdiskussion immer zu kurz kommt: Meine Damen und Herren, einer der größten Anteile des Lkw-Verkehrs in Wien ist der Verkehr, der Aushubmaterial abtransportiert und Material hintransportiert. Nur, um noch einmal eine Zahl zu nennen, um das zu illustrieren: Um für einen einzigen Tiefgaragenplatz das Material abzutransportieren, ein Tiefgaragenplatz, sind 12 volle Lkw-Fuhren erforderlich. 

Wenn es dort in Summe um 800 Garagenplätze geht, davon etliche Hochgaragen, und wir uns vorstellen, was da an Material abtransportiert und zu transportiert wird, wären das Zehntausende Lkw-Fahrten. Die tolle Möglichkeit aber ist, dort gibt es derzeit noch einen Gleisanschluss am Areal und der Bezirk hat es sich gewünscht, und ich denke, wir sollen uns das nicht nur wünschen, sondern wir sollen die Stadträte im Zuge der Genehmigungsverfahren ersuchen, das sicherzustellen. Es wurde auch mit den Bauträgern schon kommuniziert, dass die gesamte Bauabwicklung, Abbruch, Aushub, Zu- und Abtransport, über den bestehenden Gleisanschluss erfolgen soll. Und wenn hier steht, im größtmöglichen Ausmaß, dann sind nicht 100 Prozent gemeint, denn das eine oder andere Detail wird man möglicherweise nicht über die Bahn transportieren, aber alles, was Massengut ist, soll über die Bahn transportiert werden. Ich meine, wir sollten das auch penibel verfolgen, und was hier einmal mehr ein Pilotprojekt ist, kann und soll in Wien zum Regelfall werden. 

Das sage ich jetzt bewusst auch Richtung StR Faymann. In der unmittelbaren Umgebung sind häufig Gleisanschlüsse, man braucht hier keinen Bahnhof dazu, hier könnten wir von heute auf morgen den Lkw-Verkehr auch auf der Tangente signifikant reduzieren, signifikant! 

Ich verweise Sie da auf ein gutes Forschungsprojekt, das die Stadt Wien mit der EU hier abwickelt und das diese Chance gibt. Ich wundere mich ein bisserl, warum das in der öffentlichen Diskussion nicht die Rolle spielt, die es spielen könnte. 

Ein Zweites, meine Damen und Herren, und darüber freue mich sehr: Nach der autofreien Siedlung im 21. Bezirk wird hier eine zweite autofreie Siedlung entstehen. Um es klarzustellen, nicht das gesamte Areal, aber immerhin drei Baufelder, Größenordnung plus/minus rund 200 Wohnungen sollen dort autofrei geschaffen werden und auch hier soll klargestellt werden, dass jene Kosten, die sich die Bauträger durch die Nichterrichtung von, in dem Fall rund 180 Stellplätzen, ersparen, in Qualitäten investiert werden. 

Es geht nicht darum, dass immer die öffentliche Hand alles bezahlen muss, das sollen Bauträger finanzieren. Und wer sich von Ihnen einmal die Zeit genommen hat, für ein, zwei Stunden in den autofreien Stadtteil, Fultonstraße-Nordmanngasse zu fahren und die Qualitäten dort sieht, der merkt, dass das finanzierbar ist, dass man dort mit 20 Millionen S ganz schön viel an Dachbegrünungen, Freiraumqualitäten, Sauna, Kindereinrichtungen, finanzieren kann. 

Da wird Geld frei und das soll klargestellt werden, so soll das umgesetzt werden. Ich erspare mir jetzt ein paar andere Punkte, wo im Grunde nur klargestellt werden soll, dass der Innenbereich des Stadtteils frei von motorisierten Fahrzeugen sein kann, dass finanzielle Mittel bei der Einlösung von EPK-Flächen für die Sanierung oder für die Herstellung des Parks verwendet werden. Dort gibt es eine große Parkfläche und ich möchte darauf verweisen, dass die Freiraumgestaltung oft zu den Schwächen der Realisierung von neuen Stadtteilen zählt. 

Die Qualität von Freiflächen ist aber, im Unterschied zu Architektenwettbewerben, wo man immer oben drüber schaut und sich die Situierung der Baukörper anschaut, anders zu beurteilen. Die Menschen erleben das in einer Höhe von 1,60 bis 1,80 Metern und das ergibt oft ein anderes Bild, als man es bei Wettbewerben hat. Hier soll in Freiräume investiert werden. 

Dann geht es darum, dass wir jetzt schon kulturelle und soziale Nutzungen in den historischen Backsteinbauten haben, die in Zukunft auch dafür genutzt werden sollen und von den Bauträgern an die Stadt Wien zu Miet- und Pachtzinsen übergeben werden sollen, die deutlich unter dem Marktwert liegen. Das ist ein wichtiger Punkt, ich orte hier auch Bereitschaft von den Bauträgern, das zu tun. Ich halte es nur für wichtig, dass der Gemeinderat das auch festhält. 

Dann, die grundsätzliche Zielvorgabe, der Spielraum des ökologischen Bauens, ist ein sehr großer. Ob Bauherrn das wollen oder nicht wollen, ist etwas Wesentliches, das wir hier festhalten. Dass dem energieeffizienten Bauen, der Trinkwasseroptimierung, den Passivhäusern, der Regenwassernutzung, et cetera, höchster Stellenwert gegeben wird, ist ein weiterer Punkt. Dann geht es um die U‑Bahn-Station, die es zwar dort schon gibt, für viele, die nicht in den Süden mit der U 6 fahren, klingt Tscherttegasse irrsinnig weit weg. Sie ist aber unglaublich zentral, diese U 6-Station Tscherttegasse, wer sich den Faust oder andere Dinge angeschaut hat, kennt das, sie hat nur einen kleinen Nachteil, sie ist die kleinste U‑Bahn-Station Wiens. 

Wenn das dort errichtet wird, muss diese U‑Bahn-Station ausgebaut werden und das bitte rechtzeitig. Das hält dieser Antrag fest, dass auf die Wiener Linien eingewirkt wird, dass zeitgerecht mit einer Adaptierung der U 6-Station Tscherttegasse begonnen wird, vielleicht sogar - nicht vielleicht, sondern unbedingt - einen zweiten Eingang im Süden erhält, denn dort gibt es noch keine abwärts führende Rolltreppe. Sie ist jetzt noch eine kleine Station und es war bisher auch nicht notwendig, dass sie ausgebaut wird. 

Und ein Letztes, die Symbolik Tscherttegasse. Bitte, wer, wo, war, ist Tscherttegasse. Jeder oder viele kennen schon die Trademark Kabelwerk, eine Station weiter heißt Schöpfwerk. Dass diese Station umbenannt werden soll, zumindest teilweise in Kabelwerk, ist empfehlenswert, denn ich glaube, die Schaffung von Identitäten ist ein wichtiger weiterer Punkt, umgesetzt zu werden. Ich freue mich, dass es auch mit dem Kollegen Puchner möglich war, der das Stadtteilmanagement von der MA 21dort machen wird und der aus meiner Sicht hier hervorragende Arbeit leistet. Ich möchte mich bei vielen, bei euch allen bedanken, die sich für diese gute Planung sehr eingesetzt haben und wenn es gelingt, diese gute Planungsqualität auch bei der Errichtung unterzubringen, dann haben wir wieder einen Stadtteil, der sich sehen lassen kann. 

Wenn ich mir anschaue, wie viel der autofreie Stadtteil international nachgefragt wird - erst vor zwei Wochen war ich in Brüssel eingeladen, um das vorzustellen -, es gibt für diese Arten der Planungen weit über die Stadtgrenzen hinaus Interesse, und darum freue ich mich, dass wir über diesen Antrag abstimmen und freue mich auch, dass es möglich war, auch diesen Beschlussantrag gemeinsam einzubringen. - Danke schön.(Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. 

Herr GR Deutsch als Berichterstatter, bitte.

Berichterstatter GR Christian Deutsch: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Mit der Beschlussfassung des hier vorliegenden Plandokuments werden nun die Voraussetzungen für die Realisierung eines wahrlich beispielhaften Projekts geschaffen, denn nach einer langjährigen Planungsphase - und Kollege Chorherr ist ja darauf auch eingegangen - hat eine bemerkenswerte Planung unter einer sehr breiten Bürgerbeteiligung stattgefunden. 

Begonnen hat dieser Planungsprozess bereits im Jahre 1997 mit einem Antrag in der Bezirksvertretung Meidling, wo erste Wünsche und Vorstellungen präsentiert wurden. Mit dem Bürgerbeteiligungsverfahren 1998 wurde dann der Versuch eines kooperativen Planungsprozesses gestartet, der von Beginn an das Ziel hat, alle Beteiligten von der Stadt, vom Bezirk, die Bürger, aber auch die Bauträger und Initiativen, einzubeziehen. 

In der Folge ging es dann darum, diesen Planungsprozess, beziehungsweise diese Arbeitsgruppe zu moderieren, zu koordinieren, ein Leitkonzept zu erstellen, Untersuchungen zur Erhaltung und auch der künftigen Nutzung von Teilen des Altbestands anzustellen, aber auch laufend bestimmte Ausarbeitungen zu spezifischen Themen wie Verkehr, Leitkonzept oder Grünraum ebenfalls sicherzustellen, was letztendlich in Bebauungsstudien und - nach einer Vielzahl von einzelnen Planungsschritten - auch in der Erstellung eines Flächenwidmungs- und Bebauungsplans erfolgt ist und der Beschluss der Bezirksvertretung einstimmig am 2. Dezember 2001 erfolgen konnte, sodass in der Folge dann auch die Stellungnahmen des Bezirks in diesen Flächenwidmungsplan eingearbeitet wurden.

Darüber hinaus wurde aber auch ein Gebietsmanagement als Instrument der Qualitätssicherung eingerichtet, nämlich zur Bearbeitung all jener Ziele und Aufgaben, Ideen und Wünsche, die sowohl dem Bezirk als auch der Arbeitsgruppe wesentlich waren, die aber nicht über einen Flächenwidmungs- und Bebauungsplan direkt regelbar sind. 

Eine der Aufgaben dieses Gebietsmanagements ist es eben, den neuen Stadtteil in das gewachsene Umfeld zu integrieren, auch eine Definition des Branchen-Mix herbeizuführen, betreffend Betriebe und Kultureinrichtungen, aber letztendlich auch mit einem gesamten Maßnahmenkatalog den gesamten Ablauf zu koordinieren. Kollege Chorherr hat beispielsweise auch die Baustellenorganisation angesprochen, wie die Baumaterialien angeliefert und der Bauschutt abtransportiert werden soll, aber letztendlich auch als Anlaufstelle für lokale Initiativen gelten soll. 

Erfreulich ist auch die Bereitschaft der Bauträger, ihren Beitrag für Infrastrukturmaßnahmen zu leisten. Das betrifft nicht nur die Errichtung eines Kindertagesheims, die Herstellung eines Kinderspielplatzes innerhalb des zukünftigen Bahnparks sowie eben einen hochwertigen Ausbau der Freiräume nicht nur am Areal der Bauträger selbst, sondern auch bei den Verbindungswegen und auch bei den beiden Parkanlagen, auch immer wieder unter Mitwirkung dieses Gebietsmanagements.

Auch der eingebrachte Beschluss- und Resolutionsbeitrag greift wesentliche Bereiche auf, die sowohl im Bezirksbeschluss als auch in der Arbeitsgruppe zur Sprache gekommen sind, aber eben über die Regelbarkeit des Flächenwidmungs- und Bebauungsplans hinausgehen.

Abschließend darf ich noch darauf hinweisen, dass auf Grund eines Einsichtsvermerks der Magistratsdirektion - Verfassungs- und Rechtsmittelbüro vom 3. Juni 2002 im Gemeinderatsausschuss ein Abänderungsantrag beschlossen wurde, nämlich den Antragsplan bis zur Vorlage an den Gemeinderat so zu adaptieren, dass eine verbesserte Lesbarkeit der Planzeichen gewährleistet ist, weil die Qualität der Plandarstellung auf Grund dieser sehr detaillierten Planungsfestsetzungen verbesserungsbedürftig ist, um einen Kundmachungsmangel zu vermeiden. 

Ich darf daher mitteilen, dass ein neuer Plan mit identem Inhalt aber einer verbesserten Lesbarkeit vorliegt.

Ich ersuche nochmals um Zustimmung. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. - Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Wer der Postnummer 39 in der vorliegenden Fassung zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig so angenommen.

Wir kommen zum Beschluss- und Resolutionsantrag, der schon referiert wurde. Hier wird die sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrstimmig ohne die Freiheitlichen so angenommen.

Postnummer 41 (02307/2002-GSV). Sie betrifft das Vorhaben 10, Bitterlichstraße von Laaer-Berg-Straße bis Naderstraße. 

Wer für den Antrag in der vorliegenden Fassung ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrstimmig ohne die Freiheitlichen so angenommen.

Postnummer 43 (02626/2002-GSV). Sie betrifft das Plandokument Nr 7053 im 2. Bezirk, KatG Leopoldstadt und Brigittenau.

Herr GR Valentin, bitte. (GR Heinz Hufnagl: Vallentine!) Ich habe heute Valentin und nicht Valentein gesagt. 

Berichterstatter GR Erich Valentin: Herzlichen Dank, Herr Vorsitzender, für diese korrekte Aussprache. 

Ich ersuche aber dennoch um Zustimmung. (Heiterkeit bei den Gemeinderäten.) 
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke dir für dein Verständnis. Wir haben einen Tausch in der Reihenfolge, bitte nicht verwirrt sein.

Frau GRin Cordon, bitte. (Zu den GRe Waltraud Cecile Cordon und Mag Rüdiger Maresch: Ihr habt getauscht!)

GRin Waltraud Cecile Cordon (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Es ist noch nicht allzu lange her, dass dieses Thema Augarten ein heiß umfehdetes Thema war, und nach jahrelangem Kampf ist es eigentlich gelungen, ein für alle Beteiligten einigermaßen zufrieden stellendes Ergebnis zu bewirken.

Auch wenn die Angelegenheit Hakoah - Sportplatz - das nur am Rande - mit der jetzigen Lösung noch nicht wirklich eine glückliche Lösung ist. Es gibt Probleme, aber das ein anderes Mal.

Kehren wir zum Augarten zurück. Den unter Denkmalschutz stehenden Park zu genießen, ist einem nicht wirklich vergönnt. Denn kaum ist das eine Problem einer weiteren Ausbauung abgewendet, schießt das Wirtschaftsministerium Attacken, und zwar in massiver Form, nämlich in der Form der Vermietung der beiden Flaktürme an das Datencenter Vienna, es soll als Datenarchiv eingerichtet werden, gut. 

Zu diesem Zweck sollen die beiden Türme, nämlich der große beschädigte Flakturm um fünf Stockwerke aufgestockt werden und der kleine um zwei. Eine Außentreppe soll dazukommen, eine Zufahrt wird gebraucht, es wird ein Portal gebaut, es wird noch zusätzlich eine Außentreppe montiert oder gebaut. 

Nun kann man sagen, wir haben ja heute eine Abstimmung hier, wo die MA 21A dieses Vorhaben erst einmal ablehnt. Gut, könnte man sagen, fein, aber leider ist das noch nicht das Ende der Debatte. 

Ich lese in den Medien jeden Tag, schön, es kommt jetzt eine EDV-Firma da hinein und die Flaktürme werden ausgebaut, und so weiter.

Den Bescheid möchte ich auch noch hier vorlesen. "Es wird eine Einschränkung künftiger Nutzungen der Bunker im Sinne des Schutzgebiets gefordert. Die Bunker werden als solche im Flächenwidmungs- und Bebauungsplan nicht ausgewiesen, vielmehr sind sie von der Ausweisung Grünlandschutzgebiet - Parkschutzgebiet ohne weitere Bestimmungen erfasst. Damit ist die größtmögliche Einschränkung der Nutzung gegeben. Der Plan soll nicht geändert werden."

Jetzt muss ich leider erfahren, dass diese Entscheidung nicht wirklich ernst genommen wird. Bedeutet das jetzt, dass die Entscheidungen der MA 21A generell nicht mehr ernst genommen werden? - Es ist ein Problem, ich gebe es zu. Weil, länger, breiter, höher bauen ist einigermaßen üblich, ohne dass dann irgendwelche Einschränkungen oder sonstige Konsequenzen folgen.

Deshalb geht auch die Burghauptmannschaft weiterhin darüber locker hinweg und leider auch der 2. Bezirk. Aber schauen wir uns einmal an, wofür sie sind. Also, für die Aufstockung zweier denkmalgeschützter Flaktürme, Anbauten wie Portal, Stiegenhaus und Lift. Ein eigener Eingang wird in die Mauer, in die Augartenmauer geschlagen. Warum? - Damit natürlich erstens die Baufahrzeuge hineinkönnen, aber auch die Daten, die müssen ja geliefert werden. Die trägt ja niemand hin, oder fährt mit der Schubkarre hin. Elektrowagerl soll es dann geben, habe ich schon irgendwo gelesen, aber es werden Lkw sein. 

Zufahrtsstraßen in eine Parklandschaft, und zwar von beiden Seiten, denn der große Turm wird beliefert und der kleine Turm wird beliefert. Das heißt, es braucht zwei Zufahrtswege. Parkplätze oder Tiefgarage, da ist man sich noch nicht ganz klar darüber. Hochsicherheitsdaten in einem Hochsicherheitsbau der Nazis, nun ja, das ist Geschmackssache. Ein öffentliches Eigentum, ein in einer Parklandschaft befindliches Bauwerk wird hier einer privaten Nutzung zugeführt, die einen Zugang der Öffentlichkeit ausschließt, und das ist einmal in erster Linie zutiefst abzulehnen. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Eine Frage hat sich mir gestellt: Hat das Wirtschaftsministerium schon gewusst, als es noch um den Sportplatz der Hakoah ging, was sie da vorhat, was sie da angemeldet hat, nämlich diese EDV-Firma? Sollte das der Fall sein und das Stillschweigen des Wirtschaftsministeriums zur Folge gehabt haben, dann finde ich das so zutiefst verabscheuungswürdig, wie ich es hier eigentlich gar nicht ausdrücken kann. 

Ja, ich habe mich übrigens schon sehr gefreut. Die FPÖ, Herr Madejski, hat eine Aussendung gemacht: "Bunkeraufstockung im Augarten kommt für die FPÖ nicht in Frage." Aber inzwischen ist meine Euphorie schon wieder verflogen, denn es gibt da eine Meldung von Herrn Kollegen Wagner, der sagt, sie seien nicht generell gegen das Projekt. Sie finden die Pläne im Hinblick auf den 11. September, seit dem der Sicherheit weltweit mehr Aufmerksamkeit geschenkt wird, als originelle Idee. 

Aber dann wundert es mich eigentlich, dass Sie den Bunker nicht leer behalten wollen, denn vielleicht wäre er für uns ganz nützlich, dass wir eines Tages da hinein flüchten. Ist ein bisschen weit hergeholt, ich gebe es zu, aber es stößt einem der Gedanke auf.

Wir bringen einen Resolutionsantrag ein, dass der Aufbau der Flaktürme mit allen notwendigen sonstigen Veränderungen in diesem Kulturpark auf alle Fälle zu verhindern ist. Ich habe da eine Einladung zu einer Pressekonferenz bekommen, es soll ein Kulturpark werden. Ein Kulturpark, in dem dann die Lkw immer mal kurz an der Nase vorbeifahren. Super!

Also die Idee ist großartig, aber die Burghauptmannschaft beharrt weiterhin auf ihrem Vorvertrag und es soll bereits im Herbst mit dem Bau begonnen werden. Wir sind sehr neugierig, wie erstens einmal der Beschluss hier ausfällt und zweitens, wie ernst man den Beschluss der MA 21A überhaupt noch nimmt. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als nächster Redner ist Herr GR Mag Maresch zum Wort gemeldet.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich meine, Rudolf Valentino war ja ohnedies ein Wahnsinn, der hat aber nie etwas gesagt. Schön war er, genau. 

Ein bisschen was natürlich zu der Sache. Ein bisschen was haben wir natürlich weiter hergeholt vom Augarten. Oder wenn man so will, dort auf diesem netten Betonturm gibt es einen riesigen Handymast, außerdem gibt es dort in der Nähe eine Bürgerinitiative, die sich gegen den Hausherrn durchgesetzt hat. Also, Anlass mit einem Wort, ein Jahr Arbeitsgruppe, Emissions- und Immissionskataster zu feiern. 

So haben wir voriges Jahr den Antrag gestellt, die Arbeitsgruppe rastet für den Frieden, die gibt es noch nicht, vielleicht ist sie auch im Augarten, macht aber nix. Wir haben eine Anfrage dazu, ob da was weitergegangen ist. Jetzt aber schnell zu einem Beschluss- und Resolutionsantrag. 

Dabei geht es um eine Informationspflicht über Handymastenstandorte an die örtlichen Behörden. Faktum ist, dass die Bürger gerne wissen wollen, was auf sie zukommt. Das kann in Österreich bisher nicht sein, in der Schweiz ist es möglich, da klickt man einfach im Internet einen Stadtplan von Zürich an und bekommt die Unterlagen. Das hätten wir gerne in Wien auch. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als nächster Redner ist nun Herr GR Wagner Josef zum Wort gemeldet.

GR Josef Wagner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Die Flächenwidmung Augarten sieht in keiner Weise einen Aufbau, eine Aufstockung oder eine Veränderung der Flaktürme vor. Das ist einmal die erste Feststellung, Frau Kollegin. Sie haben das auch so berichtet und trotzdem stellen Sie sich hier heute heraus und bringen einen Antrag ein, der meiner Meinung nach überflüssig ist, der so auch nicht sinnvoll ist und nachdem Sie mich zitiert haben oder versuchen, hier unterschiedliche Meinungen zwischen dem Planungssprecher Dr Madejski und dem Bezirk herauszuarbeiten, möchte ich Ihnen kurz sagen, dass wir überhaupt keine Unterschiede hier haben, sondern dass wir ganz einfach in einer sehr sachlichen Art und Weise vorgehen, dass wir hier zur Kenntnis genommen haben, dass es ein Nutzungskonzept für diese beiden Türme im Augarten geben soll, dass darüber Vorverträge geschlossen wurden und, sehr geehrte Damen und Herren, wir halten jede Form einer sinnvollen Nutzung dieser Flaktürme für erstrebenswert und werden dem zustimmen. Aber das, was Herbert Madejski gesagt hat, dass wir einer Aufstockung, die nicht ins Stadtbild passt, die nicht mit der Flächenwidmung übereinstimmt, die nicht mit dem Denkmalschutz übereinstimmt, die nicht mit dem Naturschutz im Augarten übereinstimmt, keine Zusage geben werden, das ist eine Ankündigung, die kann sich nur auf etwas beziehen, was konkret erst vorgestellt wird. 

Wenn Sie, Frau Kollegin, konkrete Skizzen und Pläne haben, wie das ausschauen wird, dann können wir konkret darüber reden, dann könnte ich Ihnen auch heute sagen, ob wir Freiheitliche im Bezirk und letzten Endes dann im Gemeinderat dafür oder dagegen sein werden. Wir kennen die Detailpläne nicht und ich glaube, es ist sehr vieles möglich, um in Verhandlungen, in Gesprächen mit einem potenziellen Betreiber und Nutzer dieser Türme auch Kompromisse zu finden. 

Und wenn ich daran denke, dass mit diesem Projekt rund 100 Millionen EUR, also fast 1,5 Milliarden S investiert werden, dass wir damit 60 Arbeitsplätze im Bezirk bekommen, dass wir ein Eingangstor bekommen. Nicht, wie Sie behaupten, für Zufahrten zu Garagen und Stellplätzen, die es nicht im Augarten gibt, sondern ein Eingangstor an einer Stelle, wo sich Bezirksbewohner ohnehin einen leichteren Zugang zum Erholungsgebiet Augarten wünschen, dann finde ich das alles miteinander noch nicht negativ. Daher werden wir uns das konkrete Projekt anschauen und wir werden dann darüber befinden, aber wir sind nicht von vornherein die Neinsager, nur wenn es darum geht, etwas Positives aus einer negativen Sache, aus Denkmälern, die herumstehen und in Wahrheit keine Nutzung haben, zu machen. 

Daher: Unser Verhalten ist ganz einfach ein seriöses Verhalten, denn wir sagen, wir schauen uns die Pläne an. Reden wir darüber, wenn die konkreten Pläne vorliegen, dann werden wir entscheiden, ob wir zustimmen oder ablehnen. Aber Ihrem Antrag können wir heute nicht zustimmen, weil Ihr Antrag jeglicher Weiterentwicklung und Nutzung im Augarten bezüglich der Türme widersprechen würde und genau das wollen wir nicht. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als nächster Redner ist Herr amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker zum Wort gemeldet. 

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich will zum Thema Augarten nur ganz wenige Worte verlieren. 

Punkt 1: Wir haben heute einen Flächenwidmungsplan zum Beschluss vorliegen, der schon längst überfällig ist, für ein Gebiet, das schützenswert ist, nämlich den Augarten. 

Punkt 2: Im Augarten stehen zwei Relikte einer zum Glück längst vergangenen Zeit, die kaum und nur gegen hohe Kosten beseitigbar sind und es ist eher die Frage, welchen anderen Nutzungen führen wir diese Türme zu. 

Fraglos gibt es Nutzungsmöglichkeiten, wie wir aus dem 3. Bezirk, über den Bunker im Arenbergpark, wissen, wie wir über den anderen Bunker, zum Beispiel aus dem 6. Bezirk mit dem Haus des Meeres wissen. Zurzeit läuft eine Studie, deren Zwischenbericht mit der Bestandsaufnahme schon abgeschlossen ist, wo erhoben wird, welche Nutzungsmöglichkeiten denn überhaupt sinnvollerweise für solche Türme überlegt und angesprochen werden können. 

Eines ist aber auch sicher, wenn wir Nutzungsmöglichkeiten für den Bunker im Augarten erarbeiten können, dann gelten seitens der Stadt natürlich ein paar Rahmenbedingungen. 

Die eine Rahmenbedingung ist, dass die Zufahrt zu diesen Bunkern natürlich ganz genau geregelt gehört. 

Die zweite Bedingung ist, dass es schlicht und einfach keinen Parkplatz im Augarten geben kann und darf. 

Die dritte Bedingung ist, dass alle Fragen des Baues auf dem Bunker ganz genau geprüft werden müssen. 

Wie verträgt sich das mit dem Stadtbild, ist das für das Projekt auch wirklich notwendig oder kann man diese Einrichtungen nicht auch im Inneren des Bunkers unterbringen. 

Und bei diesem einen Projekt, zu dem die Burghauptmannschaft einen Vorvertrag vereinbart hat, die Burghauptmannschaft ist immerhin nichts, was der Stadt Wien gehört, sondern eine Bundeseinrichtung, bei dem einen Vorvertrag handelt es sich um einen Vor-Mietvertrag für ein Projekt, das im Wesentlichen ohne Tageslicht auskommen müsste. 

Wir kennen dieses Projekt nur aus Skizzen, es ist daher nicht möglich, über dieses Projekt zu entscheiden, und im Übrigen ist der Flächenwidmungs- und Bebauungsplan, der heute zur Beschlussfassung daliegt, schon vor so langer Zeit auch in der öffentlichen Auflage gewesen, dass niemand damit rechnen hätte können, dass wir dieses Projekt jetzt und überhaupt so blitzartig noch berücksichtigen. 

Es ist daher in dieser Form nicht in die Flächenwidmung aufgenommen, wird dort nicht aufgenommen werden und die Verhandlungen darüber, was mit den Flaktürmen sein kann, ist nur in Kooperation mit dem Eigentümer möglich und die einzelnen Nutzungsmöglichkeiten werden wir uns natürlich auch ganz genau anschauen. 

Ich darf daher um Zustimmung zu diesem Flächenwidmungsakt ersuchen und gleichzeitig um Ablehnung des grünen Antrags, denn eine Zementierung, dass gar nichts und überhaupt nichts im Augarten-Bunker passieren darf, das kann es wohl auch nicht geben. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. - Die Debatte ist somit geschlossen. 

Der Berichterstatter hat auf sein Schlusswort verzichtet. 

Wer für die Postnummer 43 ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig. Danke. 

Jetzt kommen wir zu den beiden Beschlussanträgen. 

Einmal von den GRÜNEN, Flaktürme im Augarten. 

Sofortige Abstimmung. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dieser Antrag hat nur die Unterstützung der GRÜNEN und der ÖVP und ist somit abgelehnt. 

Wir kommen zum Beschluss- und Resolutionsantrag,

 betreffend Informationspflicht über Handymastenstandorte an die örtlichen Behörden. 

Auch hier erfolgt die sofortige Abstimmung. 

Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dieser Antrag ist mehrstimmig ohne die Freiheitlichen angenommen.

Postnummer 45 (02628/2002-GSV). Sie betrifft das Plandokument Nr 7500 im 22. Bezirk, KatG Kaiserebersdorf Herrschaft. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrstimmig ohne die GRÜNEN so angenommen.

Somit ist die öffentliche Sitzung beendet. 

(Schluss um 16.54 Uhr.)

